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Übersendung von Gerichtsentscheidungen an die Geschäftsstelle
Die Auskunfts- und Beratungstätigkeit der Geschäftsstelle hängt in einem hohen
Maße davon ab, wie gut der Informationsfluss zwischen Mitgliedskörperschaften
und der Geschäftsstelle ist. Wir bitten deshalb unsere Mitglieder dringend, uns
gerichtliche Entscheidungen umgehend zu überlassen und uns über anhängige
Verfahren bei den Verwaltungsgerichten oder bei den obersten Bundesgerichten
zu informieren, damit andere Mitglieder schnell und zeitnah von diesen Erfah-
rungen profitieren können.
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fragen gestellt, die durch die Neuregelun-
gen erstmals aufgeworfen oder zumindest
verschärft worden sind. Einige davon skiz-
ziert der Autor in seinem informativen
Aufsatz. Gebäudeklassen, Abstandsflächen,
Stellplätze, die Verfahrensfreiheit, die Ge-
nehmigungsfreistellung, das vereinfachte
Verfahren und isolierte Ausnahmen und
Befreiungen sind die Stichworte, mit denen
sich der Fachreferent auseinandersetzt.

Die Lektüre dürfte für jedes Bauamt
einer Gemeinde ein „Muss“ sein.

Schnelles Internet

Zur Breitband-
strategie
des Bundes

Am 18. Februar 2009 hat die Bundes-
regierung eine Breitbandstrategie beschlos-
sen. Diese enthält vier Maßnahmenbündel,
die einzeln und ihrer Gesamtheit dazu bei-
tragen sollen, eine bessere Breitbandver-
sorgung in Deutschland zu schaffen.

Mit ihrer vorgelegten Strategie sollen
bis Ende nächsten Jahres flächendeckend
leistungsfähige Breitbandanschlüsse verfüg-
bar sein. Bis zum Jahr 2014 sollen bereits
drei Viertel aller Haushalte in Deutschland
Anschlüsse mit Übertragungsraten von min-
destens 50 Megabit pro Sekunde zur Ver-
fügung stehen.

Finanzen

Fünf Jahre
Konnexitätsprinzip

Die Einführung des strikten Konnexi-
tätsprinzips in Bayern vor fünf Jahren hat
sich trotz mancher Holprigkeiten bei der
Anwendung im Einzelfall als außerordent-
lich sinnvoll und vorteilhaft erwiesen. Die
kommunale Seite wird dadurch im Wesent-
lichen vor neuen Verpflichtungen ohne aus-
reichenden finanziellen Ausgleich geschützt,
ohne dass der Staat gehindert wäre, in der
Sache notwendige Neuerungen einzuführen.
Insgesamt kann das strikte Konnexitäts-
prinzip als bedeutender Fortschritt zur Siche-
rung der kommunalen Selbstverwaltung
bezeichnet werden, resultiert Dr. Johann
Keller, zuständiger Referent für Finanzen
und Kommunales in der Geschäftsstelle
des Bayerischen Gemeindetags, in seinem
Beitrag auf den Seiten 87 bis 89.

Es hat sich gezeigt, dass das jahre-
lange Fordern des Bayerischen Gemeinde-
tags nach Verankerung des Konnexitäts-
prinzips in der Bayerischen Verfassung
sinnvoll und letztlich erfolgreich war. Dies
hat mittlerweile auch der Freistaat Bayern
eingesehen. Er hatte lange Zeit hinhalten-
den Widerstand gegen dieses moderne
Prinzip geleistet. Erst auf Druck des Volks-
begehrens der Freien Wähler vor der
Landtagswahl 2003 hat die Staatsregie-
rung einen entsprechenden Gesetzentwurf
für eine Verfassungsänderung dem Volk
zur Entscheidung vorgelegt. Und dieses
hat mit großer Mehrheit die Stellung der
Gemeinden gestärkt.

Baurecht

Erfahrungen mit
der BayBO 2008

Die Novelle der Bayerischen Bauord-
nung im Jahre 2008 bildet nach Einschät-
zung von Dr. Franz Dirnberger, in der Ge-
schäftsstelle des Bayerischen Gemeinde-
tags zuständig für das öffentliche Bau-
recht, den Schlussstein einer Bauord-
nungsentwicklung, die mit der Novelle
1994 ihren Anfang genommen hatte und
in der Novelle 1998 fortgeführt worden
war. In seinem Fachbeitrag auf den Seiten
91 bis 94 berichtet er von den ersten Er-
fahrungen der Gemeinden und der Ge-
schäftsstelle mit der letzten Novelle.

Seiner Einschätzung nach sind die
Gemeinden auch diesmal mit den letzten
Änderungen vom Prinzip her vergleichs-
weise gut zurechtgekommen. Dennoch ha-
ben sich gerade zu Anfang viele Einzel-

Zur Erreichung dieser Ziele hat die
Bundesregierung ein Bündel aus 15 Maß-
nahmen beschlossen. Wilfried Schober von
der Geschäftsstelle des Bayerischen Ge-
meindetags beleuchtet in seinem Beitrag
auf den Seiten 95 bis 98 die einzelnen
vorgeschlagenen Maßnahmen der Bundes-
regierung und bewertet sie. Er kommt zum
Ergebnis, dass die langfristigen Zielsetzun-
gen der Breitbandstrategie des Bundes
einige gute Ansätze beinhalten, sie aber
voraussichtlich erst über einen längeren
Zeitraum greifen.

Für die bayerischen Kommunen bleibt
es bei der von den kommunalen Spitzen-
verbänden, der IHK und dem Freistaat ge-
meinsam getragenen Breitbandinitiative
Bayern und dem – bislang nur mäßig er-
folgreichen – Förderprogramm des Bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums. Es bleibt zu
hoffen, dass die angekündigten Verbesse-
rungen des Bayerischen Förderprogramms
zum einen von der EU-Kommission gebil-
ligt und zum anderen von Bayerns Ge-
meinden akzeptiert werden, um einen neuen
Schub für Investitionsmaßnahmen aus-
zulösen.

Wirtschaft

Umsetzung des
Konjunkturpakets II

Die Verkündung des Konjunkturpakets
II durch die Bundesregierung hat in vielen
Gemeinden und Städten große Hoffnungen
und Erwartungen auf einen reichen Geld-
segen ausgelöst. Der Freistaat Bayern war
und ist aufgefordert, für eine gerechte Ver-
teilung der Finanzmittel zu sorgen.

Um dieses Ziel zu erreichen, hat die
Bayerische Staatsregierung eine Bekannt-
machung erlassen, die wir Ihnen in dieser
Ausgabe der Zeitschrift im Wortlaut auf
den Seiten 99 bis 103 abgedruckt haben.
Gleichzeitig hat der Bayerische Gemeinde-
tag sechs Großveranstaltungen mit rund
2.500 kommunalen Vertretern in allen Re-
gionen Bayerns abgehalten, um über die
Förderkriterien zu informieren. Einen klei-
nen Eindruck davon erhalten Sie auf den
Seiten 104 und 105.

Weil es – wie immer – bei der Ver-
teilung von Geld möglicherweise zu Unge-
rechtigkeiten und Streit kommt, hat der
Bayerische Gemeindetag Bayerns Minis-
terpräsidenten Horst Seehofer aufgefor-
dert, auf eine einigermaßen gerechte Ver-
teilung zu achten. Das entsprechende
Schreiben finden Sie auf Seite 103.

Wichtiges
in Kürze 85
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Konjunkturprognosen unterschiedlicher
Institute für Deutschland im laufenden Jahr
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Bayerischer Gemeindetag

Reges Interesse
am Verband

Dass der Bayerische Gemeindetag ein
allseits geschätzter Gesprächspartner ist,
ist bekannt. Dokumentiert wird dies durch
zahlreiche Gespräche in und außerhalb der
Geschäftsstelle des Verbands. Auf Seite 113
findet sich die „Ausbeute“ eines Tages
exemplarisch. Am 18. März 2009 disku-
tierte Bayerns Kultusminister Dr. Ludwig
Spaenle mit den Mitgliedern des Landes-
ausschusses aktuelle Themen zur Bildungs-
politik, stellte sich die neue Leiterin des
Europabüros der bayerischen Kommunen,
Frau Andrea Gehler, vor und bat der Präsi-
dent des Bayerischen Lehrer- und Lehre-
rinnenverbands, Herr Klaus Wenzel, um
Unterstützung der Positionen seines Ver-
bands. Wie gesagt, nur ein kleiner Aus-
schnitt aus den täglichen Besprechungen
mit Politikern und Verbandsvertretern.

DStGB

100 Jahre DStGB:
Kommunalkongress

Auf Seite 114 weisen für auf den
Deutschen Kommunalkongress am 25. und
26. Mai 2009 in Berlin hin. Der Deutsche
Städte- und Gemeindebund (DStGB) wird
100 Jahre alt. Anlässlich dieses freudigen
Ereignisses wird auch Frau Bundeskanz-
lerin Angela Merkel den Gemeinden und
Städten Deutschlands ihre Referenz erwei-
sen. Im Internet kann man sich über
Details hierzu informieren.

Finanzen

Infrakredit Kommunal
verbessert

Auf einen kleinen Beitrag auf Seite 116
sei an dieser Stelle hingewiesen: Die LFA
Förderbank Bayern hat den „Infrakredit
Kommunal“ deutlich erweitert. Nunmehr
können auch Projekte in den Bereichen tou-
ristische Infrastruktur, Energieeinsparung
und Erschließung von Gewerbeflächen ge-
fördert werden. Außerdem haben sich die
Förderkonditionen deutlich verbessert. Eine
wichtige Nachricht für jeden Kämmerer!

Trinkwasserverbrauch in Deutschland je Einwohner und Tag, Verbrauch für unterschiedliche
Zwecke

Die Umweltwirtschaft stellt schon heute einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar. Doch dies ist
erst der Anfang einer rasanten Entwicklung, denn nach Meinung des Bundesumweltminis-
teriums (BMU) werden Umwelt- und Effizienztechniken im 21. Jahrhundert auf vielen Märk-
ten eine Schlüsselrolle spielen. Zum Beispiel wird gerade in der Automobilherstellung der
Einsatz solcher Techniken immer mehr an Bedeutung gewinnen und wesentlich über die
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen entscheiden. ¿GreenTech¿ made in Germany könn-
te in Zukunft ein wesentlicher Motor für mehr Wachstum und Beschäftigung sein. Nach Pro-
gnosen im Umweltbericht 2009 wird sich das Weltmarktvolumen der sechs in unserer Gra-
fik genannten Zukunftsmärkte von 1 000 Milliarden Euro im Jahr 2005 auf 2 200 Milliar-
den Euro im Jahr 2020 mehr als verdoppeln.Von diesem enormen Wachstum wird die deut-
sche Umweltindustrie kräftig profitieren, denn sie besitzt schon heute in vielen Märkten
gute Positionen mit Marktanteilen zwischen fünf und 30 Prozent.
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Fünf Jahre
Konnexitätsprinzip

in Bayern

– Erfahrungen –

874/2009 Bayerischer Gemeindetag

1. Findet das Konnexitätsprinzip
dem Grunde nach Anwendung?

Nach der Lektüre des Art. 83 Abs. 3
BV3, der Gesetzesmaterialien dazu (amt-
liche Begründung, Landtagsprotokolle)4

und auch der Konsultationsvereinba-
rung5 scheint es klar: Konnexitätsrele-
vante Belastungen der Gemeinden und
Gemeindeverbände können durch alle
Handlungsinstrumente des Staates aus-

gelöst werden, namentlich durch Gesetze,Ver-
ordnungen,Verwaltungsvorschriften, Richtlinien
etc. Das hat offensichtlich dazu geführt, dass
der Blick der staatlichen Organe verstärkt da-
rauf gerichtet ist, entsprechende Handlungen
zu vermeiden oder zumindest einen Weg zu
wählen, mit dem die Handlungsoption in die
Verantwortung der Gemeinden gelegt wird.
Das Zauberwort heißt: freiwillig. Dazu ein klas-
sisches Beispiel:

Man mag zur Umstellung der gemeind-
lichen Haushaltsführung von der Kameralistik
auf die Doppik stehen, wie man will: Der Trend
auf Bundesebene geht mehr oder weniger klar
in Richtung doppelte Buchführung, auch wenn
das nicht zur wundersamen Vermehrung der
kommunalen Finanzmittel führen wird. Die Vor-
gabe des Freistaats Bayern, innerhalb eines
bestimmten Zeitraums auf ein neues Buch-
führungssystem umstellen zu müssen, hätte
nach übereinstimmender Bewertung aller Be-
teiligten das Konnexitätsprinzip ausgelöst. Auf
den Staat wäre die Pflicht zur Finanzierung von
Umstellungskosten in beträchtlicher Höhe zu-
gekommen. Sie zu vermeiden half ein geschick-
ter, inzwischen wiederholt erprobter Schach-
zug, die fragliche Maßnahme nicht per staat-
licher Anordnung vorzuschreiben, sondern sie
der Entscheidung jeder einzelnen Kommune zu
überlassen (siehe Art. 61 Abs. 4 GO). Mit der
Zeit wird die tatsächliche Entwicklung schon
ihre Wirkung nicht verfehlen und das ge-

Lange war die Einführung des Kon-
nexitätsprinzips in Bayern heftig um-
stritten. Der Freistaat Bayern weigerte
sich beharrlich, dem Motto „wer an-
schafft, soll auch zahlen“ im Verhältnis
zu seinen Kommunen Geltung zu ver-
schaffen, indem es in der Bayerischen
Verfassung niedergeschrieben wird1.
Nicht Wenige warnten davor, der politi-
sche Gestaltungsspielraum werde da-
durch zu sehr beschränkt. Selbst auf
kommunaler Ebene gab es Stimmen, die nur
halbherzig das Konnexitätsprinzip forderten
oder ihre Bemühungen um eine gesetzliche
Regelung im Kern schon aufgegeben hatten.
Der Bayerische Gemeindetag hingegen hatte
stets mit Nachdruck ein verfassungsrechtlich
verankertes Konnexitätsprinzip gefordert und
den Glauben daran trotz zahlreicher Gegen-
stimmen nicht verloren2. Das von den Freien

Wählern vor der Landtagswahl 2003 initiierte
Volksbegehren „Wer anschafft, zahlt“ brachte
schließlich den Durchbruch. Die Staatsregie-
rung arbeitete einen eigenständigen Vorschlag
für ein striktes Konnexitätsprinzip aus und ließ
über die entsprechende Verfassungsänderung
durch Volksentscheid am 21.09.2003 abstim-
men. Das Volksbegehren wurde im Hinblick
darauf zurückgezogen. Ein klares Votum des
Volkes für den Vorschlag der Staatsregierung
machte den Weg frei, so dass seit 01.01.2004
das Konnexitätsprinzip in Bayern Verfassungs-
rang hat.

Doch wer glaubte, das Konnexitätsprinzip
sei ein Selbstläufer und bereinige wie von
selbst Konflikte zwischen Staat und Kommu-
nen über Aufgaben und deren Finanzierung,
muss auch heute, nach fünf Jahren Erfahrung,
eingestehen, zu optimistisch gewesen zu sein.
Nicht nur der Umgang mit der neuen Verfas-
sungsnorm und ihrem Vollzug erforderte einen
Lernprozess vor allem in den Köpfen der Minis-
terialbürokratie, auch die politische Bewertung
scheint mitunter nach wie vor uneinheitlich.
Zudem haben sich in der täglichen Praxis Aus-
legungsfragen ergeben, deren Breite und Tiefe
im Vorfeld kaum erkennbar waren. Unter-
mauert mit tatsächlichen Fallkonstellationen
wird nachstehend der Versuch unternommen,
aus der Sicht der kreisangehörigen Gemein-
den, Märkte und Städte wichtige Erkenntnisse
aus fünf Jahren Praxistest zu ziehen:
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wünschte Ziel damit auch so eintreten. Es mag
nur etwas länger dauern, bis die Macht des
Faktischen (also nicht der Staat) jede Gemein-
de davon überzeugt, freiwillig den neuen Weg
zu gehen.

Doch an dieser Stelle stellt sich aus kom-
munaler Sicht die Frage, ob nicht auch eine
solche staatliche Verhaltensweise Konnexität
auszulösen vermag. Theoretisch lässt sich das
sehr wohl begründen. Aus dem Steuerrecht ist
der sog. Umgehungstatbestand6 („rechtsmiss-
bräuchliche Gestaltung“) hinreichend bekannt.
Übertragen auf die Konnexität hieße das: Will
der Staat die Gemeinden zu einem bestimmten
Verhalten (hier Umstellung auf die Doppik) be-
wegen, unterlässt es aber zur Vermeidung der
Konnexität das Verhalten vorzuschreiben in der
Erwartung, die Gemeinde werde von sich aus
infolge allgemeiner äußerer Zwänge in der ge-
wünschten Weise handeln, so fände das Kon-
nexitätsprinzip gleichwohl Anwendung. Schwie-
rig dürfte es indessen sein, die Motivlage des
Staates in gerichtsverwertbarer Weise festzu-
halten. Nicht jedes Eröffnen alternativer Hand-
lungsformen kann als Beweis dafür gelten, der
Staat wolle die Kommunen zur Nutzung der
Alternative bewegen. Auch ein absolut lauteres
Ansinnen, dem gemeindlichen Selbstverwal-
tungsrecht durch möglichst große Freiräume
Rechnung zu tragen, mag die Ursache sein.
Damit bleibt als Motiv des Staates nur verwert-
bar, was dokumentiert ist. Bei Gesetzen, Ver-
ordnungen,Verwaltungsvorschriften und Richt-
linien gibt es zumindest entsprechende Schrift-
stücke. Wie steht es aber z.B. mit politischen
Absichtserklärungen, enthalten etwa in einer
offiziellen Regierungserklärung, einer Koalitions-
vereinbarung, einem Parteiprogramm oder in
einer Sonntagsrede? Aus kommunaler Sicht ist
es nicht ausgeschlossen, verbindliche Aussagen
dieser Art heranzuziehen. Doch nach allen Er-
fahrungen wird es kaum gelingen, damit ein
obsiegendes Gerichtsurteil zu erringen. Für die
Gemeinden bleibt folglich meist nur das weite
Feld der politischen Argumentation, ein nicht
selten unbefriedigendes Ergebnis.

2. Liegt ein konnexitätsrelevantes Verhal-
ten des Freistaats Bayern vor?

Die Konnexität nach Art. 83 Abs. 3 BV wird
nur ausgelöst, wenn der Freistaat Bayern nach
Inkrafttreten der Änderung des Art. 83 Abs. 3
BV am 01.01.20047 alsVerantwortlicher für die
Vorgaben der gemeindlichen Aufgabenerfüllung
identifizierbar ist. Bundes- oder europarechtliche
Regelungen, die bereits ihrerseits die Verpflich-
tungen der Gemeinden mit sich bringen, fallen
demnach nicht unter Art. 83 Abs. 3 BV, sofern
nicht die Ansicht vertreten wird, das Abstim-
mungsverhalten des Landes im Bundesrat kön-
ne gleichfalls Konnexitätsfolgen auslösen8.

In der Praxis beliebt ist demnach auch die
Argumentation, die Gemeinde sei bereits nach

Bundes- oder Europarecht verpflichtet, in einer
bestimmten Weise zu handeln. Gleiches gilt für
den Einwand, die Gemeinde sei bereits auf
Grund der vor dem 01.01.2004 geltenden
Rechtslage (ungeachtet ob Bundes- oder Lan-
desrecht) zu einem bestimmten Handeln ver-
pflichtet. Gedacht sei hier etwa an die Kinder-
betreuung oder an Sozialleistungen. Ist etwa
die Betreuung der unter 3-jährigen in Kinder-
tageseinrichtungen ein solcher (Alt-)Fall?9 Vor
allem gesellschaftlicheVeränderungen, die vom
Staat nicht zu beeinflussen seien, werden als
äußerer Anlass für neue oder weitergehende
Aufgaben oder Verpflichtungen angeführt, die
mit Konnexität nichts zu tun hätten. Es liege
schließlich im ureigensten Interesse der Ge-
meinde selbst, auf solche Veränderungen zu
reagieren.

Eine überzeugende Gegenposition dazu ein-
zunehmen, ist gar nicht so einfach. Für ent-
sprechende, von Gemeinden angestrengte Ge-
richtsverfahren dürfte ein beachtliches Erfolgs-
risiko bestehen, zumal die Rechtsprechung
traditionell dazu neigt, den Handlungsspiel-
raum des Gesetzgebers sehr weit zu fassen10.

Im Kern geht es jedoch um die Frage, ob
der Staat seine politischen Zielvorgaben über
das gemeindliche Selbstverwaltungsrecht stel-
len darf, ohne dass dies konnexitätsrelevant ist.
Grundsätzlich hat jede Gemeinde in eigener
Verantwortung darüber zu entscheiden, welche
Schlussfolgerungen sie aus tatsächlichen Ent-
wicklungen zieht. Der „richtige“ Weg wird von
Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich sein.
Strebt der Staat ein einheitliches Ziel an, das
nicht bereits allgemeine Praxis ist, so stellt er
besondere Anforderungen an die Aufgaben-
erfüllung, die unter das Konnexitätsprinzip
fallen. Gleiches hat zu gelten, wenn bundes-
rechtliche Vorgaben, auch im Bereich der Er-
weiterung bestehender Aufgaben, mittelbar
wegen Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG auf die Ge-
meinden durchschlagen11.

Für die kommunalen Spitzenverbände gilt
es gleichwohl, sorgfältig abzuwägen, ob der
Ruf nach Konnexität aussichtsreich ist oder ob
das Prinzip im konkreten Einzelfall keine An-
wendung findet. Ein im Ergebnis aussichtsloser
Einwand der Konnexität ist dazu geeignet, die
Kompromissbereitschaft des Staats zu beein-
trächtigen. Das hatte die kommunale Seite
etwa bei folgendem Beispiel zu berücksichtigen:

Seit langem ist durch das Personenstands-
gesetz12, ein Bundesgesetz, bestimmt gewesen,
dass die Gemeinden die Aufgaben des Standes-
amts zu erfüllen haben. Mit der Novellierung
des Personenstandsgesetzes zum 01.01.200913

ist diese bundesrechtliche Zuständigkeitsüber-
tragung entfallen; im Hinblick auf die im Rah-
men der Föderalismusreform unterbundene
Direktübertragungsmöglichkeit von Aufgaben

auf die Gemeinden wurde es den Ländern
überlassen, die zuständigen Behörden zu be-
stimmen. Bayern hat in seinem Ausführungs-
gesetz zum Personenstandsgesetz14, in Kraft
getreten zum 01.08.2008, weiterhin die Ge-
meinden für zuständig erklärt. Hier ließe sich
durchaus argumentieren, mit der Änderung des
Bundesrechts seien die gemeindlichen Auf-
gaben und Pflichten als Standesämter ent-
fallen und durch die landesrechtliche Zustän-
digkeitsregelung neu begründet worden; damit
sei das Konnexitätsprinzip anwendbar, denn
zumindest für die berühmte juristische Sekun-
de habe die Aufgabe der Standesämter beim
Staat gelegen.

Dass der Bayerische Gemeindetag an die-
ser Stelle in seiner Stellungnahme zu einem
Entwurf des Ausführungsgesetzes zum Perso-
nenstandsgesetz die Konnexität nicht geltend
gemacht hat, zeigt den verantwortungsvollen
und behutsamen Umgang mit Art. 83 Abs. 3
BV. Nach „gesundem Menschenverstand“ war
hier einzuräumen, dass Aufgaben und Ausga-
ben der Gemeinden als Personenstandsämter
im Grundsatz durch die rein gesetzestechni-
schen Änderungen nicht berührt wurden. Vor-
her wie nachher ist bzw. war die Standesamts-
aufgabe von den Gemeinden zu erledigen. Dies
wurde durch Landesrecht übernommen, ohne
allein mit der Zuständigkeitsregelung mate-
rielle Änderungen vorzunehmen. Die Politik
kann, so bleibt zu hoffen, daraus ersehen, dass
die kommunale Seite die Konnexität gerade
nicht als „Totschlagargument“ verwendet.

Allerdings bedürfen die über die Zustän-
digkeitsregelung hinausgehenden Bestimmun-
gen noch einer vertieften Prüfung. Das Bun-
desrecht lässt es offen, ob die elektronische
Registerführung, die ab 01.01.2009 zulässig
und ab 01.01.2014 verpflichtend ist, zentral
oder dezentral vorgenommen wird. Bayern
favorisiert eine zentrale elektronische Register-
führung, welche voraussichtlich erheblichen
Aufwand verursachen wird, dessen Umfang
erst noch im Detail zu untersuchen ist. Dass es
faktisch nur einen marktführenden Software-
anbieter gibt, verkompliziert die Angelegenheit
zusätzlich, weil etwa derzeit allein auf Grund
der Änderung des materiellen Rechts zum
01.01.2009 noch nicht erforderliche Module
miterworben werden müssen. In welchem Um-
fang ist das alles konnexitätsrelevant? Aus der
Sicht des Bayerischen Gemeindetags muss hier
eine Gesamtbetrachtung aus dem Blickwinkel
der Gemeinden angestellt werden. Sie haben
unbestreitbar einen Mehraufwand. Verursacher
dessen ist der Freistaat Bayern. Ihm ist es auch
zuzurechnen, wenn erforderliche Dienstleistun-
gen Dritter einen erhöhten Aufwand bedingen.
Es ist nicht hinnehmbar, die heute anzutreffen-
de Zwangslage der Gemeinden als deren
Problem abzutun mit dem Hinweis, der Staat
schreibe das alles erst etwas später vor.
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3. Wann liegt eine konnexitätsrelevante
„wesentliche Mehrbelastung“ vor?

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll
nicht jede marginale Mehrbelastung der Ge-
meinden die Pflicht des Staats auslösen, „einen
entsprechenden finanziellen Ausgleich“ zu leis-
ten. Das ist vernünftig, weil ansonsten der
Verwaltungsaufwand unvertretbare Ausmaße
erreichen und außerVerhältnis zum materiellen
Kostenausgleich stehen würde. Doch wann ist
die Wesentlichkeitsschwelle überschritten?15

Kommt es auf die gesamte Kostenbelastung
aller Gemeinden oder auf die Belastung jeder
einzelnen Gemeinde an? Ist der Gesamtbetrag
oder der Betrag je Einwohner entscheidend?

Eine klare Antwort auf diese Fragen gibt
es, jedenfalls zurzeit, (noch) nicht. Vermutlich
wird auch ein etwa angerufenes Gericht keine
allgemein gültige Antwort geben können, son-
dern auf die Umstände des Einzelfalls abstel-
len. Eine Mehrbelastung von z.B. 100.000 Euro
ist für eine Gemeinde mit 2.000 Einwohnern
im Regelfall sicherlich wesentlich, während der
gleiche Betrag für die Landeshauptstadt Mün-
chen zu vernachlässigen sein mag. Ein Cent-
oder Eurobetrag je Einwohner wirft die Frage
auf, ob in einer kleinen Gemeinde eine sich er-
gebende Mehrbelastung von absolut 1.000 Euro
wirklich als wesentlich anzusehen ist. Selbst
eine Kombination aus einer absoluten Zahl und
einem Mindestbetrag je Einwohner wird der
Sache nicht unbedingt gerecht. Das gilt erst
recht für einen bayernweiten Gesamtbetrag,
denn er kann sich auf ganz wenige Gemeinden
verteilen. Folglich muss es bei der individuellen
Einzelfallbetrachtung verbleiben.

Dass die Praxis damit umzugehen vermag,
zeigt das Beispiel der „schicklichen Bestattung
von Feten“. Für die im Bestattungsrecht durch
Gesetz vom 26.07.200516 neu eingeführte
Pflicht der Krankenhausträger, in bestimmten
Fällen Feten „zur Ruhe zu betten“ und die Kos-
ten dafür zu tragen, wurden Zusatzkosten von
jährlich weniger als 200.000 Euro geschätzt.
Bei rund 140 kommunalen Krankenhäusern
ergab dies unter Berücksichtigung von Sammel-
bestattungen eine Mehrbelastung der jewei-
ligen Träger von weniger als 1.000 Euro jähr-
lich. Diese Beträge erforderten nach Auffas-
sung des Bayerischen Gemeindetags den Ruf
nach Konnexität nicht.

4. Gilt das Konnexitätsprinzip auch für
Aufgabenverlagerungen zwischen verschie-
denen kommunalen Ebenen?

Diese Frage ist von erheblicher praktischer
Bedeutung. Sie betrifft vor allem die immer
wieder diskutierte Verlagerung von Aufgaben
der Bezirke (z.B. Hilfe zur Pflege) auf Land-
kreise und kreisfreie Städte. Sind hier die drei
kommunalen Ebenen im Sinn einer Einheit zu
betrachten? Dann findet nur eine interne Ver-

schiebung, nicht jedoch eine Mehrbelastung
statt. Oder muss jede kommunale Ebene, viel-
leicht sogar jede kommunale Körperschaft für
sich betrachtet werden? Für diesen Fall gibt es
sehr wohl individuelle Mehrbelastungen, die
das Konnexitätsprinzip ausgleichen soll.

Der BayVerfGH ist in seiner Entscheidung
vom 28.11.200717, eine abschließende Ant-
wort schuldig geblieben.Vor dem Hintergrund,
dass das Konnexitätsprinzip Rechte jeder ein-
zelnen Gemeinde betrifft, spricht jedoch vieles
für die individuelle Betrachtungsweise, so dass
Art. 83 Abs. 3 BV auch auf Aufgabenverlage-
rungen zwischen den kommunalen Ebenen An-
wendung findet18

5. Sind die Erwartungen an das Konne-
xitätsprinzip zu hoch?

Von kommunaler Seite ist immer wieder
Enttäuschung zu vernehmen, das Konnexitäts-
prinzip erfülle die Erwartungen nicht.Treffliches
Beispiel dafür ist die Bildung von Schulspren-
geln, die letztlich zur Auflösung bisheriger
Schulstandorte führt. Betroffene Gemeinden
argumentieren zu Recht, dass einerseits ihr
eigenes Schulhaus leer steht und sie anderer-
seits Zusatzkosten für die Schülerinnen und
Schüler aus der Gemeinde in einer Verbands-
schule einschließlich Beförderungskosten zu
tragen haben. Genügt das für die Anwendung
des Konnexitätsprinzips? Muss sich die Ge-
meinde gegenrechnen lassen, dass sie ihr
Schulhaus anderweitig nutzen könnte? Was ist,
wenn sich die Gemeinde vergebens um eine
solche anderweitige Nutzung bemüht?

Fragen, auf die eine abschließende Antwort
nicht zu geben ist. Es liegt jedoch die Vermu-
tung nahe, dass ein Gericht die Nachweispflicht
einer Anspruch stellenden Gemeinde extensiv
auslegen und deren Klage wenig Erfolg ver-
sprechend sein würde. So bitter dies im kon-
kreten Fall für die einzelne Gemeinde sein
mag: Im Interesse der Praktikabilität sind
Unschärfen in der Einzelfallbetrachtung nicht
auszuschließen.

6. Hindert das Konnexitätsprinzip die
politischen Gestaltungsmöglichkeiten?

Das Konnexitätsprinzip verhindert staat-
liche Großzügigkeit auf Kosten der Gemeinden.
Das ist auch dessen Sinn und Zweck. Mancher
Politiker fühlt sich dadurch in seinen Gestal-
tungsmöglichkeiten eingeschränkt und kriti-
siert jene, die sich auf die Konnexität berufen.
Vereinzelt war zu hören, die Politik sei zum
Nichtstun verurteilt, gesellschaftliche Verände-
rungen könnten nicht mehr aufgegriffen und in
entsprechende rechtliche Rahmen eingefügt
werden. Allenfalls sei der Staat gezwungen,
möglichst alles künftig selbst zu erledigen.

Diese Kritik verkennt den Kern des Konne-
xitätsprinzips und die Bereitschaft der Gemein-

den zu dessen sachgerechter Anwendung. An
vorderster Stelle ist der Staat gezwungen, sich
Gedanken darüber zu machen, ob eine wün-
schenswerte Neuregelung unter Berücksichti-
gung der entstehenden Kosten wirklich not-
wendig ist. Betriebswirtschaftlich würde man
dies als Kosten-Nutzen-Analyse bezeichnen.
Empfindet der Staat eine Maßnahme nur dann
als notwendig, wenn andere (die Gemeinden)
die Zeche bezahlen, so kann dies nur auf
Unverständnis stoßen. Unterlassene staatliche
Vorgaben sind also ein Beleg dafür, dass das
angestrebte Ziel in Wahrheit nicht so notwen-
dig war; hätte der Staat der Notwendigkeit
Priorität eingeräumt, so hätte er auch bereit
sein müssen, die entstehenden Kosten auszu-
gleichen. Dass die Gemeinden darüber hinaus
bereit sind, auch ihre eigenen Interessen an-
rechnen zu lassen, hat die Praxis schon wieder-
holt gezeigt.

Etwas anderes ist die Frage, ob durch die
Verabschiedung eines Förderprogramms kon-
nexitätsrelevante Anforderungen an die ge-
meindliche Aufgabenerfüllung gestellt werden.
Dieser Frage widmet sich bereits Ziff. I.3 der
Konsultationsvereinbarung und verneint sie für
den Regelfall. Dem ist zuzustimmen, soweit die
staatliche Förderung lediglich eine finanzielle
Hilfestellung für die Gemeinden ist.Verfolgt die
Förderrichtlinie hingegen den Zweck, bestimm-
te Standards umzusetzen, so liegt ein Fall der
Konnexität vor.

Zusammenfassung:

Die Einführung des strikten Konnexitäts-
prinzips in Bayern hat sich trotz mancher
Holprigkeiten bei der Anwendung im Einzelfall
als außerordentlich sinnvoll und vorteilhaft
erwiesen. Die kommunale Seite wird dadurch
im Wesentlichen vor neuen Verpflichtungen
ohne ausreichenden finanziellen Ausgleich ge-
schützt, ohne dass der Staat gehindert wäre, in
der Sache notwendige Neuerungen einzu-
führen. Die Konsultationsverhandlungen er-
scheinen mitunter noch verbesserungsfähig,
wenngleich sich seit Einführung erhebliche
Fortschritte ergeben haben. Insgesamt kann
damit das strikte Konnexitätsprinzip nach Art. 83
Abs. 3 BV als bedeutender Fortschritt zur
Sicherung der kommunalen Selbstverwaltung
bezeichnet werden.

Fußnoten:

1. vgl. z.B. Bericht der Enquete-Kommission „Reform des
Föderalismus – Stärkung der Landesparlamente“, LTDrs.
14/8669, Seiten 12 und 33 ff.; Beschluss des Bayerischen
Landtags vom 08.07.1998, LTDrs. 13/11963; Pressemit-
teilungen des Bayerischen Finanzministeriums vom
12.03.1999 Nr. 058/99 und 16.03.1999 Nr. 061/99

2. siehe z.B. Pressemitteilungen vom 27.01.2000 Nr. 8/2000,
06.02.2001 Nr. 8/2001, 08.04.2002 Nr. 18/2002 und
30.07.2002 Nr. 33/2002
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3. GVBl. 2003, 816

4. LTDrs. 14/12011, Plenarprotokolle 14/113 und 14/117

5. GVBl. 2004, 218 ff.

6. siehe § 42 der Abgabenordnung

7. Für den Aufgabenbestand der Gemeinde vor dem
01.01.2004 ist das Konnexitätsprinzip nicht anwendbar –
vgl. BayVerfGH vom 06.02.2007, BayVBl. 2007, 364 ff.

8. Vgl. Durner: Das Konnexitätsprinzip des Art. 83 Abs. 3 BV
und das Abstimmungsverhalten der Staatsregierung im
Bundesrat, BayVBl. 2007. 161 ff.

9. § 24 Abs. 1 SGB VIII beinhaltete bereits einen Anspruch
auf Besuch einer Tageseinrichtung, allerdings erst ab dem
vollendeten dritten Lebensjahr. Ist die Erweiterung auf un-
ter 3 Jährige vor diesem Hintergrund im Licht des Art. 84
Abs. 1 Satz 7 GG durch den Bund im direktenVerhältnis zu
den Gemeinden noch möglich? Das ist im Ergebnis unter
Hinweis auf StGH Ba-Wü DVBl. 1994, 206, zu verneinen.

10. siehe dazu etwa die Entscheidung des BayerischenVerfas-
sungsgerichtshofs vom 28.11.2007, Az. 15 – VII – 05.
BayVBl. 2008, 172 ff.

11. so im Ergebnis auch: Henneke, Erfasst das runderneuerte
Konnexitätsprinzip in Baden-Württemberg Aufgabener-
weiterungen des Bundes nach der Föderalismusreform I?,
VBlBW 2008, 321/327

12. BGBl. I 1957, 1126, zuletzt geändert durch Gesetz vom
13.3.2008, BGBl. I, 313

13. BGBl. I 2007, 122

14. GVBl. 2008, 344

15. vgl. dazu Junk, Konnexitätsprinzip in der Bayerischen Ver-
fassung, Bayreuth 2006, Seite 125

16. GVBl. 2005, 263

17. BayVBl. 2008, 172 ff.

18. ebenso Junk, Konnexitätsprinzip in der BayerischenVerfas-
sung, Bayreuth 2006, Seite 122/123 m.w.N.
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Titelfoto: Rathaus von Buxheim
(Landkreis Unterallgäu)

Das Gebäude wurde 1896 als Schule für
8 Klassen gebaut und ist auch bis 1965 als
solche genutzt worden. In der Zeit von
1965 bis 1974 diente es zum einen als
Lehrerwohnung und zum anderen als „Vor-
Ort-Büro“ der Autobahndirektion Südbayern
zum Bau der A7 und der ersten Ausbaustufe
der A96 im Bereich Unterallgäu/Mem-
mingen.

Seit 1974 nutzt die Gemeinde Buxheim die-
ses schöne Gebäude als Rathaus; general-
saniert wurde es im Jahre 2000 und beher-
bergt seit dieser Zeit eines der ersten Bür-
gerbüros im Landkreis Unterallgäu. Das
Rathaus liegt mitten im Dorfzentrum neben
Pfarrkirche, Pfarrhof, Kloster und Gaststätte.
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Erste Erfahrungen
mit der

BayBO-Novelle 2008

gebiets andere Anrechnungsregeln für
Dächer und Giebel anzuwenden sind
und (nur) eine Abstandsflächentiefe von
0,4 H, im GE oder GI 0,2 H, mindestens
3 m, einzuhalten ist.

Soweit ersichtlich haben die Ge-
meinden von der Experimentierklausel
des Art. 6 Abs. 7 BayBO nur äußerst
sparsam Gebrauch gemacht. Dem Bayer.
Gemeindetag ist kein Fall bekannt, bei
dem eine Gemeinde das „neue“ Ab-

standsflächenrecht für das gesamte Gemeinde-
gebiet eingeführt hätte. Einige Gemeinden ha-
ben aber offenbar für bestimmte Einzelfälle
solche Satzungen beschlossen. Dies hat der
BayVGH für prinzipiell zulässig erachtet3. Eine
besondere Begründung bzw. eine konkrete
Auseinandersetzung mit den Belangen des Ab-
standsflächenrechts ist dabei nach Auffassung
des BayVGH nicht erforderlich, da der Gesetz-
geber diese grundsätzliche Abwägung bereits
vorgenommen hat4. Die Ausübung des Ermes-
sens, für welchen Teil des Gemeindegebiets die
Satzung gelten (oder eben nicht gelten) soll,
unterliegt jedoch Einschränkungen, die umso
schwerer zu überwinden sind, je kleiner derTeil
des Gemeindegebiets ist, auf den die Ab-
standsflächensatzung ihren Geltungsbereich
erstreckt.

Abstandsflächenirrelevante bauliche Anlagen

Art. 6 Abs. 9 BayBO enthält eine gegen-
über der Vorläuferregelung des Art. 7 Abs. 4
BayBO a. F. sowohl in Bezug auf die erfassten
baulichen Anlagen als auch in Bezug auf die
Rechtsfolgen stark veränderte Bestimmung.

Gelöst ist durch die Neufassung nicht nur
das alte Problem der sog. „Pseudogrenz-
garagen“, sondern etwa auch das von Dach-
terrassen auf Garagen, die für sich genommen
Abstandsflächen einhalten. Dabei dürfte die
Dachterrasse als eigenständige bauliche Anla-
ge, von der Wirkungen wie von einem Gebäude
ausgehen, anzusehen sein5. Geklärt durch den
Wortlaut, wonach die von Art. 6 Abs. 9 Satz 1
BayBO erfassten baulichen Anlagen in den Ab-
standsflächen eines Gebäudes zulässig sind, ist
auch das Problem, ob dies auch für gemäß
Art. 6 Abs. 2 Satz 3 BayBO übernommene Ab-
standsflächen gilt. Schließlich ist nunmehr auch
klar, dass die „bayerische Grenzgarage“ eine
Anlage im Sinne des § 23 Abs. 5 BauNVO ist6.

Grundsätzliches
Die BayBO-Novelle 2008 bildet

den Schlussstein einer Bauordnungs-
entwicklung, die mit der Novelle 1994
ihren Anfang genommen hatte und in
der Novelle 1998 fortgeführt worden
war. Die Gemeinden sind auch diesmal
mit den Änderungen – soweit ersicht-
lich – vom Prinzip her vergleichsweise
gut zurechtgekommen. Gleichwohl ha-
ben sich gerade zu Anfang viele Einzel-
fragen gestellt, die durch die Neuregelungen
erstmals aufgeworfen oder aber zumindest
verschärft worden sind. Nachfolgend wird eine
Palette von Problemen dargestellt, deren Aus-
wahl auf an den Verfasser gestellte Anfragen
von Gemeinden zurückgeht. Es handelt sich
dabei selbstverständlich nicht um ein statis-
tisch belastbares Bild, das die quantitativen
oder qualitativen Schwerpunkte der Auslegungs-
schwierigkeiten der Novelle 2008 wider-
spiegelt, sondern es soll nur ein Überblick über
die Beratungspraxis eines kommunalen Spit-
zenverbands sein.

Gebäudeklassen
Mit Art. 2 Abs. 3 Satz 1 BayBO hat das Ge-

setz eine neue Einteilung der Gebäude geschaf-
fen, die vor allem für die Qualität der bautechni-
schen Nachweise und für die brandschutzfachli-
chen Anforderungen von Bedeutung ist.

Schwierigkeiten bereitete zunächst die Fra-
ge, was als „Nutzungseinheit“ im Sinne der
genanntenVorschrift anzusehen ist. Art. 2 Bay-
BO verzichtet darauf, den Begriff auszugestal-
ten (vgl. aber die Aufzählung in Art. 31 Abs. 1
BayBO). Als Nutzungseinheit ist nach der Lite-
ratur eine in sich abgeschlossene Folge von
Aufenthaltsräumen zu verstehen, die einer Per-
son oder einem gemeinschaftlichen Personen-
kreis zur Benutzung zur Verfügung stehen1.Vor
diesem Hintergrund dürften Wohnungen zuge-
ordnete Kellerräume, deren Flächen ohnehin
nicht auf die allgemeinen Größenbegrenzun-
gen angerechnet werden dürfen (Art. 2 Abs. 3
Satz 3 BayBO), keine eigenen Nutzungseinhei-
ten darstellen. Wenn eine Wohnung und eine
darüber liegende Praxis nur durch eine schma-
le Wendeltreppe miteinander verbunden sind,
dürften aber zwei Nutzungseinheiten anzuneh-
men sein.

Auslegungsbedürftig ist der Begriff des
„Freistehens“ in Art. 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1a
BayBO. Nach dem Wortlaut der Vorschrift
scheint ein Gebäude auch dann nicht mehr frei
zu stehen, wenn eine vergleichsweise unbe-
deutende bauliche Anlage (Garage, Neben-
gebäude) angebaut ist. Nach den Vollzugs-
hinweisen zur BayBO 20082 soll der Anbau
von nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 1b BayBO verfah-
rensfreien Garagen oder Nebengebäuden ohne
Brandwandanforderung i. S. v. Art. 28 Abs. 2
Nr. 1 BayBO nicht erfasst sein. Dies stellt eine
sinnvolle Lösung dar, findet aber im Gesetzes-
text jedenfalls keine unmittelbare Stütze.

Abstandsflächen
Experimentierklausel

Gemäß Art. 6 Abs. 7 BayBO kann die Ge-
meinde durch Satzung bestimmen, dass für ihr
Gemeindegebiet oder Teile ihres Gemeinde-
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Öfter nachgefragt wurde der Begriff der
Aufenthaltsräume. Obwohl Art. 2 Abs. 5 BayBO
eine ausdrückliche Definition enthält, bereitet
die Konkretisierung in der Praxis offenbar ge-
wisse Schwierigkeiten. Bislang war die Ab-
grenzung des Aufenthaltsraums vor allem für
die Frage von Bedeutung, ob Aufenthaltsräume
im Kellergeschoss zulässig sind. Von dieser
Problematik war die entsprechende Rechtspre-
chung des BayVGH ersichtlich geprägt; auf den
Punkt wird die Frage durch die Einordnung von
Hobbyräumen gebracht7. Hier werden ange-
sichts der Nachbarrelevanz sicherlich intensive
Auseinandersetzungen tatsächlicher oder juris-
tischer Art erfolgen.

Für Unklarheiten sorgt auch die im Gesetz-
gebungsverfahren eingefügte zusätzliche Privi-
legierung von kleineren Gebäuden bei Grund-
stücksgrenzen über 42 m in Art. 6 Abs. 9
Satz Nr. 1 BayBO. Dabei verwirrt zunächst der
Wortlaut der Vorschrift und die Begrifflichkeit
der „Gesamtlänge der Grundstücksgrenze von
42 m“. Nach Sinn und Zweck der Regelung
kann dabei nur die einzelne Grundstücksgrenze
gemeint sein. Auslegungsbedürftig ist überdies
die Formulierung, dass nur „freistehende“ Ge-
bäude erfasst werden sollen; hier gilt, dass das
„freistehende“ Gebäude von der übrigen Grenz-
bebauung entlang der Grundstücksgrenze die
notwendigen Abstandsflächen einhalten, also
6 m (2 x 3 m) entfernt bleiben muss8.

Bedauert wurde von nicht wenigen Ge-
meinden, dass über Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 3
BayBO Mauern und Einfriedungen selbst in
Wohngebieten mit einer Höhe bis zu 2 m ab-
standsflächenrechtlich zulässig würden. Dabei
wird jedoch übersehen, dass bereits nach alter
Rechtslage nur dann Abstandsflächenrelevanz
vorlag, wenn von der Mauer oder Einfriedung
Wirkungen wie von einem Gebäude ausgingen.
Die Grenze bei Mauern wurde auch vom
BayVGH bei etwa 2 m gezogen9. Die Vorschrift
des Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 3 BayBO dürfte da-
her außerhalb von Gewerbe- und Industrie-
gebieten einen vergleichsweise schmalen eigen-
ständigen Anwendungsbereich haben.

Problematisch ist schließlich die Behand-
lung von Fällen, bei denen das Gebäude nicht
unmittelbar auf der Grenze errichtet wird, son-
dern lediglich grenznah, und dabei schräg
gegen denVerlauf der Grundstücksgrenze plat-
ziert wird, so dass nur ein Teil der Außenwand
die Abstandsflächen zur Grundstücksgrenze
nicht einhält. In diesem Fall ist durch den
Schnittpunkt der Abstandsfläche mit der Grund-
stücksgrenze ein Lot auf die Außenwand zu
fällen und damit der Punkt zu bestimmen, ab
dem für diese Außenwand Abstandsflächen auf
das Nachbargrundstück zu liegen kommen.
Nur der entsprechende, die Abstandsflächen
auf dem Baugrundstück nicht einhaltende Teil
der Außenwand ist für die Längenbegrenzung

von 9 m maßgeblich. Sind bei einer Situierung
des Grenzgebäudes in einer Grundstücksecke
die abstandsflächenrelevanten Außenwandteile
zwei Grundstücksgrenzen zuzurechnen, ist für
die Aufteilung der Punkt maßgeblich, der durch
den Schnittpunkt der Außenwand mit einer lot-
rechten Gerade durch die Grundstücksgrenze
gebildet wird10.

Wärmedämmungen

In der Novelle 2008 nicht gelöst, gleich-
wohl aber in der Praxis zunehmend ein Pro-
blem darstellend ist die nachträgliche Auf-
bringung von Wärmedämmungen auf Außen-
wänden, die gerade noch die Abstandsflächen
einhalten und durch die Dämmung zu nah an
die Nachbargrenze rücken. Für diese Fälle hält
das Abstandsflächenrecht keine Besonderhei-
ten vor, sodass die Unterschreitung der erfor-
derlichen Abstandsflächen allenfalls über eine
Abweichung nach Art. 63 BayBO gerechtfertigt
werden könnte. Bei dieser Einzelfallentschei-
dung sind auch die Belange des Klimaschutzes
zu würdigen. Eine Satzung nach Art. 81 Abs. 1
Nr. 6 BayBO dürfte nicht möglich sein, obwohl
die Novelle 2008 als zusätzlichen Rechtferti-
gungsgrund dieVerbesserung der Wohnqualität
eingeführt hat. Dies geschah nämlich mit Blick
auf das Schutzziel „Belichtung“ und dürfte eine
Verkürzung von Abstandsflächen zu Zwecken
des Klimaschutzes kaum tragen.

Stellplätze

Die Grundforderung nach Stellplätzen ist in
der Bauordnung erhalten geblieben. Allerdings
regelt nun § 20 GaStellV in Verbindung mit
einer Anlage die genaue Anzahl der erforder-
lichen Stellplätze. Besitzt die Gemeinde eine
Stellplatzsatzung, geht diese vor. Sie gehört
auch zum Prüfungsmaßstab im vereinfachten
Verfahren.

Ohne Zweifel gelten vor dem Inkraft-
treten der Bauordnungsnovelle beschlosse-
ne Stellplatzsatzungen der Gemeinden fort.
Diese Satzungen können auch Rahmenrege-
lungen enthalten, da die Bauaufsichtsbehörde
innerhalb des vereinfachtenVerfahrens die Ein-
haltung der Satzung prüfen und die konkrete
Zahl der Stellplätze im Genehmigungsbescheid
feststellen muss. Zweifellos dürfen Stellplatz-
satzungen auch eine geringere Anzahl von
Stellplätzen verlangen als die GaStellV.

Nicht unproblematisch ist es, wenn eine
Gemeinde eine Stellplatzsatzung erlässt, die
exakt den Regelungen der GaStellV ent-
spricht, nur um das Erfordernis der Prüfung der
Stellplätze im vereinfachten Verfahren zu er-
reichen. In diesem Fall könnte man an der Er-
forderlichkeit der Regelung zweifeln. Gleich-
wohl dürfte ein entsprechendes Vorgehen der
Gemeinde zulässig sein, da es ausreichend sein
dürfte, wenn die Gemeinde argumentiert, sie

wolle die Regelung auf Dauer und ohne dass
der Verordnungsgeber eingreifen könne, in den
gemeindlichen Willen übernehmen.

Verfahrensfreiheit

Art. 57 BayBO entspricht in weiten Teilen
dem früheren Art. 63 BayBO a. F.; ohne sach-
liche Änderung bezeichnet das Gesetz aber die
in der Vorschrift enthaltenen Vorhaben als
„verfahrensfrei“. Dies bezweckt eine deutli-
chere Abscheidung dieser „schlicht“ genehmi-
gungsfreien Tatbestände von den ebenfalls der
Genehmigungsfreiheit zugeordneten, gemäß
Art. 58 BayBO freigestellten Vorhaben. Inhalt-
lich wesentliche Änderungen enthält die No-
velle ansonsten nicht, allerdings finden sich
viele Modifikationen im Detail.

Ein grundsätzliches Problem, das von der
Novelle 2008 – naturgemäß – nicht behandelt
worden ist, ist das in der Praxis immer wieder
anzutreffende Fehlinterpretation, dass bauliche
Anlagen, die einen Tatbestand der Genehmi-
gungsfreiheit erfüllen, zwingend zulässig sein
müssten11. Nicht selten beschäftigen sich daher
gemeindliche Anfragen mit der lediglich ver-
meintlichen Schwierigkeit, dass zusätzliche Ge-
nehmigungsfreiheit mehr an Baurecht vermit-
teln könnte. Richtig an dieser Überlegung ist
allenfalls, dass es bei der bauaufsichtlichen
Behandlung bereits errichteter Anlagen, die
sich als unzulässig erweisen, zu Problemen
kommen könnte. Besonders deutlich wird das
geschilderte Missverständnis bei der Verfah-
rensfreiheit von Terrassenüberdachungen nach
Art. 57 Abs. 1 Nr. 1g BayBO. Bei solchen Über-
dachungen ist es – etwa bei Doppelhäusern –
nicht selten, dass sie die erforderlichen Ab-
standsflächen nicht einhalten und daher – ohne
Abweichung nach Art. 63 BayBO – zwar wei-
terhin verfahrensfrei, aber unzulässig sind.

Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 1b BayBO benöti-
gen Garagen und überdachte Stellplätze
im Sinne des Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1
BayBO, die nicht im Außenbereich liegen, kei-
ne Baugenehmigung. Die Garage muss dabei
die abstandsflächenrechtliche Privilegierung
des Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 BayBO
„benötigen“. Mit anderen Worten ist sie nur
dann verfahrensfrei, wenn – wie auch immer –
die erforderlichen Abstandflächen „an sich“
nicht eingehalten werden und die Garage ohne
die Vorschrift des Art. 6 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1
BayBO deswegen nicht errichtet werden dürf-
te. Das führt zu der nur schwer logisch nach-
vollziehbaren Konsequenz, dass eine Garage in
einer den Art. 57 Abs. 1 Nr. 1a BayBO über-
steigenden Größe, die etwa mitten auf einem
Grundstück errichtet werden soll, genehmi-
gungsbedürftig wäre, während die gleiche Ga-
rage verfahrensfrei wäre, wenn sie sich in den
Abstandsflächen eines auf dem Grundstück lie-
genden Gebäudes befände.
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Unklar ist das Verhältnis der neuen Verfah-
rensfreiheit des Art. 57 Abs. 1 Nr. 6a BayBO zu
der Vorschrift des Art. 57 Abs. 1 Nr. 6c BayBO.
Danach sind Sichtschutzzäune und Ter-
rassentrennwände zwischen Doppelhäusern
– genauer Doppelhaushälften – und Gebäuden
von Hausgruppen seit 1998 von einer Bauge-
nehmigungspflicht freigestellt, wenn sie nicht
höher als 2 m und nicht tiefer als 4 m sind.
Nach Sinn und Zweck der Regelung wären ver-
fahrensfrei nur solche Sichtschutzzäune und
Terrassentrennwände, die an der „Nahtstelle“
der aneinander gebauten Gebäude ansetzen,
nicht aber an einem beliebigen Standort an der
Grundstücksgrenze oder auf dem Grundstück.
Ebenfalls nach Sinn und Zweck der Regelung
könnte der genehmigungsfreie Tatbestand nur
jeweils einmal je Grundstück(sgrenze) verwirk-
licht werden. Seinerzeit handelte es sich um
eine zusätzliche Genehmigungsfreiheit. Nach-
dem nunmehr in Art. 57 Abs. 1 Nr. 6a BayBO
ohne weitere Einschränkung alle Einfriedungen
bis zu einer Höhe von 2 m verfahrensfrei ge-
stellt sind, ist die Funktion von Art. 57 Abs. 1
Nr. 6c BayBO nicht mehr recht klar; die
Vorschrift scheint jetzt einschränkend zu wir-
ken.Vernünftigerweise wird man sie als obsolet
ansehen können. Mit anderen Worten ver-
drängt dieVerfahrensfreiheit des Art. 57 Abs. 1
Nr. 6a BayBO die Einschränkungen des Art. 57
Abs. 1 Nr. 6c BayBO.

Genehmigungsfreistellung

Das Gesetz behielt die Grundsystematik
und dieVerfahrensstruktur des Freistellungsver-
fahrens weitestgehend bei. Eine deutliche Aus-
weitung erfuhr aber der Anwendungsbereich
des Freistellungsverfahrens. Erfasst werden
jetzt alle baulichen Anlagen bis zur Sonderbau-
grenze. Damit wird der Anwendungsbereich
des Freistellungsverfahrens an denjenigen des
vereinfachten Verfahrens angepasst. Die Aus-
weitung betrifft ausschließlich den gewerblich
genutzten Bereich, weil in Bezug auf Wohn-
und freiberufliche Nutzung bereits das frühere
Recht alle Vorhaben unterhalb des Sonderbaus
einbezog. Das Gesetz lässt aber zu, dass die
Gemeinde im Bebauungsplan festsetzen kann,
dass die Anwendung des Freistellungsverfah-
rens auf bestimmte handwerkliche und ge-
werbliche Bauvorhaben ausgeschlossen ist. Die
Novelle 2008 gleicht die Freistellung in ihrer
„Geltungsdauer“ an die Baugenehmigung an.
Will ein Bauherr mit der Ausführung seines
Vorhabens mehr als vier Jahre, nachdem die
Bauausführung zulässig geworden ist, begin-
nen, muss er – auch wenn sich planungsrecht-
lich nichts geändert haben sollte – erneut ein
Freistellungsverfahren durchlaufen. Damit soll
auch der Gemeinde die Gelegenheit gegeben
werden, anlässlich des konkreten Vorhabens
über etwaige Änderungen des zugrunde lie-
genden Bebauungsplans nachdenken zu kön-

nen. Die übrigen Änderungen des Art. 58
BayBO sind im Prinzip lediglich redaktioneller
Natur und wollen keine inhaltlichen Verände-
rungen gegenüber der früheren Rechtslage be-
wirken.

Einige Gemeinden hatten Fragen zur Mög-
lichkeit, von vornherein bestimmte handwerk-
liche oder gewerbliche Nutzungen vom Frei-
stellungsverfahren auszuschließen. Dabei ging
es vor allem um die Auslegung des Begriffs
„bestimmte“. Diese Formulierung bedeutet
lediglich, dass im Bebauungsplan die erfassten
Nutzungen hinreichend genau bezeichnet wer-
den müssen. Möglich ist aber selbstverständ-
lich auch, dass alle handwerklichen und ge-
werblichen Bauvorhaben vom Freistellungs-
verfahren ausgeschlossen werden12. Die Ge-
meinde kann auch je nach Sachlage quantitati-
ve oder qualitative Differenzierungen vorneh-
men. So könnten nur ganz bestimmte Gewer-
bebetriebe aus dem Verfahren ausgenommen
werden, etwa durch den Ausschluss besonders
immissionsträchtiger Nutzungen. Die Gemein-
de könnte aber auch die Größenbegrenzungen
des Art. 64 BayBO 1998 als Grenzziehung be-
nutzen. Der Ausschluss erfolgt im Übrigen
durch örtliche Bauvorschrift im Sinne des
Art. 81 Abs. 2 BayBO. Gemeint ist also der
Bebauungsplan. Ein Ausschluss über eine iso-
lierte Satzung nach Art. 81 Abs. 1 BayBO ist
nicht möglich. Bestehende Bebauungspläne
können aber geändert werden. Dabei kann das
vereinfachte Verfahren angewandt werden. Ein
Ausschluss bestimmter handwerklicher oder
gewerblicher Vorhaben aus dem Freistellungs-
verfahren kann nämlich die Grundzüge der
Planung nicht berühren, weil die planungs-
rechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen nicht
verändert werden.

Nicht völlig geklärt ist das Verhältnis der
landesrechtlichen Genehmigungsfreistellung und
des bundesrechtlichen Begriffs der vorläufigen
Untersagung. Das Gesetz unterscheidet näm-
lich jetzt zwischen der Erklärung der Gemeinde,
dass ein Baugenehmigungsverfahren durchge-
führt werden soll, und dem Antrag nach § 15
Abs. 1 Satz 2 BauGB auf vorläufige Unter-
sagung. Richtig dürfte sein, dass beide Mecha-
nismen selbständig nebeneinander stehen13.
Letztlich dient § 15 Abs. 1 Satz 2 BauGB
lediglich der Ergänzung für das Instrument der
Zurückstellung des Baugesuchs nach § 15
BauGB, das ohne Substrat – also ohne den
Bauantrag, der bei genehmigungsfreien Vor-
haben logischerweise fehlt – nicht eingesetzt
werden könnte. Von daher wäre die Regelung
des § 15 Abs. 1 Satz 2 BauGB auf der Grund-
lage der bayerischen Rechtslage unnötig.Wenn
die Gemeinde erklärt, dass ein Genehmigungs-
verfahren durchgeführt werden muss, muss
auch ein Bauantrag gestellt werden, der wie-
derum der Zurückstellung unterliegen würde.

Die Unterscheidung zwischen den beiden Va-
rianten dürfte daher in der Praxis keine Rolle
spielen. Beantragt die Gemeinde die vorläufige
Untersagung, obwohl die Voraussetzungen des
§ 15 Abs. 1 Satz 2 BauGB nicht vorliegen, wird
man diesen Antrag als Erklärung, dass ein
Baugenehmigungsverfahren durchgeführt wer-
den soll, auszulegen haben. Dabei ist allerdings
zu beachten, dass die Erklärung gegenüber
dem Bauherrn erfolgen muss, während sich der
Antrag an die Bauaufsichtsbehörde richtet.

Vereinfachtes Verfahren
Die Probleme, die im Zusammenhang mit

Art. 58 BayBO auftreten, stehen nicht im Fokus
der kreisangehörigen Gemeinden, weil sie in
aller Regel nicht Bauaufsichtsbehörden sind.
Die Ausweitung der Vorschriften, die im ver-
einfachten Verfahren nicht zu prüfen sind, hat
allerdings eine Frage erneut und verstärkt in
den Mittelpunkt gerückt, die im Grunde, seit es
das vereinfachte Verfahren gibt, immer wieder
gestellt worden ist, nämlich die, ob die Geneh-
migungsbehörde wegen mangelndem Sach-
bescheidungsinteresse eine Genehmigung
auch dann versagen kann, wenn Vorschriften
verletzt sind, die nicht zum Prüfprogramm des
vereinfachten Verfahrens gehören. Diese Frage
wurde von der herrschenden Auffassung be-
jaht14. Nunmehr hat der BayVGH entschieden,
dass diese Figur – jedenfalls wenn es um Ver-
stöße gegen bauordnungsrechtliche Vorschrif-
ten geht – nicht herangezogen werden darf15.

Dabei sind den Entscheidungsgründen Er-
wägungen zu entnehmen, die zumindest dis-
kussionsbedürftig erscheinen. So scheint das
Gericht der Meinung zu sein, dass aus der pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit eines Vorhabens
folge, dass das bauaufsichtliche Ermessen auf
Baueinstellung stark reduziert sei, wenn es
lediglich um einen Verstoß gegen bauord-
nungsrechtliche Vorgaben gehe. Diese Auffas-
sung verkennt den Ansatz des Art. 58 BayBO,
bei dem es eindeutig lediglich um eine Veren-
gung des präventiven Prüfrahmens geht; eine
Verkürzung der repressiven Bauaufsicht war
nie gewollt und kann den gesetzlichen Bestim-
mungen auch nicht entnommen werden.

Isolierte Ausnahmen und Befreiungen
Gemäß Art. 63 Abs. 3 Satz 1 BayBO ent-

scheidet über Abweichungen von örtlichen
Bauvorschriften sowie über Ausnahmen und
Befreiungen von den Festsetzungen eines Be-
bauungsplans, einer sonstigen städtebaulichen
Satzung nach § 31 BauGB oder von Regelun-
gen der Baunutzungsverordnung über die zu-
lässige Art der baulichen Nutzung nach § 34
Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB bei verfahrensfreien
Vorhaben die Gemeinde.

Fragen stellten sich bei dieser Vorschrift
zunächst in Bezug auf die Reichweite der Zu-
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ständigkeit. Sie bezieht sich ersichtlich nur
auf die Entscheidung über die Abweichung;
alle anderen Entscheidungen insbesondere
über bauaufsichtliche Maßnahmen verbleiben
aber bei der Bauaufsichtsbehörde. Dies erfor-
dert eine besondere Kooperation zwischen Ge-
meinde und Landratsamt.

Nicht eindeutig ist auch die Frage, ob die
Entscheidung zum eigenen oder zum über-
tragenen Wirkungskreis einer Gemeinde ge-
hört. Die Einordnung hat Auswirkungen sowohl
in Bezug auf die Zuständigkeit bei Gemeinden,
die einer Verwaltungsgemeinschaft angehören,
als auch in Bezug auf die Geltung des Kosten-
gesetzes bzw. des Kostenverzeichnisses. In der
Literatur wird von einem Mischcharakter der
Aufgabe ausgegangen16; einerseits wird bei der
Entscheidung über die Abweichung von Orts-
recht die gemeindliche Planungshoheit be-
rührt17, auf der anderen Seite geht es bei der
Entscheidung um im weitesten Sinne bauauf-
sichtliche, genehmigungsähnliche Aufgaben.
§ 1 Abs. 1 der Verordnung über Aufgaben der
Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsgemein-
schaften weist die Entscheidung nach Art. 63
Abs. 3 BayBO nunmehr ausdrücklich den Mit-
gliedsgemeinden zu.

Nicht ausdrücklich geregelt ist die Frage,
ob die Gemeinde bei den erfassten verfahrens-
freien Vorhaben über die ausdrücklich erwähn-
ten Ausnahmen und Befreiungen hinaus auch
für die Fälle zuständig ist, die von der Recht-
sprechung als „definitorische Bandbreiten“
der BauNVO bezeichnet werden. Ein Beispiel
dafür wäre etwa die Möglichkeit zu nennen,
nach § 23 Abs. 5 BauNVO bestimmte bauliche
Anlagen außerhalb von Bauräumen errichten
zu können. Richtigerweise wird man „a maiore
ad minus“ auch diesen Bereich von der ge-
meindlichen Zuständigkeit als erfasst ansehen
müssen. Der Gesetzgeber wird wohl bei der
Novelle der BayBO 2009 insoweit eine aus-
drückliche Regelung vorsehen.

Nicht eindeutig ist schließlich die Frage zu
beantworten, ob eine Gemeinde bei einer Ent-
scheidung nach Art. 63 Abs. 3 Satz 1 BayBO
die Zwei-Monats-Frist des § 36 Abs. 2 Satz 2
BauGB zu beachten hat. Art. 63 Abs. 3 BayBO
zitiert dieVorschrift nur für die Fälle des Satzes
2, also wenn die Bauaufsichtsbehörde zustän-
dig ist. In Anlehnung an die Konstellation, in
der die Gemeinde Bauaufsichtsbehörde ist,
dürfte die Zwei-Monats-Frist im Ergebnis aber
nicht anzuwenden sein18.

Fußnoten
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Rn. 276.
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§ 23 Rn. 24.
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72 -, BayVBl. 1976, 630; Beschl. v. 17.1.2001 – 2 ZS
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8. Dirnberger, Das Abstandsflächenrecht in Bayern, Rn. 292f.;
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10. Dirnberger, Das Abstandsflächenrecht in Bayern, Rn. 289;
Busse/Dirnberger, Die neue Bayerische Bauordnung, Art. 6
Rn. 17.

11. Vgl. Art. 55 Abs. 2 BayBO; Busse/Dirnberger, Die neue
Bayerische Bauordnung, Art. 57 Rn. 1.

12. Busse/Dirnberger, Die neue Bayerische Bauordnung, Art. 58
Rn. 2.

13. So auch Jäde in: Jäde/Dirnberger/Weiß, BauGB, § 15
Rn. 37.

14. Vgl. nur Jäde in: Jäde/Dirnberger/Bauer/Weiß, Die neue
Bayerische Bauordnung, Art. 68 Rn. 28 ff. m. v. w. N.

15. BayVGH, Urt. v. 19.1.2009 – 2 BV 08.2567.

16. Vgl. Jäde in: Jäde/Dirnberger/Bauer/Weiß, Die neue
Bayerische Bauordnung, Art. 63 Rn. 89.

17. Dies betont Busse/Dirnberger, Die neue Bayerische Bau-
ordnung, Art. 63 Rn. 1.

18. Vgl. BVerwG, Beschl. v. 30.7.2002 – 4 B 40.02 -, Buch-
holz 406.11 § 36 BauGB Nr. 55.
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Zur
Breitbandstrategie

des Bundes

Mitnutzung ausgenommen werden
sollen, erschließt sich nicht.

Die Ankündigung des Bundes mag
zudem ein Signal für die Länder sein,
ihreTelekommunikationsnetze und Leer-
rohrkapazitäten ebenso sinnvoll einzu-
bringen.

Auch Städte und Gemeinden ver-
fügen über Potentiale zur infrastruk-

turellen Erschließung. So können etwa Ab-
wasserkanäle für die Verlegung von Glasfaser-
kabeln genutzt (siehe das Beispiel der Stadt
Neuburg a.d. Donau in BayGT 2008, S. 139)
oder Standorte für Anlagen zur funktech-
nischen Übertragung von Datensignalen zu
Verfügung gestellt werden.

Maßnahme 2: Aufbau eines Infrastruktur-
atlasses

„Die Bundesnetzagentur wird in Zusam-
menarbeit mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie kurzfristig mit dem
Aufbau eines Infrastrukturatlasses beginnen.
Sie wird dabei, soweit möglich. konzeptionelle
Vorarbeiten der Wirtschaft und der Breitband-
initiativen der Länder berücksichtigen. Mög-
lichst noch im Herbst 2009 soll eine erste
Version veröffentlich werden.

Mit der Bundesnetzagentur wird eine
obere Bundesbehörde mit der Aufgabe betraut,
die ein hohes Maß an Vertraulichkeit gewähr-
leistet und auch sicherstellen wird, dass tat-
sächlich nur solche Infrastrukturen aufgenom-
men werden, die für eine Mitnutzung in Frage
kommen.

Zur Sicherstellung der notwendigen Vertrau-
lichkeit wird zu unterscheiden sein, zwischen
allgemein verfügbaren bzw. nur bestimmten
Nutzen zugänglichen Informationen sowie sol-
chen Informationen, die letztlich nur vom
Infrastrukturbetreiber selbst weitergegeben
werden können.“

Um vorhandene Infrastruktur für den flä-
chendeckenden Breitbandausbau sinnvoll nut-
zen zu können, müssen die entsprechenden
Informationen den Unternehmen bekannt sein.
Deshalb Ist eine zusammenfassende Daten-
bank aller nutzbaren breitbandrelevanten An-

I. Die Breitbandstrategie des Bundes
Am 18. Februar 2009 hat die

Bundesregierung eine Breitbandstrategie
beschlossen. Diese enthält vier Maß-
nahmenbündel, die einzeln und in ihrer
Gesamtheit dazu beitragen sollen, eine
bessere Breitbandversorgung in Deutsch-
land zu schaffen. Die Bundesregierung
will im Rahmen ihrer Strategie:

• die Nutzung von Synergien beim Infra-
strukturausbau vorantreiben,

• eine unterstützende Frequenzpolitik gewähr-
leisten.

• sich für eine wachstums- und innovations-
orientierte Regulierung einsetzen und

• im erforderlichen Umfang finanzielle För-
dermaßnahmen auf den Weg bringen.

Ziel der Maßnahmen soll sein, bis spätes-
tens Ende 2010 flächendeckend leistungsfähi-
ge Breitbandanschlüsse verfügbar zu haben.
Darüber hinaus sollen bis 2014 bereits für 75
Prozent der Haushalte Anschlüsse mit Über-
tragungsraten von mindestens 50 Megabit pro
Sekunde zur Verfügung stehen. Das ursprüng-
lich ins Auge gefasste und im Vorfeld des Ka-
binettsbeschlusses kommunizierte Ziel, im Jah-
re 2018 Übertragungsraten von 50 Megabit

pro Sekunde flächendeckend zu realisieren,
wird nicht mehr explizit aufgeführt.

Zur Erreichung der Ausbauziele hat die
Bundesregierung ein Bündel aus 15 Maßnah-
men beschlossen. Diese werden im Folgenden
näher betrachtet. Dabei wird der Originalwort-
laut derVeröffentlichung der Breitbandstrategie
der Bundesregierung kursiv dargestellt.

Maßnahme 1: Mitnutzung bestehender Infra-
strukturen und Einrichtungen optimieren

„Die Bundesbehörden werden den Breit-
bandausbau in Deutschland nach Kräften un-
terstützen, sofern hierdurch die eigentliche
AufgabensteIlung der Behörden nicht beein-
trächtigt und Sicherheitsaspekte gebührend
berücksichtigt werden. Dies betrifft insbeson-
dere die partielle Mitnutzung vorhandener
Infrastrukturen wie sie etwa im Geschäftsbe-
reich des BMVBS (= Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung), BMVg
(= Bundesministerium der Verteidigung) und
BMI (= Bundesministerium des Innern) vor-
handen sind, soweit es sich nicht um Glas-
faserkabel oder übertragungstechnische Ein-
richtungen handelt.

Die Bundesregierung appelliert an Länder
und Kommunen, dass deren Behörden sich
ebenfalls für Kooperationen bei der Nutzung
vorhandener Einrichtungen und Infrastrukturen
öffnen.“

Die Bereitschaft des Bundes, bereits vor-
handene Breitbandinfrastruktur von Bundes-
einrichtungen für die Mitnutzung frei zu geben
und auf diesem Wege unnötige Erschließungs-
kosten zu vermeiden sowie Synergieeffekte zu
erreichen, kann nur unterstützt werden.Warum
allerdings die Nutzung von Glasfaserkabel und
übertragungstechnischen Einrichtungen von der
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lagen unverzichtbar. Diese kann sich jedoch
nicht allein auf die Erfassung von Einrichtun-
gen in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft be-
schränken, sondern muss auch die Kommuni-
kationsnetze von Privatunternehmen wie bei-
spielsweise der Deutschen Bahn AG, der Deut-
schen Post AG sowie der in Deutschland agie-
renden Energieversorgungsunternehmen um-
fassen. Selbstverständlich müssen in die Da-
tenbank auch die Netze der Telekommunika-
tionsunternehmen aufgenommen werden. Zwar
ist damit zu rechnen, dass seitens der Infra-
struktur tragenden Unternehmen privaten Rechts
gewisse Widerstände aufgebaut werden und
die Herausgabe einschlägiger Informationen
unter Bezug auf wettbewerbsbedingte Geheim-
haltungsnotwendigkeiten zurückgewiesen wird.
Diese müssen jedoch seitens des Bundes über-
wunden werden, zumal die Bundesnetzagentur
für die Sicherheit und zweckgebundene Ver-
wendung der Daten einsteht. Auch kommunale
Kommunikationsunternehmen werden in die-
sem Zusammenhang zur Beteiligung am Auf-
bau des Infrastrukturatlasses aufgerufen sein.

Maßnahme 3: Aufbau einer Baustellen-
datenbank

„Gemeinsam mit den Kommunalen Spit-
zenverbänden (Deutscher Landkreistag, Deut-
scher Städtetag und Deutscher Städte- und
Gemeindebund) und den Ländern wird die
Bundesregierung das weitere Vorgehen zur
Erstellung einer zentralen Datenbank über alle
relevanten Straßenbauvorhaben erörtern. Die
Datenbank soll mit dem Infrastrukturatlas
zusammen geführt werden.

Das BMVBS stellt für den Infrastrukturatlas
regelmäßig aktuelle Informationen zu Baustel-
len auf den Bundesautobahnen zur Verfügung.
Diese Informationen basieren auf den Daten
der Länder über geplante Baumaßnahmen ab
acht Tagen Dauer. Die Aktualisierung erfolgt in
der Regel länderweise alle drei Monate.“

Das ist zu begrüßen. Eine Baustellen-
datenbank kann es den Anbietern kabel-
gestützter Breitbandleistungen erleichtern, ge-
zielt in oder an Straßen ihre Glasfaserkabel zu
verlegen, an denen aktuelle Baumaßnahmen
durchgeführt werden Unser Dachverband auf
Bundesebene, der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund (DStGB) hatte dem Bundeswirt-
schaftsministerium den Aufbau einer Bau-
stellendatenbank vorgeschlagen und seine
Kooperation angeboten.

Maßnahme 4: Bedarfsorientierte Mitver-
legung von Leerrohren und gemeinsamer
Aufbau von Infrastrukturen

„Durch eine bedarfsorientierte Mitverlegung
von Leerrohren und die Einrichtung von Zu-
gängen zu Kabelschächten etc. im Zuge von

Baumaßnahmen, soll der Aufbau von Breit-
bandinfrastrukturen forciert werden. Hierfür
stehen den Kommunen künftig verstärkt fi-
nanzielle Ressourcen zur Verfügung (s. Maß-
nahme 8).

Kooperationen beim Aufbau von Infra-
strukturen wie sie bereits mit der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung praktiziert worden sind,
sollen soweit möglich intensiviert werden.
Dadurch können Effizienzvorteile für alle Be-
teiligten generiert werden.“

Auch dieser Ansatz entspricht einer An-
regung des DStGB und ist im Grundsatz zu be-
grüßen. Allerdings tritt der Infrastruktureffekt
nicht zwangsläufig ein, da die Bestimmung des
Verwendungszecks der im Rahmen des Zu-
kunftsinvestitionsgesetzes vom Bund zur Ver-
fügung gestellten Mitteln den Ländern vorbe-
halten ist.

Maßnahme 5: Verbesserung der Breit-
bandverteilung im Haus

„Kurzfristig wird der Geltungsbereich der
Regelung des § 35a EStG auf alle Formen des
Breitbandausbaus in Gebäuden erweitert.
Künftig sind alle Installationen steuerlich be-
günstigt, die den Breitbandanschluss von Ge-
bäuden und die Weiterführung der Breitband-
verbindungen im Haus sowie der jeweiligen
Wohneinheiten betreffen.“

Die Schaffung von Steuerbegünstigungen
für die kommunikationstechnische Erschlie-
ßung von Häusern ist zu begrüßen. Neben dem
Ziel der Zurückdämmung von Schwarzarbeit
von Handwerksbetrieben kann durch diesen
steuerlichen Anreiz die Verbreitung leistungs-
fähiger Breitbandanschlüssen in Haushalten
vorangetrieben werden.

Maßnahme 6: Rasche Nutzung des Poten-
zials der Digitalen Dividende

„Die Bundesregierung nimmt den Vor-
schlag für eine baldige Nutzung eines Teils der
Digitalen Dividende zur Kenntnis. Am 4. März
2009 wird sie die Frequenzbereichszuwei-
sungsplanverordnung verabschieden. Die Än-
derung sieht eine Öffnung des Bereichs zwi-
schen 790 und 862 MHz für breitbandige
Mobilfunkanwendungen vor. Sie schafft die
Voraussetzungen dafür, dass das Frequenz-
spektrum vorrangig der raschen Erschließung
bislang nicht mit Breitband versorgter Gebiete
zugute kommt.

Sofern der Bundesrat noch vor der Som-
merpause seine Zustimmung erteilt, kann die
Bundesnetzagentur noch in 2009 einen Fre-
quenznutzungsplan aufstellen und das Ver-
gabeverfahren starten. Damit könnte die Digi-
tale Dividende zumindest in einzelnen Regio-
nen bereits beginnend 2010 für die Sicherstel-

lung einer leistungsfähigen breitbandigen Ver-
sorgung genutzt werden.“

Die geplanten Maßnahmen zur Erweite-
rung der Nutzbarkeit der GSM-Netze und dar-
über hinaus die Freigabe der Nutzung des im
Zuge der Einführung des digitalen Rundfunks
(maßgeblich des Fernsehens) verfügbar gewor-
denen Frequenzspektrums könnten hilfreich für
die Schließung von Breitbandlücken sein. Es ist
jedoch darauf hinzuweisen, dass auch breit-
bandige mobilfunkbasierte Technologien den
ländlichen Raum vielfach nicht oder nur unzu-
reichend erreicht haben. Es fehlt an Basis-
stationen. Auf der Grundlage der vorhandenen
Mobilnetzinfrastruktur sind leistungsfähige
mobile Übertragungsstandards wie UMTS oder
demnächst LTE deshalb gegenwärtig nicht ge-
eignet, die un- oder unterversorgten Bereiche
zu erschließen. Etwas anderes gilt für die
Rundfunkfrequenzen aus der digitalen Divi-
dende. Diese sind grundsätzlich für den
Flächeneinsatz geeignet. Mit einer großflächi-
gen Implementierung ist jedoch nicht kurz-
fristig zu rechnen. Ohne entsprechenden poli-
tischen Willen der Länder werden die unge-
nutzten Kapazitäten nicht verfügbar werden.
Darüber hinaus darf bezweifelt werden, dass
bereits ausreichend Erfahrungen vorliegen, um
ausgereifte Endgeräte zu marktgängigen Prei-
sen in Massenproduktion herzustellen. Schließ-
lich darf nicht vergessen werden, dass funk-
basierte Lösungen nicht selten auf Ablehnung
in der Bevölkerung treffen und generell weni-
ger Bandbreite zu liefern im Stande sind, als
leitungsgebundene Technik. Mit Sicht auf den
ländlichen Raum können diese zwar aktuell
begrüßt, jedoch langfristig nur als Übergangs-
lösung betrachtet werden.

Unter dieser Voraussetzung ist es vernünf-
tig und konsequent, die möglichen Potentiale
der Digitalen Dividende durch rasche Aufstel-
lung eines Frequenznutzungsplans und der Durch-
führung eines Vergabeverfahrens so zeitnahe
wie möglich auszuloten. Allerdings ist zu ver-
langen, dass bei der Versteigerung der Nut-
zungsrechte (anders als im Zusammenhang
mit UMTS oder WIMAX, die den ländlichen
Raum nach wie vor aussparen) die Schließung
von Versorgungslücken als maßgebliches Ver-
gabekriterium den Vorzug vor monetären Inte-
ressen erhält.

Maßnahme 7: Verbesserte Förderbedin-
gungen in den Gemeinschaftsaufgaben

„Mit den Gemeinschaftsaufgaben GAK und
GRW stehen bereits heule finanzielle Res-
sourcen zur Verfügung, um den Ausbau von
Breitbandverbindungen mit einer Bandbreite
von mindestens 1 MBit/s in den bislang nicht
versorgten Gebieten zu beschleunigen.

Die bereits 2008 vom BMELV initiierte
Breitbandförderung im Rahmen der GAK soll
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kurzfristig dahingehend verbessert werden,
dass zukünftig bis zu 90 Prozent der sog. Wirt-
schaftlichkeitslücke förderfähig sind.

Voraussichtlich ab März 2009 können
Kommunen im GRW-Fördergebiet bei der Be-
reitstellung eines qualitativ hochwertigen Breit-
bandzugangs (mind. 2 MBit/s) zu erschwing-
lichen Preisen im Rahmen der Förderung wirt-
schaftsnaher Infrastruktur unterstützt werden.
Förderfähig sind bis zu 90 Prozent der sog.
Wirtschaftlichkeitslücke. Darüber hinaus kön-
nen Kommunen mit bis zu 100.000 Euro ge-
fördert werden, wenn sie von Dritten Pla-
nungs- und Beratungsleistungen in Anspruch
nehmen. Für die Förderung des Breitband-
zugangs ist keine Zweckbindung von GRW-
Mitteln vorgesehen. Die Bundesregierung geht
davon aus, dass bis 2013 etwa 60 Millionen
GRW-Mittel für die Förderung des Breitband-
zugangs genutzt werden.“

Die deutliche Reduzierung kommunaler
Komplementärfinanzierung war eine der zen-
tralen Forderungen des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes. Es ist erfreulich, dass der
Bund nun entsprechende Rahmenbedingungen
schaffen will. Es wird jedoch erforderlich sein,
die auf der GAK und GRW aufsetzenden För-
derprogramme der Länder entsprechend anzu-
passen (siehe dazu unten II).

Maßnahme 8: Zusätzliches Geld für Infra-
strukturaufbau

„Nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz
(ZulnvG) können die Länder in den Jahren
2009 und 2010 ihren Kommunen Mittel für
den Aufbau einer Breitbandinfrastruktur be-
reitstellen, die später Unternehmen für den
Aufbau oder Betrieb von Breitbandnetzen zur
Verfügung gestellt werden kann. Mehrere Län-
der haben bereits angekündigt, die im Rahmen
des Konjunkturpakets II zusätzlich bereit-
gestellten Gelder teilweise in den Ausbau der
Breitbandinfrastruktur zu investieren.

In den Gemeinschaftsaufgaben GAK und
GRW (beschränkt auf die Fördergebiete) wird
die Verlegung von Leerrohren als neuer För-
dergegenstand aufgenommen.“

Hier gelten die Ausführungen zu Maßnah-
me 4 entsprechend.

Maßnahme 9: Mehr Planungssicherheit
für Unternehmen

„Für die geplanten Investitionen und den
Aufbau neuer Breitbandinfrastrukturen steht
grundsätzlich ein hinreichend flexibler Rechts-
rahmen zur Verfügung. Mitunter wurde aller-
dings der Bedarf geäußert, die Planungs-
sicherheit zu verbessern. Die Bundesregierung
prüft deshalb die kurzfristige Realisierbarkeit
einer Verlängerung der bestehenden Geltungs-

dauer von Marktanalysen von zwei auf drei
Jahre.“

Maßnahme 10: Grundzüge einer wachs-
tums- und innovationsorientierten Regu-
lierung festlegen

„Die Bundesnetzagentur wird Eckpunkte
über die regulatorischen Rahmenbedingungen
für die Weiterentwicklung moderner Telekom-
munikationsnetze und die Schaffung einer leis-
tungsfähigen Breitbandinfrastruktur erarbeiten
und diese öffentlich zur Diskussion stellen. Der
Bundesregierung ist es wichtig, dass dabei die
folgenden Aspekte thematisiert werden:

Ökonomische und rechtliche Planungs-
sicherheit (z.B. Regulierungsperioden) im Hin-
blick auf den für diese Investitionen typischen
langen Planungshorizont;

Angemessene Eigenkapitalverzinsung für
den Fall einer Entgeltregulierung von Zu-
gangsleistungen, so dass – soweit notwendig –
spezifischen Risiken Rechnung getragen wer-
den kann;

Geeignetes, wettbewerbskonformes Infra-
struktur-Sharing, mit dem ggf. eine Reduzie-
rung der jeweiligen Risiken erreicht werden
kann;

Notwendige Transparenz über den geplan-
ten Netzumbau durch die Marktakteure.

Maßnahme 11: Anreizorientierte und
investitionsfördernde Vorgaben im EU-
Rechtsrahmen

„Die Bundesregierung setzt sich auf Euro-
päischer Ebene dafür ein, im EU-Rechts-
rahmen für Telekommunikation für Klarstellun-
gen zu sorgen, die die Netzmodernisierung
sicherstellen und beschleunigen.

Dem Investitionsrisiko ist durch angestreb-
te Ergänzungen in der Rahmenrichtlinie zu be-
gegnen, die innovative und intelligente Koope-
rationsmechanismen zu einer angemessenen
Aufteilung des Investitionsrisikos unter den
Netzbetreibern und zwischen den Netzbetrei-
bern und den Netzzugang suchenden Unter-
nehmen zulassen. Die Bundesregierung wird
auf Europäischer Ebene und bei den Mitglied-
staaten für derartige Anreizmechanismen und
die Schaffung eines investitionsfreundlichen
Umfeldes werben. Auf diese Weise lassen sich
die massiven Summen generieren, die in den
nächsten Jahren für die Modernisierung der
Netze bereitgestellt werden müssen. Bei der
konkreten Ausgestaltung der Anreizmechanis-
men wird die Bundesregierung im Interesse
des Wettbewerbs darauf achten, dass niemand
vom Netzzugang ausgeschlossen wird und das
Prinzip der Nicht-Diskriminierung gewahrt
bleibt. Auch dürfen die Regelungen nicht zu
Wettbewerbsverzerrungen im Markt führen.

Weiterhin setzt sich die Bundesregierung
für längerfristige Planungssicherheit und eine
Kontinuität der Regulierungspolitik ein. Es
muss sichergestellt sein, dass Methodenfestle-
gungen der Regulierungsinstanzen über mehr
als drei Jahre Bestand haben können und so
ggf. über die Dauer einer Marktanalyse hi-
nausreichen. Nur ein stabiles regulatorisches
Umfeld schafft die Voraussetzungen für die
notwendigen Investitionen in die Netze der
nächsten Generation.“

Die Bundesregierung ist scheinbar zu der
Erkenntnis gelangt. dass die derzeitige Regu-
lierungspolitik der Entfaltung der Marktkräfte
des Telekommunikationsmarktes in ländlichen
un- oder unterversorgten Gebieten entgegen-
steht. Es ist in der Tat nicht von der Hand zu
weisen, dass das Prinzip des diskriminierungs-
freien Netzzugangs, bei allen unbestreitbaren
Vorzügen im Allgemeinen, unter dem Gesichts-
punkt flächendeckenden Infrastrukturaufbaus
auch prohibitive Wirkung entfalten kann. An-
ders als beispielsweise Im Bereich des Strom-
oder Gasmarktes kann der Telekommunika-
tionsmarkt im Segment breitbandiger Internet-
versorgung nicht auf eine flächendeckende
Infrastruktur aufsetzen. Es ist daher richtig,
dass die Bundesregierung nach Wegen sucht,
übermäßige Belastungen für Infrastruktur
schaffende Unternehmen zu vermeiden und in
diesem Zusammenhang anreizorientierte sowie
investitionsfördernde und zugleich wettbewerbs-
neutrale Regulierungsinstrumente starker be-
tonen möchte. Im gleichen Sinne hat sich der
Präsident der Bundesnetzagentur, Matthias
Kurth, unlängst in einem Interview im Deutsch-
landfunk geäußert, in dem er darlegte, in
Infrastruktur investierende Anbieter müssten
„eine faire Rückzahlung“ des unternehmeri-
schen Risikos bekommen.

Maßnahme 12: Aktive und aktivierende
Öffentlichkeitsarbeit

„Das Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie wird sein Breitbandportal
www.zukunft-breitband.de das bereits
heute neben dem Breitbandatlas und Best-
practice-Beispiele auch Checklisten für Kom-
munen und Informationen über Fördermög-
lichkeiten enthält, weiter ausbauen. So wird
derzeit eine Datenbank aufgebaut, in die die
Kommunen breitbandrelevante Daten ein-
speisen können, wodurch Marktzutrittskosten
potenzieller Anbieter gesenkt werden.“

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund
hat, zusammen mit dem Verband der Anbieter
von Telekommunikations- und Mehrwertdiens-
ten (VATM), den Aufbau der Breitbandbedarfs-
datenbank angeregt und die Datenerfassung
initiiert. Er unterstützt das Bundeswirtschafts-
ministerium weiterhin bei kommunalrelevan-
ten Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit.
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Maßnahme 13: Aufbau eines Breitband-
kompetenzzentrums

„In den Ländern hat sich das Konzept von
zentralen Ansprechpartnern bereits bewährt.
Die Bundesregierung sieht auch auf Bundes-
ebene die Notwendigkeit für ein „Breitband-
kompetenzzentrum". Dies soll als Beratungs-
und Informationsstelle tätig sein und auch Vor-
schläge für die konkrete Umsetzung der Maß-
nahmen erarbeiten. Die Bundesregierung wird
kurzfristig eine zentrale Stelle („Breitbandkom-
petenzzentrum") einrichten bzw. beauftragen,
die mit solchen operativen Aufgaben im Rah-
men der Breitbandstrategie betraut wird.“

Die Einrichtung eines Breitbandkompetenz-
zentrums auf Bundesebene ist im Grundsatz zu
begrüßen. Es ist aber wichtig, dieses von An-
fang an als Ergänzung und nicht als Konkur-
renzinstitution zu bereits in den Ländern beste-
henden Einrichtungen (in Bayern: Breitband-
initiative Bayern) zu konzipieren.

Maßnahme 14: Einrichtung einer Bund-
Länder-Arbeitgruppe

„Das BMWi erörtert bereits regelmäßig mit
Vertretern des Länderarbeitskreises Telekom-
munikation, Informationswirtschaft und Post
aktuelle Fragen der Telekommunikations- und
Regulierungspolitik. Ausgehend Von diesem
Gremium sollte eine Arbeitsgruppe mit Vertre-
tern des Bundes und der Länder eingerichtet
werden, die alle in dieser Strategie aufgewor-
fenen Fragen, die nur gemeinsam gelöst wer-
den können, erörtert und Lösungsvorschläge
erarbeitet. Dabei sind jeweils Experten aus den
zuständigen Bundes- und Länderressorts hin-
zuzuziehen.“

Die Einrichtung einer koordinierenden
Bund/Länder-Arbeitsgruppe wird befürwortet.
Allerdings sollte der DStGB in die Tätigkeit
eines solchen Gremiums einbezogen werden.

Maßnahme 15: Erstellung eines jährlichen
Monitoringberichts

„Um die bereits umgesetzten Maßnahmen
sorgfältig zu dokumentieren, die weiteren
Schritte aufzuzeigen und neuen Handlungsbe-
darf zu identifizieren, erstellt die Bundesregie-
rung einmal jährlich einen Monitoringbericht.
Den ersten Bericht wird die Bundesregierung
im Frühjahr 2010 der Öffentlichkeit vorlegen.“

Die Dokumentation der Handlungsschritte
auf dem Weg zur flächendeckenden Breitband-
versorgung ist sinnvoll und unterstützenswert.

II. Auswirkungen auf die Bayerische Breit-
bandinitiative

Wie wirken sich das Konjunkturpaket II
und die Breitbandstrategie des Bundes auf das
bestehende bayerische Breitbandförderpro-
gramm aus?

Das ersteTeilziel der Breitbandstrategie der
Bundesregierung ist es, bis spätestens Ende
2010 die bislang nicht versorgten Gebiete mit
leistungsfähigen Breitbandanschlüssen abzu-
decken.

Dieses Ziel der Bundesregierung deckt sich
mit dem Ziel der bayerischen Breitbandförde-
rung, bis Ende 2010 eine bedarfsgerechte
Grundversorgung mit Übertragungsgeschwin-
digkeiten von mindestens 1 Megabit pro Se-
kunde zu realisieren.

Über eine Grundversorgung hinaus formu-
liert die Bundesregierung langfristige Ziele
für Übertragungsraten von 50 Megabit pro Se-
kunde. Zusätzliche Mittel stellt der Bund im
Rahmen der Breitbandstrategie nicht bereit.
Ein eigenes Bundesförderprogramm für Breit-
band wird nicht aufgelegt.

Bewertung durch die Breitbandinitiative
Bayern

Für die langfristigen Zielsetzungen der
Breitbandstrategie greift der Bund einige gute
Ansätze auf, die schon länger diskutiert wer-
den. Diese strukturell angelegten Maßnahmen
werden aber voraussichtlich erst über einen
langen Zeitraum greifen. Zusätzliche finanzielle
Mittel stellt die Bundesregierung nicht bereit –
auch nicht für die GAK-Förderung oder die
GRW-Förderung. Daher bleibt die bayerische
Breitbandrichtlinie das einzige verfügbare För-
derprogramm.

Weiterentwicklung des Bayerischen Breit-
bandförderprogramms

Das bayerische Förderprogramm ist im
Sommer 2008 angelaufen. Bisher wurden
mehr als 1,3 Mio. Euro an Fördermitteln für
über 300 Gemeinden genehmigt. Mehr als
1.100 der gut 2.000 bayerischen Gemeinden
haben im Breitbandportal einen lokalen An-

sprechpartner (Breitbandpaten) benannt. Die
Partner der Breitbandinitiative Bayern stehen
bereit, diese Erfahrungen auf Bundesebene
einzubringen.

Aus Mitteln des Zweiten Konjunkturpakets
des Bundes hat die Bayerische Staatsregierung
zusätzlich zu den bisherigen 19 Mio. Euro wei-
tere 18,75 Mio. Euro für die Breitbandförde-
rung zur Verfügung gestellt. Insgesamt kann
Bayern den Ausbau von Breitbandinfrastruk-
turen zukünftig mit rund 38 Mio. Euro fördern.

Im Zuge der zusätzlichen Mittel wird eine
Erhöhung des staatlichen Förderbetrags von
bisher 50.000 Euro auf maximal 100.000
Euro angestrebt. Der Fördersatz soll von bisher
50 Prozent auf 70 Prozent angehoben, der
Verfahrensablauf durch die Zusammenlegung
von Markterkundungs- und Auswahlverfahren
vereinfacht werden.

Diese Änderungen am bayerischen Förder-
programm bedürften der Genehmigung durch
die Europäische Kommission. Die Programm-
änderungen wurden bereits bei der Kommis-
sion eingereicht. Das Wirtschaftsministerium
rechnet mit einer zügigen Genehmigung.

Die Zielsetzung des bayerischen Förder-
programms bleibt unverändert. Auch nach die-
sen Verbesserungen wird der zügige Ausbau
der flächendeckenden Mindestversorgung mit
1 Megabit pro Sekunde angestrebt. Darüber
hinaus kann in Bayern eine noch schnellere
Breitbandanbindung von Gewerbegebieten
und gewerblich geprägten Mischgebieten ge-
fördert werden. Die langfristige Zielsetzung der
Bundesregierung von Übertragungsgeschwin-
digkeiten mit 50 Megabit pro Sekunde ist nicht
Zielsetzung des auf die Erschließung der noch
bestehenden weißen Flecken ausgerichteten
Bayerischen Förderprogramms.

Bis zur Genehmigung durch die EU-Kom-
mission können die Gemeinden weiterhin aktiv
Ist- und Bedarfsanalysen erstellen, Planungen
und Machbarkeitsstudien durchführen und
Markterkundungs- und Auswahlverfahren durch-
laufen. Die Einreichung von Förderanträgen
sollten die Gemeinden mit den zuständigen
Regierungen absprechen. Unabhängig von der
Förderung ist stets zu prüfen, ob die Breit-
banderschließung ohne Fördermittel möglich
ist.
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Konjunkturpaket II
und Investitionspakt

2009 Investitionen schon vor dem 27. Januar
2009 begonnen wurden, aber noch
nicht abgeschlossen sind, können sie
gefördert werden, wenn es sich um
selbständige Abschnitte eines laufenden
Vorhabens handelt und die Finanzie-
rung dieser Abschnitte bislang nicht
gesichert ist. Im Jahr 2011 können Fi-
nanzhilfen nur für Investitionsvorhaben
eingesetzt werden, die vor dem 31. De-

zember 2010 begonnen wurden und bei denen
im Jahr 2011 ein selbständiger Abschnitt des
Investitionsvorhabens abgeschlossen wird.

3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind Gemeinden,

Landkreise, Bezirke, Verwaltungsgemeinschaf-
ten und kommunale Zweckverbände. Zuwen-
dungsempfänger sind auch private und kirch-
liche Träger. Dabei kommt eine Zuwendung an
ein Unternehmen nur in Betracht, soweit die
Voraussetzungen nach Art. 2 Abs. 1 Satz 1
Buchst. a der Entscheidung der Kommission
vom 28.11.2005 über die Anwendung von
Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag auf staatliche
Beihilfen, die bestimmten mit der Erbringung
von Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse betrauten Unternehmen
als Ausgleich gewährt werden, Amtsblatt Nr. L
312 vom 29.11.2005, S. 67 (insbesondere Jah-
resumsatz in den beiden vorausgehenden Rech-
nungsjahren insgesamt weniger als 100 Mio.
Euro, jährliche Zuwendung unter 30 Mio. Euro)
erfüllt sind.

4. Grundsätze der Förderung
4.1 Förderungsvoraussetzungen

4.1.1 Eine Förderung wird gemäß § 3 a Abs. 1
ZuInvG nur für zusätzliche Investitionen ge-
währt. Die Kommune bestätigt die Zusätzlich-
keit der Investitionen im Rahmen des Bewer-
bungsverfahrens (vgl. Nr. 17).

4.1.2 Für ein Gebäude nach Nrn. 1 a) und 1 b)
dieser Bekanntmachung muss auf der Grund-
lage hinreichender Kriterien geklärt sein, dass
es auch angesichts der zu erwartenden demo-
graphischen Veränderungen weiterhin länger-
fristig für Zwecke der Infrastruktur genutzt
wird.

4.1.3 Das Gebäude muss sich in einem ener-
getisch nachteiligen Zustand befinden. Das ist
regelmäßig anzunehmen, wenn das Gebäude
vor dem Jahr 1990 errichtet und danach nicht
umfassend energetisch modernisiert worden
ist.

Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern
vom 3. März 2009 Az.: IIC1-4754-
001/09

Vorbehaltlich des vorgesehenen Ge-
setzes zur Umsetzung von Zukunfts-
investitionen der Kommunen und Län-
der (Zukunftsinvestitionsgesetz – Zu-
InvG), BT-Drs. 16/11740 sowie den
noch abzuschließenden Verwaltungs-
vereinbarungen zur Durchführung des Geset-
zes zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen
der Kommunen und Länder (VV ZuInvG) sowie
über die Gewährung von Finanzhilfen des Bun-
des an die Länder (VV Investitionspakt 2009)
fördert der Freistaat Bayern die energetische
Modernisierung der Infrastruktur in Kommu-
nen in Anwendung der Verwaltungsvorschriften
zu Art. 44 der Bayerischen Haushaltsordnung
(BayHO). Gefördert wird ohne Rechtsanspruch
im Rahmen der verfügbaren Mittel.

I. Förderung nach dem Zukunftsinvesti-
tionsgesetz

1. Zweck der Förderung
Zweck der Förderung ist die Energieein-

sparung durch die energetische Modernisierung

unmittelbarer oder mittelbarer öffentlicher Ge-
bäude in Kommunen. Die Förderung erfolgt
durch Zuwendungen zur Finanzierung der In-
vestitionskosten für die energetische Moder-
nisierung von

a) Gebäuden der sozialen Infrastruktur wie Schu-
len, Kindertageseinrichtungen und überwie-
gend schulisch genutzte Sportstätten,

b) Bildungs- und Begegnungseinrichtungen
kommunalerTräger sowie

c) kommunalenVerwaltungsgebäuden.

2. Förderzeitraum

Investitionen können gefördert werden, wenn
sie nach dem 26. Januar 2009 begonnen wur-
den oder später begonnen werden. Soweit



4.1.4 Das Gebäude oder der Gebäudeteil muss
regelmäßig beheizt werden.

4.1.5 Das Gebäude oder der Gebäudeteil ist so
zu modernisieren, dass die Anforderungen an
den Jahres-Primärenergiebedarf und an den
spezifischen Transmissionswärmeverlust für be-
stehende Gebäude nach § 9 Abs. 1 der Ver-
ordnung über energiesparenden Wärmeschutz
und energiesparende Anlagentechnik bei Ge-
bäuden (Energieeinsparverordnung – EnEV)
vom 24. Juli 2007, BGBl I S. 1519) in der
jeweils geltenden Fassung eingehalten werden.
Bei denkmalgeschützten Gebäuden ist es aus-
reichend, wenn eine möglichst hohe Energie-
effizienz erreicht wird.

4.1.6 Die Maßnahmen müssen nach öffent-
lich-rechtlichen, insbesondere denkmalpflege-
rischen, sowie zivilrechtlichen Vorschriften
zulässig sein.

4.2 Baubeginn

Mit der Ausführung der Maßnahmen darf
grundsätzlich erst nach Erteilung des Bewilli-
gungsbescheides begonnen werden. Mit Auf-
nahme der Maßnahme in das Programm kann
mit der Maßnahme förderunschädlich begon-
nen werden. Dies begründet aber keinen
Rechtsanspruch auf Förderung. Planungs- und
Energieberatungsleistungen gelten nicht als
Vorhabensbeginn.

4.3 Baudurchführung

Mit der Ausführung der Maßnahmen muss
nach Erteilung des Bewilligungsbescheides
unverzüglich begonnen werden. Die Bauarbei-
ten sind zügig durchzuführen (vgl. dazu auch
Nr. 2).

4.4 Maßnahmenvereinbarung

Eine Förderung setzt den Abschluss der
Maßnahmenvereinbarung zwischen dem Frei-
staat Bayern und dem jeweiligen Zuwendungs-
empfänger gemäß Nr. 3 Satz 1 voraus.

4.5 Kumulierungsverbot

4.5.1 Kumulierungsverbot aufgrund § 4 Abs. 1
ZuInvG Maßnahmen, die nach anderen Geset-
zen als dem ZuInvG und anderenVerwaltungs-
vereinbarungen als den VV ZuInvG als Anteils-
finanzierung nach Art. 104 b des Grundgeset-
zes, nach dem bis zum 31. August 2006 gül-
tigen Art. 104 a Absatz 4 des Grundgesetzes,
nach Art. 91 a und Art. 91 b des Grundgesetzes
oder mit KfW-Darlehensprogrammen (mit Aus-
nahme der KfW-Programme „Investitions-
offensive Infrastruktur“) durch den Bund ge-
fördert werden, können nach dieser Bekannt-
machung nicht gefördert werden.

4.5.2 Sonstiges Kumulierungsverbot
Maßnahmen, die nach Abschnitt II dieser Be-
kanntmachung sowie nach folgenden Bestim-
mungen (in der jeweils geltenden Fassung) ge-
fördert werden, sind von einer Förderung nach
Abschnitt I ausgeschlossen:
− Gesetz über den Finanzausgleich zwischen

Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Finanzausgleichsgesetz – FAG),

− Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz
(BaySchFG),

− Bayerisches Gesetz zur Bildung, Erziehung
und Betreuung von Kindern in Kindergär-
ten, anderen Kindertageseinrichtungen und
inTagespflege (Bayerisches Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetz – BayKiBiG) und

− Richtlinien des Bayerischen Staatsministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen zur Förderung von Investitionen
im Rahmen des Investitionsprogramms
„Kinderbetreuungsfinanzierung“.

Das gilt nicht, wenn es sich um getrennte
Bauabschnitte oder Baukörper handelt und
insoweit eine sachliche Differenzierung bzw.
Kostentrennung möglich ist (z.B. prozentuale
Aufteilung der Baukosten). Aufwendungen für
energetische Sanierungen, die im Rahmen ei-
ner nach Art. 10 FAG förderfähigen Baumaß-
nahme (z.B. Umbau, Generalsanierung) anfal-
len, können nach dieser Bekanntmachung ge-
fördert werden. Stellt die Errichtung eines Er-

satzneubaus gegenüber einer energetischen
Sanierung die wirtschaftlichere Lösung dar,
werden die förderfähigen Aufwendungen der
Maßnahme anteilig den jeweils anwendbaren
Förderverfahren zugeordnet.

Die Summe der Finanzierungsmittel darf die
Gesamtkosten der Maßnahme nicht übersteigen.

5. Gegenstand der Förderung

5.1 Energetische Modernisierung

Gegenstand der Förderung ist die energe-
tische Modernisierung von Gebäuden; dazu
gehören insbesondere
− Maßnahmen zur Verringerung von Trans-

missionswärmeverlusten, wie z.B. die Ver-
besserung der Wärmedämmung von Außen-
wänden, Fenstern, Dächern, obersten Ge-
schoßdecken zu nicht ausgebauten Dach-
räumen, Kellerdecken, erdberührten Außen-
flächen beheizter Räume, Wänden zwischen
beheizten und unbeheizten Räumen, Hei-
zungs-,Warmwasser- und Kühlrohrleitungen,

− die energetischeVerbesserung durch Einbau,
Erneuerung oder Optimierung von Heizungs-
anlagen, Lüftungsanlagen, Fenstern, Son-
nenschutzeinrichtungen, einschließlich Ein-
bau von Sonnenschutzverglasungen, Be-
leuchtung, Kühleinrichtungen, Pumpen und
Regeleinrichtungen,

− der Einbau von oder Anschluss an Anlagen,
die der Verminderung des Primärenergie-
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bedarfs, insbesondere des Bedarfs an fossi-
ler Energie dienen oder mit erneuerbaren
Energien betrieben werden (z.B. solarther-
mische Anlagen, Pellet- oder Hackschnitzel-
heizungen, Erdwärmesonden), jedoch nur
im Zusammenhang mit Maßnahmen nach
Spiegelstrich eins,

− der hydraulische Abgleich der Heizungs-
anlage,

− die hierfür notwendigen Planungsleistun-
gen sowie energetische Beratung und

− die für eine zügige Realisierung erforder-
lichen Maßnahmen (z.B. Behelfsbauten).

5.2 Ersatzneubau

Die Förderung eines Ersatzneubaus an Stelle
einer energetischen Modernisierung kommt
nur dann in Betracht, wenn dies dem Förder-
zweck nach Nr. 1 entspricht und sich als die
wirtschaftlichste Lösung darstellt.

5.3 Sonstige Maßnahmen
Bei der energetischen Modernisierung können

sonstige Maßnahmen mitgefördert werden,
soweit sie im Vergleich zur energetischen
Modernisierung untergeordnet sind; dazu
gehören insbesondere

− Erneuerung der Anstriche und Böden,
− notwendige Brandschutzmaßnahmen sowie
− Maßnahmen zur Barrierefreiheit.

5.4 Ausstattung

Darüber hinaus können bei Schulen drin-
gend notwendige und bedarfsgerechte Aus-
stattungen, insbesondere IT-Ausstattungen, mit-
gefördert werden, soweit sie im Vergleich zur
energetischen Modernisierung untergeordnet
sind.

6. Förderfähige Kosten

6.1 Maßnahmen der energetischen Modernisie-
rung bzw. einer Generalsanierung oder eines
Ersatzneubaus

Bei Maßnahmen der energetischen Moder-
nisierung bzw. einer Generalsanierung oder
eines Ersatzneubaus (vgl. Nrn. 5.1 und 5.2)
sind Kosten bis zu 600 e je Quadratmeter be-
heizter Netto-Grundfläche (DIN 277) der zu
modernisierenden Gebäude und Gebäudeteile
förderfähig. Bei erdgeschossigen Gebäuden sind
wegen des größeren Dachflächenanteils Kos-
ten bis zu 800 e je Quadratmeter beheizter
Netto-Grundfläche (DIN 277) förderfähig. Maß-
geblich sind die Kosten der Kostengruppen
300, 400, 700 (DIN 276). Kosten der Kosten-
gruppen 200 und 500 sind förderfähig, soweit
sie durch die energetische Modernisierung ver-

anlasst sind. Baunebenkosten sind in der not-
wendigen Höhe anzusetzen.

6.2 Sonstige Maßnahmen

Bei sonstigen Maßnahmen (vgl. Nr. 5.3)
sind Kosten bis zu 200 e je Quadratmeter be-
heizter Netto-Grundfläche (DIN 277) der zu
modernisierenden Gebäude und Gebäudeteile
förderfähig.

6.3 Ausstattung von Schulen

Bei der Ausstattung von Schulen (vgl.
Nr. 5.4) sind Kosten bis zu 400 e je Schul-
klasse bzw. Kollegstufen-/Oberstufengruppe
förderfähig.

6.4 Nicht förderfähige Kosten

Nicht förderfähig sind
− der Wert von Selbsthilfeleistungen und inso-

weit anfallende Materialkosten,
− Personal- und Sachkosten des Zuwendungs-

empfängers,
− Aufwendungen, die mit der Aufbringung

des Eigenanteils verbunden sind, sowie
− Investitionen, die nach dem Gesetz für den

Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuer-
bare-Energien-Gesetz – EEG) vom 25. Ok-
tober 2008 (BGBl I S. 2074) in der jeweils
geltenden Fassung besonders vergütet
werden.

7. Art und Umfang der Förderung

Die Förderung erfolgt als Projektförderung
im Wege der Festbetragsfinanzierung durch
einen Zuschuss in Höhe von 87,5% der förder-
fähigen Kosten,
− bei Maßnahmen der energetischen Mo-

dernisierung (vgl. Nr. 5.1) oder einem Er-
satzneubau (vgl. Nr. 5.2) höchstens jedoch
525 e je Quadratmeter beheizter Netto-
Grundfläche des zu modernisierenden bzw.
des zu ersetzenden Gebäudes bzw. Gebäu-
deteiles; bei erdgeschossigen Gebäuden
beträgt der Höchstbetrag der Förderung
700 e je Quadratmeter beheizter Netto-
Grundfläche,

– bei sonstigen Maßnahmen (vgl. Nr. 5.3)
höchstens jedoch 175 e je Quadratmeter
beheizter Netto-Grundfläche des zu moder-
nisierenden Gebäudes bzw. Gebäudeteiles
und

− bei der Ausstattung von Schulen (vgl. Nr. 5.4)
höchstens jedoch 350 e je Schulklasse
bzw. Kollegstufen-/Oberstufengruppe.

Der sich ergebende Betrag ist auf volle
Hundert Euro abzurunden. Eine Nachbewilli-
gung ist ausgeschlossen.

8. Eigenanteil des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger beteiligt sich
an den förderfähigen Kosten (vgl. Nr. 6) mit
einem Eigenanteil in Höhe von mindestens
12,5%. Bei finanzschwachen Gemeinden kann
der Eigenanteil auf 10% verringert werden.
Voraussetzung dafür ist, dass die jeweilige
Kommune aufgrund ihrer angespannten Haus-
haltslage die für die Realisierung der Maß-
nahme notwendigen Kredite nicht aufnehmen
kann. Der Nachweis der Haushaltslage ist ge-
genüber der Bewilligungsstelle anhand der An-
gaben nach Muster 2 zu Art. 44 BayHO zu
führen.

II. Förderung nach dem Investitionspakt
2009

9. Zweck der Förderung

Zweck der Förderung ist die Energieein-
sparung durch die energetische Modernisie-
rung öffentlicher Gebäude in Gemeinden. Die
Förderung erfolgt durch Zuwendungen zur
Finanzierung der Investitionskosten für die
energetische Modernisierung von Gebäuden
der sozialen Infrastruktur wie Schulen, Kinder-
gärten, Kindertageseinrichtungen und (Schul-)
Turnhallen.

10. Zuwendungsempfänger

10.1 Zuwendungsempfänger ist die Gemeinde.

10.2 Antragsberechtigt sind Gemeinden in be-
sonders schwieriger Haushaltslage, insbeson-
dere solche, die aufgrund ihrer Haushaltslage
keine Kredite im erforderlichen Umfang für die
energetische Modernisierung ihrer sozialen
Infrastruktur zusätzlich aufnehmen können.
Der Nachweis der Haushaltslage ist gegenüber
der Bewilligungsstelle anhand der Angaben
nach Muster 2 zu Art. 44 BayHO zu führen.

11. Grundsätze der Förderung

11.1 Förderungsvoraussetzungen

11.1.1 Für das Gebäude muss eine länger-
fristige Nutzung auch unter Berücksichtigung
der absehbaren demographischen Verände-
rungen zu erwarten sein.

11.1.2 Das Gebäude muss sich in einem ener-
getisch nachteiligen Zustand befinden. Das ist
regelmäßig anzunehmen, wenn
– der Energieverbrauchswert (Heizenergiever-

brauchskennwert) den jeweiligen Vergleichs-
kennwert der EnEV für diesen Gebäudetyp
um mindestens 30% überschreitet (Anlage
3 der Bekanntmachung nach § 19 Abs. 3
Satz 4, Abs. 4 EnEV) oder

− das Gebäude vor 1990 errichtet und da-
nach nicht umfassend energetisch moderni-
siert worden ist.
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11.1.3 Das Gebäude oder der Gebäudeteil
muss regelmäßig beheizt werden.

11.1.4 Das Gebäude ist energetisch mindes-
tens auf das Niveau eines Neubaus nach EnEV
zu modernisieren. Der Nachweis ist anhand ei-
nes Energiebedarfsausweises zu führen.

11.1.5 Die Maßnahmen müssen nach öffent-
lich-rechtlichen, insbesondere denkmalpflege-
rischen, sowie zivilrechtlichen Vorschriften zu-
lässig sein.

11.1.6 Die Maßnahmen sollen nachhaltig sein
und sich auch durch gestalterische Qualität
auszeichnen.

11.2 Baubeginn

Mit der Ausführung der Maßnahmen darf
erst nach Erteilung des Bewilligungsbescheides
begonnen werden. Auf Antrag kann die Bewil-
ligungsstelle ausnahmsweise einem vorzeitigen
Maßnahmebeginn – gegebenenfalls auch für
Teilmaßnahmen – zustimmen, wenn die Finan-
zierung des Vorhabens hinreichend gesichert
erscheint und dasVorhaben sachlich geprüft ist.
Die Zustimmung erfolgt schriftlich; sie begrün-
det keinen Rechtsanspruch auf Förderung. Pla-
nungs- und Energieberatungsleistungen gelten
nicht alsVorhabensbeginn.

11.3 Baudurchführung

Mit der Ausführung der Maßnahmen muss
nach Erteilung des Bewilligungsbescheides un-
verzüglich begonnen werden. Die Bauarbeiten
sind zügig durchzuführen.

11.4 Kumulierungsverbot

Maßnahmen, die nach Abschnitt I dieser
Bekanntmachung sowie nach folgenden Be-
stimmungen (in der jeweils geltenden Fassung)
gefördert werden, sind von einer Förderung
ausgeschlossen:
− Gesetz über den Finanzausgleich zwischen

Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Finanzausgleichsgesetz – FAG),

− Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz
(BaySchFG),

− Bayerisches Gesetz zur Bildung, Erziehung
und Betreuung von Kindern in Kindergär-
ten, anderen Kindertageseinrichtungen und
inTagespflege (Bayerisches Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetz – BayKiBiG) und

− Richtlinien des Bayerischen Staatsministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen zur Förderung von Investitionen
im Rahmen des Investitionsprogramms
„Kinderbetreuungsfinanzierung“.

Das gilt nicht, wenn es sich um getrennte
Bauabschnitte oder Baukörper handelt und
insoweit eine sachliche Differenzierung bzw.
Kostentrennung möglich ist (z.B. prozentuale
Aufteilung der Baukosten). Die Summe der Fi-
nanzierungsmittel darf die Gesamtkosten der
Maßnahme nicht übersteigen.

12. Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung ist die energe-
tische Modernisierung von Gebäuden (vgl. da-
zu Nr. 5.1).

13. Förderfähige Kosten

Für die Höhe der förderfähigen Kosten ist
die Nr. 6.1, für die nicht förderfähigen Kosten
die Nr. 6.4 anzuwenden.

14. Art und Umfang der Förderung

Die Förderung erfolgt als Projektförderung
im Wege der Festbetragsfinanzierung durch
einen Zuschuss in Höhe von 87,5 v.H. der för-
derfähigen Kosten, höchstens jedoch 525 e je
Quadratmeter beheizter Netto-Grundfläche des
zu modernisierenden Gebäudes bzw. Gebäude-
teiles; bei erdgeschossigen Gebäuden beträgt
der Höchstbetrag der Förderung 700 e je
Quadratmeter beheizter Netto-Grundfläche. Der
sich ergebende Betrag ist auf volle Hundert
Euro abzurunden. Eine Nachbewilligung ist
ausgeschlossen.

15. Eigenanteil der Gemeinde

Die Gemeinde beteiligt sich an den förder-
fähigen Kosten (vgl. Nr. 13) mit einem Eige-
nanteil in Höhe von mindestens 12,5%.

III. Förderverfahren

16. Bewilligungsstellen

Bewilligungsstellen sind die Regierungen.

17. Bewerbungsverfahren

Der Antragstellung geht ein Bewerbungs-
verfahren unter Verwendung des Bewerbungs-
bogens voraus. Bei Maßnahmen von privaten
oder kirchlichen Trägern von Kindertagesein-
richtungen ist dem Bewerbungsbogen eine
Stellungnahme der Gemeinde zu dem beab-
sichtigten Projekt beizufügen. Die Auswahl der
zu fördernden Maßnahmen erfolgt durch die
Bewilligungsstelle und wird den Bewerbern
mitgeteilt. Der Bewerbungsbogen soll der Be-
willigungsstelle bis zum 31. März 2009 vor-
liegen. Bewerbungen, die nach dem 30. April
2009 den Bewilligungsstellen zugehen, kön-
nen nicht mehr berücksichtigt werden.

18. Antragstellung

Der Förderantrag ist unterVerwendung des
Antragsformblatts in zweifacher Fertigung mit
den dort bezeichneten Unterlagen bei der Be-
willigungsstelle einzureichen.

19. Aufgaben der Bewilligungsstelle

Die Bewilligungsstelle berät und unter-
stützt den Zuwendungsempfänger bei der Pla-
nung und Antragstellung. Die Bewilligungsstel-
le prüft die Fördervoraussetzungen und wählt
die Maßnahmen im Rahmen der ihr zur Ver-
fügung gestellten Haushaltsmittel aus. Die
Auswahl der Maßnahmen richtet sich insbe-
sondere nach der durch die Förderung erziel-
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baren Energieeinsparung und der Haushalts-
lage der Gemeinde. Auf eine angemessene
Berücksichtigung kleinerer Gemeinden des
ländlichen Raums ist zu achten.

Die Bewilligungsstelle führt das Bewilli-
gungsverfahren durch.

Die Bewilligungsstelle überwacht den Bau-
fortschritt und veranlasst die Auszahlung der
Fördermittel.

Die Bewilligungsstelle prüft den Verwen-
dungsnachweis und leitet die Ergebnisse des
Monitorings (Nr. 22) an das Staatsministerium
des Innern weiter.

20. Auszahlung der Zuwendung

20.1 Die Auszahlung ist bei der Bewilligungs-
stelle zu beantragen.

20.2 Die Zuwendung wird nach Prüfung der
im Bewilligungsbescheid genanntenVorausset-
zungen in Raten entsprechend dem Baufort-
schritt wie folgt ausgezahlt:

− Bis zu 80% der Zuwendung, sobald förder-
fähige Kosten in der Höhe angefallen sind,
dass sie die Auszahlung der Zuwendung
rechtfertigen;

− die verbleibende Schlussrate, wenn derVer-
wendungsnachweis und – bei Investitionen
nach Abschnitt II – auch der Nachweis des
die Maßnahme begleitenden Ausstellungs-
berechtigten nach § 21 EnEV vorliegen.

20.3 Der Auszahlungsantrag ist nach Muster 3
zu Art. 44 BayHO zu stellen. Dem Antrag auf
Auszahlung der Schlussrate ist der Verwen-
dungsnachweis beizulegen.

20.4 Die Bewilligungsstelle prüft den Aus-
zahlungsantrag. Sie ordnet bei der Staatsober-
kasse Bayern die Auszahlung der festgestellten
Beträge an. Der Auszahlungsbetrag ist auf
volle 100 e zu runden.

21. Verwendungsnachweis

Die zweckentsprechende Verwendung der
Mittel ist durch einen einfachen Verwendungs-
nachweis nach Muster 4 zu Art. 44 BayHO zu
dokumentieren. Der Verwendungsnachweis ist
unverzüglich, spätestens jedoch drei Monate
nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen. Er-
mäßigen sich die nach der Bewilligung in dem
Finanzierungsplan veranschlagten zuwendungs-
fähigen Ausgaben, so ermäßigt sich die Zu-
wendung nur im Falle der Unterschreitung des
nach der Nr. 7 maßgeblichen Höchstbetrags.
Soweit für eine Maßnahme Ausgaben noch
nach dem 31. Dezember 2011 geleistet wer-
den, besteht kein Anspruch mehr auf eine För-
derung dieser Ausgaben.

22. Monitoring (Investitionen nach Ab-
schnitt II)

Der Förderempfänger hat die Daten des
Primär- und Endenergiebedarfs sowie des CO2-
Ausstoßes im Rahmen eines Monitorings zur
Antragstellung zu ermitteln. Nach Durchführung
der Maßnahme sind die Daten durch einen
Sachverständigen nach § 21 EnEV zu bestäti-
gen und der Bewilligungsstelle mitzuteilen.

23. Abweichungen

Abweichungen von diesen Richtlinien be-
dürfen der Zustimmung des Staatsministe-
riums des Innern.

24. Formblätter
Die zu verwendenden Formblätter sowie

weitere Unterlagen werden in elektronischer
Form bereitgestellt und können unter folgender
Adresse herunter geladen werden: www.wohnen.
bayern.de

25. Inkrafttreten; Außerkrafttreten
Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung

vom 3. März 2009 in Kraft; sie tritt mit Ablauf
des 31. Dezembers 2014 außer Kraft.

gez.
Josef Poxleitner
Ministerialdirektor
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Schreiben an Ministerpräsident Horst Seehofer

Bayer. Staatskanzlei
Herrn Ministerpräsident
Horst Seehofer
Franz-Josef-Strauß-Ring 1
80539 München

München, 4. März 2009

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

Sie haben uns freundlicherweise angeboten, direkt mit Ihnen Kontakt aufnehmen zu
können, wenn „Not an Mann“ ist. Hiervon möchten wir heute Gebrauch machen.

Der Bayerische Gemeindetag hat das Konjunkturprogramm II und die Umsetzung
in Bayern bisher stets konstruktiv mitgetragen. Auch die Ausarbeitung der Förder-
richtlinien mit dem Abschlussgespräch bei Herrn Ministerialdirektor Poxleitner
am 26. Februar 2009 wurde von uns aktiv begleitet. Wir haben gemeinsam mit den
Vertretern der Staatsregierung die angemessene Mittelverteilung in den Regionen
sowie die Unterstützung der finanzschwachen Gemeinden festgelegt; die gegen
diese Ziele gerichteten Änderungsvorschläge des Bayerischen Städtetags wurden
nicht übernommen.

Schon heute zeichnet sich ab, dass die Förderprogramme vielfach überzeichnet sein
werden, während die über 2.000 bayerischen Kommunen weiterhin in großer Zahl
Förderanträge ausarbeiten. Nach Aussage der Obersten Baubehörde können aber
nur ca. 400 Projekte in Bayern berücksichtigt werden. Bereits bei den ersten Infor-
mationsveranstaltungen unseres Verbandes zum Konjunkturprogramm zeigt sich,
dass viele Rathauschefs hierauf mit Enttäuschung reagieren. Insofern werden auch
die Vorwegfestlegungen zum Konjunkturprogramm II als problematisch angesehen,
denn durch die Reservierung kommunaler Mittel für Großstadtprojekte wird das
Förderaufkommen erheblich reduziert.

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, wir bitten Sie um Unterstützung,
dass eine faire Verteilung in den Regionen Bayerns und zwischen den finanzstarken
und finanzschwachen Kommunen erfolgt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Uwe Brandl Dr. Jürgen Busse
Präsident Geschäftsführendes Präsidialmitglied
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IMPRESSIONEN

von den Informationsveranstaltungen

des Bayerischen Gemeindetags

zum Konjunkturpaket II

vom 3. bis 10. März 2009

Direktor Dr. Busse referiert
in Aschheim (Oberbayern)

Hirschau (Oberpfalz):

Volles Haus, interessierte Bürgermeister

Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer

(Unterfran
ken)

Veranstaltung in Mamming (Niederbayern)

Regierungspräsidentin Brigitta
Brunner und

Bezirksverbandsvorsitzen
der Albert Höchstetter

in Hirschau (Oberpfalz)

1.Vizepräsident Josef Mend in Iphofen
(Unterfranken)
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Mamming (Niederbayern): Aufmerksame Zuhörer

Direktor Dr. Keller referierte in Aschheim (Oberbayern)

2.Vizepräsident Klaus Adelt spricht

in Bad Berneck (Oberfranken)

Bad Berneck: Gute Stimmung bei den Bürgermeistern

Voller Saal auch in Aschheim (Oberbayern)

Veranstaltung in Neusäß (Schwaben) mit Bezirksverbands-

vorsitzender Hildegard Wanner (rechts)
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Bezirksverband

Bayerischer Gemeindetag 4/2009110

Kreisverband

Unterfranken
Am 26. Januar 2009 fand im Rathaus

Oberelsbach die Verbandsversammlung statt.
Der Bezirksverbandsvorsitzende 1. Bürgermeister
Josef Mend, Iphofen, und Erster Vizepräsident
des Bayerischen Gemeindetags, konnte zu die-
ser Sitzung auch den neuen Staatssekretär des
Innern, Dr. Bernd Weiß, sowie den Landrat des
Landkreises Rhön-Grabfeld, Thomas Haber-
mann, begrüßen. Staatssekretär Dr.Weiß unter-
richtete die anwesenden Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister über den aktuellen Stand
der Verwaltungsreform. Er machte dabei deut-
lich, dass die Bezirksregierungen nicht auf-
gelöst werden sollen. Über die Ergebnisse der
Finanzausgleichsgespräche äußerte sich Dr. Weiß
sehr positiv und befand, dass hier Staat und
Kommunen eine faire Lösung gefunden haben.
Darüber hinaus berichtete der Staatssekretär
über die weitere Entwicklung der bayerischen
Schullandschaft, in der insbesondere die Schul-
aufwandsträger kleinerer Hauptschulen aufge-
fordert sind, stärker interkommunal zusammen
zu arbeiten. Noch eine offene Baustelle sei die
Einführung des Digitalfunks bei den Feuer-
wehren. Hier erwartet sich Dr. Weiß eine Lö-
sung bis Ende 2011. Seiner Meinung nach
sollte der Staat die Betriebskosten überneh-
men, die Ausstattung dagegen sei Aufgabe der
Kommune. Ein letztes Wort sei allerdings in
dieser Sache noch nicht gefallen. Gerhard Dix
von der Geschäftsstelle in München ergänzte
die Ausführungen des Staatssekretärs zu aktu-
ellen Fragen in der bayerischen Schulpolitik
und verwies dabei auf den kommunalen Bil-
dungsgipfel, der Mitte Februar stattfindet. Ab-
schließend diskutierte die Bezirksversammlung
ganz aktuell über die Umsetzung des Konjunk-
turprogramms II. Dabei wurde deutlich, dass
die geplanten Mittel zur Verbesserung der
Infrastruktur in den Gemeinden auch denen zu
Gute kommen soll, die gerade wegen man-
gelnder finanzieller Leistungsfähigkeit einen
dringenden Handlungsbedarf vor Ort haben. In
einem abschließenden Grußwort machte Land-
rat Thomas Habermann deutlich, dass er sich
eine engere Zusammenarbeit zwischen den
Landkreisen und den kreisangehörigen Ge-
meinden wünsche, da nur diese die Interessen

der Menschen in den ländlichen Räumen ver-
treten.

Oberbayern
Unter dem Vorsitz von 1. Bürgermeister

Rudolf Heiler, Grafing, fand am 4./5. März
2009 im Hotel Marina in Bernried eine Be-
zirksverbandsversammlung statt. Als Gäste
konnte der Vorsitzende Herrn Regierungsprä-
sident Christoph Hillenbrand, Herrn Oberregie-
rungsrat Wolfgang Pichura, Landratsamt Weil-
heim, Herrn Dipl.-Ing. Roland Werb, Herrn
Regierungsrat Dr. Meyer, Bayerische Staats-
kanzlei sowie Frau Oberregierungsrätin Ross-
man, Bayerisches Innenministerium und das
Geschäftsführende Präsidialmitglied Dr. Jürgen
Busse begrüßen.

Dr. Busse berichtete in seinen Ausführun-
gen, über die Betriebskostenregelung zur
Kinderbetreuung sowie über den Bildungs-
gipfel, in dem der Ausbau des Ganztagsunter-
richts an den Grund- und Hauptschulen be-
schlossen wurde. Breiten Raum nahm die Dis-
kussion über das Konjunkturpaket II ein.
Regierungspräsident Hillenbrand machte da-
rauf aufmerksam, dass in Oberbayern über 40
Förderbereiche betroffen sind und auch er mit
einer erheblichen Überzeichnung der Förder-
bereiche rechne. Er warnte die Bürgermeister
davor, Großprojekte in Angriff zu nehmen, bei
denen häufig die Fertigstellung bis 2011 nicht
möglich sein wird.

Dr. Busse wies auf die Großveranstaltun-
gen des Bayerischen Gemeindetags hin, die zu
dieserThematik veranstaltet werden. Er machte
deutlich, dass es nicht Aufgabe der kommu-
nalen Vertreter im Verteilungsausschuss sein
wird, Einzelanträge nachzuprüfen. Vielmehr
geht es darum festzustellen, ob eine faire
regionale Verteilung der Mittel vorgenommen
wird und die finanzschwachen Kommunen
ausreichend berücksichtigt werden.

Zum Thema Breitbandversorgung im länd-
lichen Raum, warb der Regierungspräsident
dafür, dass die Gemeinden Breitbandpaten be-
nennen, landkreisweite Machbarkeitsstudien in
Auftrag geben und bei allen Tiefbaumaßnah-
men Leerrohre für künftige Netze legen.
Dr. Busse machte deutlich, dass durch das
Konjunkturprogramm II der Fördertopf für
Breitband auf 38 Mio. Euro aufgestockt wird
und eine höhere Förderung als bisher im Ge-
spräch ist. Nach seinen Worten handelt es sich
beim Breitband um eine Aufgabe der Daseins-
vorsorge, die eigentlich nicht Angelegenheit
der Kommunen sei. Er riet den Gemeinden
dennoch, im Interesse der Ansiedlung von Be-
trieben und einer hochwertigen Infrastruktur

für die Bürgerinnen und Bürger, die Breitband-
versorgung als bedeutsame Gemeindeange-
legenheit anzusehen.

Im Anschluss daran referierte Herr
Dipl.-Ing. Roland Werb über die heutigen tech-
nischen Möglichkeiten der Breitbandversor-
gung. Eine breite Diskussion fand auch zur
Dienstleistungsrichtlinie und das Normenscree-
ning in den Gemeinden statt. Die Gemeinden
sind verpflichtet, bis Ende 2009 ihre Satzungen
nach denVorgaben der Dienstleistungsrichtlinie
zu überprüfen. Zudem wurde das Benchmar-
king Abwasserprojekt Bayern vorgestellt.

Oberfranken
Unter Leitung seines Vorsitzenden, 1. Bür-

germeister Klaus Adelt, Selbitz, traf sich der
Bezirksverband am 16. Februar 2009 in
Himmelkron zu einer Verbandsversammlung,
zu der auch Abgeordnete des Bayerischen
Landtags eingeladen waren. Nach einführen-
den Worten des Vorsitzenden berichtete Ltd.
Regierungsdirektor Lang von der Regierung
von Oberfranken über den aktuellen Verfah-
rensstand beim Konjunkturpaket II der Baye-
rischen Staatsregierung. Der Vorsitzende und
Direktor Dr. Heinrich Wiethe-Körprich von der
Geschäftsstelle des Bayerischen Gemeindetags
machten ergänzende Ausführungen, woraufhin
sich eine lebhafte Diskussion entwickelte. Den
weiteren Verlauf der Sitzung prägte ein Er-
fahrungsaustausch mit Abgeordneten des
Bayerischen Landtags, in dem von der flächen-
deckenden Breitbandversorgung über Gedan-
ken zur Verwaltungsreform bis hin zum Rad-
wegebau die wesentlichen Oberfranken inter-
essierenden Themenbereiche angesprochen
wurden.

Tirschenreuth
Auf Einladung des Vorsitzenden des Kreis-

verbandsTirschenreuth, Herrn 1. Bürgermeister
Hubert Kellner, Waldershof, fand am Mittwoch,
dem 4. Februar 2009, im kleinen Sitzungssaal
des Landratsamts Tirschenreuth eine Ver-
sammlung statt. Zu dieser Veranstaltung be-
grüßte der Vorsitzende Herrn Landrat Lippert,
die Herren Bürgermeisterkollegen sowie die
anwesenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
des Landratsamts und die Presse. Im ersten
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Tagesordnungspunkt ging es um die Be-
deutung und Konsequenzen der Fortschreibung
des Regionalplans in Bezug auf die Wind-
kraftnutzung. Erster Bürgermeister Peter Ham-
pel, Stadt Bärnau, schilderte ausführlich die
rechtliche und tatsächliche Situation auf die-
sem Problemfeld. Die Versammlung war sich
darin einig, dass die rechtlichen Grundlagen in
diesem Zusammenhang dringend verbessert
werden müssten.

Im zweiten Tagesordnungspunkt ging es
um die Vergabe von Aufträgen durch die Ge-
meinden. Dazu referierte Herr Baudirektor
Schröder von der Regierung der Oberpfalz.
Herr Schröder erläuterte die Grundzüge des
Vergaberechts, das von den Gemeinden zu be-
achten ist. Neben Einzelheiten aus den ver-
schiedenen Regelungen wies er auch auf die
Wichtigkeit des Vergaberechts im Zusammen-
hang mit staatlichen Förderungen hin. So kön-
ne es bei schweren Vergabeverstößen auch zu
Rückforderungen von Zuwendungen kommen.

Unter dem dritten Tagesordnungspunkt
referierte zunächst Frau Antje Vogt von der
aquabench GmbH, Köln, die über das Bench-
marking im Abwasserbereich berichtete. Als
letzten Referenten konnte der Vorsitzende
Herrn Polizeidirektor Josef Wittmann begrüßen,
der Ausführungen zur Opferbetreuung bei
Straftaten machte.

Starnberg
Am 11. Februar 2009 fand im Gasthof

Böck in Gauting-Unterbrunn die Sitzung des
Kreisverbands statt. Nach Begrüßung durch
denVorsitzenden, 1. Bürgermeister Rupert Monn,
Berg, informierte er über ein Gespräch mit den
zuständigen Mitarbeitern des Landratsamtes
zum Thema Spenden und Sponsoring im kom-
munalen Bereich.

Zu „Besoldungs- und Versorgungsfragen
für Bürgermeister“ berichtet der Referent der
Geschäftsstelle des Bayerischen Gemeindetags
Hans-Peter Mayer über Rechtsfragen, die sich
aus dem Status der ehrenamtlichen oder be-
rufsmäßigen Bürgermeister ergeben. Dabei
spannte sich der Bogen von Besoldungs-/Ent-
schädigungsfragen über Versorgungsfragen bis
hin zu Fragen des Nebentätigkeitsrechts und
der Dienstwagennutzung. DerVortrag bot auch
die Möglichkeit, die vielfältigen Fragen der an-
wesenden Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister umfassend zu beantworten.

Anschließend wurde vom der Kreisver-
bandsvorsitzenden das Thema „Gemeinsame
Dienstunfallversicherung für die Feuerwehren
im Landkreis“ angesprochen. Hier wurde ein
gemeinsames Vorgehen abgesprochen.

Auch zur „Breitbandinitiative“ wurde ein
aktueller Zwischenbericht und Ausblick über
das weitere Vorgehen gegeben. Im Anschluss
daran informierte der Kreisverbandsvorsitzende
über aktuelle Themen aus dem Kreisverband
Starnberg und dem Bereich des Bayerischen
Gemeindetags.

Landshut
Am 18. Februar 2009 fand im Landrat-

samt Landshut unter Leitung von Herrn
1. Bürgermeister Fritz Wittmann, Essenbach,
eine Kreisverbandsversammlung statt, bei der
auch Herr Landrat Josef Eppeneder teilnahm.
Er ging dabei auf die aktuelle Wirtschafts- und
Finanzkrise ein, die gravierende Folgen für die
Kommunen habe. Im Vorfeld zur Aufstellung
des Kreishaushaltes stellte er fest, dass die
Rücklagen des Landkreises zwischenzeitlich
aufgebraucht seien und daher mit einer Er-
höhung der Kreisumlage zu rechnen sei.

Gerhard Dix von der Geschäftsstelle des
Bayerischen Gemeindetags gab einen Zwi-
schenbericht über die Umsetzung des Bayeri-
schen Kinderbildungs- und -betreuungsgeset-
zes. Er erläuterte die jüngste Rechtsprechung
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs zur
Gastkinderregelung. Dieser zur Folge wurde
das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern deutlich
gestärkt und der kommunale Handlungsspiel-
raum eingeschränkt. Anschließend berichtete
Dix über die Ergebnisse des kommunalen
Bildungsgipfels am 11. Februar 2009 in der
Bayerischen Staatskanzlei. Insbesondere der
bedarfsgerechte und flächendeckende Ausbau
der Ganztagsschulen stand im Mittelpunkt
seiner Ausführungen. Die anwesenden Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister zeigten sich
zufrieden, dass nunmehr der Freistaat für die
gebundene und die offene Ganztagsschule die
Trägerschaft und damit auch die finanzielle
Verantwortung übernimmt. Wie die künftigen
Sprengelbildungen vor Ort aussehen können,
ob der Landkreis künftig die Trägerschaft für
die Hauptschulen übernehmen soll und wie ein
kostenloses Mittagessen an den Schulen orga-
nisiert werden kann, dies alles waren weitere
Themen, über die dieVersammlungsteilnehmer
lebhaft diskutierten.

Weißenburg-
Gunzenhausen

Der Kreisverband traf sich am 20. Februar
2009 unter Leitung seinesVorsitzenden, 1. Bür-
germeister a.D. Werner Mößner, zu einer Ver-
sammlung im unterfränkischen Unterpleich-
feld, um die dortige Klärschlammtrocknungs-
anlage zu besichtigen, die von mehreren Ge-

meinden der Region beschickt wird. Der Kreis-
verband wollte sich ein Bild machen, ob Tech-
nik und Organisation dieser Anlage auch für
die Bedürfnisse im Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen Modellcharakter haben könn-
ten. Im Anschluss an die Besichtigung fand im
Sportheim von Unterpleichfeld eine Aussprache
statt, an der auch der 1. Bürgermeister der Ge-
meinde Unterpleichfeld, Fredy Arnold,Vertreter
des Wasserwirtschaftsamts und der Firmen, die
mit der Planung, der Errichtung und dem
Betrieb der Klärschlammtrocknungsanlage be-
auftragt waren, sowie Direktor Dr. Wiethe-
Körprich von der Geschäftsstelle des Bayeri-
schen Gemeindetags teilnahmen.

Hof
Herr Kreisverbandsvorsitzender Klaus Adelt,

Selbitz, begrüßte die Versammlung in Ober-
kotzau. Der Markt wurde kurz durch den Bür-
germeister Stefan Breuer vorgestellt. Ein wich-
tiger Programmpunkt war die Breitbandversor-
gung der Staatsregierung. Da die Fördermittel
von der Regierung von Oberfranken vergeben
werden, konnte Herr Regierungsamtmann Put-
terich fachkundig über die Förderbedingungen
berichten. Es entstand dabei der Eindruck, dass
die Landkreisgemeinden in der Schaffung der
Fördervoraussetzungen von der Benennung
von Breitbandpaten über die Ist- und Bedarfs-
analyse u.s.w. schon weit vorangekommen
sind.

Frau Dr. Thimet von der Geschäftsstelle be-
richtete über die Einführung einer Nieder-
schlagswassergebühr. Sie referierte über die
von ihr als „teuer erkaufte Gerechtigkeit“ be-
titelte neue Kostenverteilung nach einem Ku-
bikmetermaßstab für das Schmutzwasser und
einem Quadratmetermaßstab für das Nieder-
schlagswasser.

Roth
Am 4. März 2009 fand im Rathaus in

Schwanstetten eine Kreisverbandsversamm-
lung unter Leitung von 1. Bürgermeister
Werner Bäuerlein, Abenberg, statt. Referats-
leiter Gerhard Dix von der Landesgeschäfts-
stelle informierte die anwesenden Kommunal-
politiker über die jüngsten Rechtsprechungen
im Bereich des Bayerischen Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetzes. Dabei machte er
darauf aufmerksam, dass das Wunsch- und
Wahlrecht der Eltern weiter gestärkt wurde.
Ganz aktuell konnte er die Kreisverbandsver-
sammlung darüber in Kenntnis setzen, das im
Bereich des Ausbaus von Betreuungsplätzen
für Kinder unter drei Jahren die vom Bund zur
Verfügung gestellten Mittel für die Betriebs-
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kosten vom Freistaat Bayern zu 100% an die
Träger durchgereicht werden. Darüber hinaus
berichtete Dix über die Ergebnisse des Bil-
dungsgipfels in der Bayerischen Staatskanzlei.
Insbesondere der Ausbau der offenen und ge-
bundenen Ganztagsschulen standen dabei im
Mittelpunkt seiner Ausführungen. In die Dis-
kussion, wie sich künftig Schulstrukturen auf
der Landkreisebene weiter entwickeln, hat sich
auch Frau Schulamtsdirektorin Rosemarie
Kohnen zu Wort gemeldet. Sie hat darauf hin-
gewiesen, dass die Schulaufwandsträger bis
zum 2.4.2009 Anträge bei der Regierung ein-
zureichen haben, sofern sie Interesse an einer
Errichtung einer gebundenen Ganztagsschule
in der Grund- oder Hauptschule haben sollten.
Im Anschluss daran entwickelte sich eine leb-
hafte Diskussion über die Neuerungen in der
bayerischen Bildungspolitik.

Landshut
Am 11. März 2009 fand im Landratsamt

Landshut eine Sitzung des Kreisverbands statt.
Nach Begrüßung durch den Kreisverbands-
vorsitzenden, 1. Bürgermeister Fritz Wittmann,
Essenbach, referierten Mitarbeiter des Land-
ratsamts über aktuelleThemen. In einem ersten
Punkt ging es um eine Sternfahrt zur Präsen-
tation des Radwegenetzes im Landkreis Lands-
hut. Der für die Wirtschaftsförderung zustän-
dige Mitarbeiter des Landratsamts wies die
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister auf
mögliche Aktivitäten des Landkreises Landshut
auf der Exporeal 2009 in München hin. Im
Anschluss daran stellte der Kreisarchivpfleger
Johann Seidl die aktuelle Situation bei den
kommunalen Archivsatzungen im Landkreis
vor und gab einige Hinweise zur praktischen
Umsetzung dieses Themas. Unter Tagesord-
nungspunkt 3 berichtete der Kreisverbandsvor-
sitzende über den Stand der Diskussion im
Hinblick auf die Entwicklung der Kreisumlage
im Jahr 2009. Der anwesende Bürgermeister
Josef Haselbeck der Gemeinde Niederaichbach
stellte als Vertreter des Landrats dessen Posi-
tion vor und erläuterte nähere Gründe, die für
die beabsichtigte Erhöhung der Kreisumlage
um 3% sprechen. Dieser Tagesordnungspunkt
wurde von den anwesenden Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeistern kontrovers diskutiert.
Am Ende sprach der Kreisverband eine Ver-
handlungsempfehlung für die Gespräche mit
dem Landrat dahingehend aus, dass eine Er-
höhung der Kreisumlage max. um bis zu 2%
mitgetragen werden könnte. Der Referent der
Geschäftsstelle, Hans-Peter Mayer informierte
die anwesenden Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister über aktuelle Fragen und Entwick-
lungen des öffentlichen Dienstrechts. In diesem
Zusammenhang wurde auch dasThema „Wege
in die kommunale Zukunft aus organisatori-

scher und personeller Sicht“ dargestellt. Neben
aktuellen Fragen zum Beamtenrecht wurde ein
Überblick über wichtige Neuerungen und Kon-
sequenzen aus der Rechtsprechung im Zusam-
menhang mit der Umsetzung des TVöD gege-
ben. Im Rahmen des Vortrags wurden auch
weitere aktuelle Themen aus dem Verbands-
bereich des Bayerischen Gemeindetags vor-
gestellt. Der Kreisverbandsvorsitzende gab den
die anwesenden Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister noch einen Überblick über aktuelle
Themen aus dem Kreisverband.

Neustadt a.d. Aisch –
Bad Windsheim

Am 17. März 2009 fand in Ipsheim unter
Leitung von Herrn 1. Bürgermeister Martin
Hümmer, Oberickelsheim, eine Kreisverbands-
versammlung statt. Gerhard Dix von der Ge-
schäftsstelle stellte in seinem Vortrag die Er-
gebnisse des kommunalen Bildungsgipfels vor
und machte auf Veränderungen aus Sicht der
kommunalen Schulaufwandsträger aufmerksam.
Insbesondere informierte der Referent über
den beabsichtigten Ausbau der Ganztagsschu-
len in Bayern sowie die Übernahme deren
Trägerschaft durch den Freistaat. Ein weiterer
Schwerpunkt war die Fragestellung, wie man
angesichts zurückgehender Schülerzahlen und
weiterhin ansteigender Übertrittsquoten auf

Realschulen und Gymnasien zukunftsfähige
Hauptschulstrukturen erhalten kann. Frau Schul-
amtsdirektorin Renate Schubert untermauerte
diese Ausführungen mit aktuellen Daten aus
ihrem Schulamtsbezirk. Gerade die kleineren
Hauptschulstandorte werden in Zukunft noch
stärker interkommunal zusammenarbeiten müs-
sen, um eine wohnortnahe Beschulung garan-
tieren zu können. In der anschließenden leb-
haften Diskussion erklärten die anwesenden
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister hierzu
ihre Bereitschaft und werden sich diesbezüg-
lich zusammensetzen. Der Bedarf an dem Aus-
bau der Ganztagsschulen soll über entspre-
chende Elternbefragungen geklärt werden.

Anschließend referierte der Geschäftsführer
der Energie-Agentur Mittelfranken, Herr Martin
Reuter, zumThema „Energieeffizienz in Städten
und Gemeinden“.

Der Bayerische
Gemeindetag
gratulierte

Zu einem runden Geburtstag:
Erstem Bürgermeister Friedrich Walter,

Markt Absberg, stellvertretender Vorsitzender
des Kreisverbands Weißenburg-Gunzenhausen,
zum 65. Geburtstag.



1134/2009 Bayerischer Gemeindetag

Bayerns Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle erörterte am 18. März 2009 mit den Mitgliedern
des Landesausschusses des Bayerischen Gemeindetags aktuelle Themen aus seinem Ressort

Die Leiterin des Europabüros der Bayerischen Kommunen, Frau Andrea Gehler, stellte sich am
18. März 2009 den Mitgliedern des Landesausschusses des Bayerischen Gemeindetags vor

Der Präsident des Bayerischen Lehrer- und Lehrerinnenverbands (BLLV), Herr Klaus Wenzel,
beim Meinungsaustausch mit Vizepräsident Josef Mend (links) und Geschäftsführendem
Präsidialmitglied Dr. Jürgen Busse (Mitte) am 18. März 2009 in der Geschäftsstelle des
Bayerischen Gemeindetags



100 Jahre
DStGB –

Deutscher
Kommunal-

kongress 2009

Neue
Ausbilder-
Eignungs-
nachweis-
verordnung

Mit Beginn des Ausbildungsjahres 2009/
2010 wird ab 01.08.2009 grundsätzlich wieder
eine Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) zu
beachten sein. 2003 hatte das Bundesbildungs-
ministerium die Ausbildereignungsverordnung
für fünf Jahre außer Kraft gesetzt. Im Vorfeld
der Neufassung der Ausbilder-Eignungsverord-
nung hatte der DStGB, unterstützt durch die
Landesverbände, das Bundesministerium für
Bildung und Forschung gebeten, seine geplan-
te Entscheidung zur Wiedereinführung der Aus-
bildereignungsverordnung zu überdenken und
für den Fall, dass am Vorhaben festgehalten
werden sollte, durch geeignete Maßnahmen
die Belastung der Dienststellen und Behörden
durch bürokratische Pflichten und Kosten ge-
ring zu halten. Im Einzelnen hatte der DStGB
zur Entlastung der Behörden bestimmte Aus-
nahmen gefordert, die auch unter Qualitäts-
gesichtpunkten vertretbar gewesen und dem
Bürokratieabbauziel eher gerecht geworden
wären. Dem ist die Bundesregierung leider nur
zum Teil gefolgt. So sollen nun in einigen Be-
reichen Befreiungsvorschriften sicherstellen,
dass diejenigen, die in den vergangenen Jahren
erfolgreich und ohne Beanstandungen ausge-
bildet haben, auch weiterhin keinen Ausbilder-
Eignungsnachweis vorlegen müssen. Davon
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Gemeindetag
im Dialog

Oberbürgermeister Thomas Thumann hat
sich am 10. März 2009 zu einem Gespräch mit
dem Präsidenten des Bayerischen Gemeinde-
tages Dr. Uwe Brandl im Neumarkter Rathaus
getroffen. Dr. Brandl zeigte sich dabei sehr an-
getan von den Neumarkter Passionsspielen.
Solche Ereignisse sieht er als gute Möglichkeit
für die Darstellung einer Kommune nach
außen. Für ihn sei es ein Anliegen, gerade die
größeren Mitgliedskommunen im Gemeinde-
tag zu besuchen und den Erfahrungsaustausch
zu pflegen. Oberbürgermeister Thumann be-
kräftigte in der Zusammenkunft mit Dr. Brandl,
dass er es als guten und wichtigen Schritt an-
sieht, dass die Stadt Neumarkt nach seinem
Amtsantritt auf sein Betreiben hin im Jahr
2006 auch Mitglied im Bayerischen Gemein-
detag geworden ist. „Die Mitgliedschaft gleich
in den zwei Verbänden – im Bayerischen
Städtetag und im Bayerischen Gemeindetag –
hat zu keiner Doppelstellung geführt.“ Viel-
mehr habe Neumarkt dadurch signalisiert, dass
man sich z.B. auf Landkreisebene in gleicher
Augenhöhe mit den Nachbarkommunen befin-
de, was von den dortigen Entscheidungsträ-
gern als erfreulich und positiv bewertet werde.
Durch die unterschiedlichen Aufgabenstellun-
gen in den beiden Verbänden könne Neumarkt
zudem nur profitieren. In dem gut einstündigen
Gespräch mit Dr. Brandl ging es unter anderem

um die Bildungsoffensive und das Konjunktur-
paket II. Einig waren sich Neumarkts Oberbür-
germeister Thumann und der Gemeindetags-
präsident Dr. Brandl in ihrer Einschätzung, dass
das vorhandene Volumen für die Vielzahl der
von den Kommunen beantragten Maßnahmen
sehr wahrscheinlich nicht ausreichen wird.Viel-
mehr müsse man Sorge haben, dass das Pro-
gramm massiv überzeichnet werde und viele
Kommunen dann leer ausgehen könnten.

Auch die Zukunft werden wir – das zeigt
die jetzige Wirtschaftskrise deutlich – nur mit
starken Kommunen gewinnen.

Es ist eine wichtige Aufgabe des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes dafür immer
wieder einzutreten.

Das Programm des Kommunalkongresses,
an welchem namhafte Personen aus Politik und
Gesellschaft teilnehmen werden, wird in Kürze
unter www.dstgb.de eingestellt. Unter anderem
hat die Bundeskanzlerin der Bundesrepublik
Deutschland, Frau Dr. Angela Merkel, ihre Teil-
nahme zugesagt.

Oberbürgermeister Thomas Thumann (Neumarkt i.d.OPf.) im Gespräch mit Gemeindetags-
präsident Dr. Uwe Brandl (links)

Auf dem Deutschen Kommunalkongress
am 25. und 26. Mai 2009 in Berlin blickt der
DStGB auf eine Geschichte zurück, in der die
Städte und Gemeinden sich immer wieder als
Fundament unseres Staates und der Gesell-
schaft bewährt haben.
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verspricht sich das Bundesministerium einen
gleitenden Übergang auf die neue Rechtslage.
Zudem bleiben auch die bisher erstellten Zeug-
nisse nach der Ausbilder-Eignungsverordnung
unverändert gültig.

Die überarbeitete Ausbilder-Eignungsver-
ordnung (AEVO) legt die wichtigsten Aufgaben
für die Ausbilderinnen und Ausbilder fest: Sie
sollen beurteilen können, ob im Betrieb die
Voraussetzungen für eine qualitativ gute Aus-
bildung erfüllt sind, bei der Einstellung von
Auszubildenden mitwirken und die Ausbildung
im Betrieb vorbereiten. Um die Auszubildenden
zu einem erfolgreichen Abschluss zu führen,
sollen sie auf individuelle Anliegen eingehen
und mögliche Konflikte frühzeitig lösen.

In der AEVO-Prüfung müssen aus allen
Handlungsfeldern praxisbezogene Aufgaben be-
arbeitet werden.Vorgesehen sind eine 3-stün-
dige schriftliche Prüfung mit fallbezogenen
Fragestellungen sowie eine praktische Prüfung
von ca. 30 Minuten, die aus der Präsentation
einer Ausbildungssituation und einem Fachge-
spräch bestehen soll.

In der neuen Rechtsverordnung ist zudem
geregelt, dass all diejenigen, die während der
Aussetzung der AEVO als Ausbilder tätig
waren, auch in Zukunft von der Verpflichtung,
ein Prüfungszeugnis nach der AEVO vorzu-
legen, befreit sind. Dies gilt nur in den Fällen
nicht, wenn die bisherige Ausbildertätigkeit zu
gravierenden Beanstandungen durch die zu-
ständige Stelle (bei vielen Berufen im kommu-
nalen Bereich die BayerischeVerwaltungsschu-
le, im privatwirtschaftlichen Bereich im Regel-
fall die Industrie- und Handelskammern, Hand-
werkskammern) geführt hat. Mit dieser Vor-
schrift soll den Betrieben undVerwaltungen ein
praktikabler Übergang auf die neue Rechtslage
ermöglicht werden.

DieVerordnung tritt am 1.08.2009 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Ausbilder-Eignungsverord-
nung vom 16.02.1999 (BGBl. I S. 157, 700),
die zuletzt durch die Verordnung vom 14.05.
2008 (BGBl. I S. 854) geändert worden ist,
außer Kraft.

Weitere Informationen zur neuen Ausbil-
der-Eignungsverordnung finden Sie im Internet
unter: http://www.bmbf.de/de/1652.php. Dort
wird auch die Veröffentlichung der neuen Aus-
bilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar
2009 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I S. 88 vom
30.01.2009) als PDF-Datei (http://www.bmbf.
de/pub/aevo_banz.pdf) zur Verfügung gestellt.
Für weitergehende Fragen stehen Ihnen auch
gerne die zuständigen Stellen in Bayern, im
Regelfall die Bayerische Verwaltungsschule
oder die in den jeweiligen Ausbildungsverord-
nungen benannten Anlaufstellen zur Verfügung.

Inhalt:

Erläuterungen der veränderten Abrechnungs-
grundlagen nach dem SGB XI, u.a. – Integrier-
te wohnortnahe Versorgung und Pflegestütz-
punkte – Einführung eines Fallmanagements –
Förderung betreuter Wohnformen/Wohngemein-
schaften – Gestaffelte Anhebung der Beträge
für Pflegesachleistungen und Pflegepauschalen
– Verbesserte Leistungen für Demenzkranke
durch Einführung der sogenannten Pflegestufe 0

Darstellung der seit 1.7.2008 eingeführten
neuen Leistungsansprüche – Einführung einer
Pflegezeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer – Abführung von Beiträgen zur Arbeits-
losenversicherung von Pflegepersonen durch
die Beihilfestellen – Gewährung von Zuschüs-
sen zum Krankenversicherungsbeitrag von Pflege-
personen durch die Beihilfestellen

Darstellung der Auswirkungen des Pflege-
WG auf die BayBhV – Klärung von Einzel-
fragen aus der täglichen Festsetzungspraxis –
Aktuelle Fragen und Tendenzen

Zielgruppe:

Beihilfesachbearbeiter bzw. -festsetzer,
Arbeitsgruppenleiter, Sachgebietsleiter sowie
vergleichbare Personengruppen, die mit der
Beihilfefestsetzung befasst sind, insbesondere
bei staatlichen und kommunalen Ämtern bei
Institutionen, die aufgrund der Gewährung von
staatlichen Zuschüssen an die Beihilfevor-
schriften gebunden sind Mitarbeiter von (priva-
ten) Versicherungsträgern, die aus der Sache
heraus das neue Recht kennen müssen

Referent:

Wolfgang Weigel, Bayerisches Staatsminis-
terium der Finanzen, München

Termin: 24.06.2009

Gebühr: 360,00 Euro

Seminar-Nr.: 8051500109

Seminar-Ort: Altdorf

Anmeldung bei: Technische Akademie Wupper-
tal e.V., Hubertusallee 18, 42117 Wuppertal,
Tel.: 0202/7495-0, Fax: 0202/7495202,
Internet: www.taw.de, E-Mail: taw@taw.de

Das Fortbildungszentrum für Landwirtschaft
und Hauswirtschaft Almesbach beabsichtigt,
den Lehrgang „Geprüfter Natur- und Land-
schaftspfleger“ mit anschließender Fortbil-
dungsprüfung für ganz Bayern durchzuführen.

Diese Fortbildungsprüfung stellt eine Zu-
satzqualifikation für die „grünen Berufe“:
Landwirte, Gärtner, Winzer, Forstwirte, Revier-
jäger, Fischwirte, Tierwirte, sowie Wasserbauer
dar. Voraussetzung zurTeilnahme an dem Lehr-
gang ist eine Berufsausbildung mit Abschluss
und Berufspraxis von mindestens 3 Jahren oder
ein Nachweis von Kenntnissen und Fertig-
keiten, die eine Zulassung zur Prüfung recht-
fertigen.

Mit dieser Zusatzqualifikation können sich
neue Berufs- und Erwerbschancen eröffnen,
denn geprüfte Natur- und Landschaftspfleger
sind qualifiziert, Arbeiten im Naturschutz und
in der Landschaftspflege, in der Schutzgebiets-
betreuung und Umweltbildung auf hohem
Niveau sach- und fachgerecht durchzuführen.

Das Angebot richtet sich deshalb auch an
Mitarbeiter von Bauhöfen, die sich eine Zusatz-
qualifikation aneignen wollen.

Von den geprüften Natur- und Land-
schaftspflegern werden u.a. folgende Arbeiten
erwartet:
• Mithilfe bei der Pflege und Entwicklung öko-

logisch wertvoller Flächen
• Mahd, Entbuschungs-, Schnitt- und Pflanz-

maßnahmen, sowie Entfernen und Verwer-
ten des Grüngutes

• Mithilfe bei der Pflege und Entwicklung der
Kulturlandschaft und von Flächen, die
zukünftig extensiv bewirtschaftet werden

• Mitarbeit bei der Kartierung von Landschaften
• Informationstätigkeit und Besucherbetreuung
• Beratung über Förderprogramme im Bereich

des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge sowie der extensiven Landbewirtschaf-
tung

• Mithilfe bei der Vertrags- und Vollzugs-
kontrolle der Förderprogramme

• Mitarbeit bei Planung, Durchführung und



Erweiterung des
„Infrakredit
Kommunal“

22. Lindauer
Seminar zu

Abwassernetzen

– Tagungsbericht –

Das 22. Lindauer Seminar „Praktische
Kanalisationstechnik – Instandhaltung von
Kanalisationen“ stand ganz im Zeichen mehre-
rer aktueller Untersuchungen, deren Ergeb-
nisse hier präsentiert wurden und einstimmig
zum gleichen Resultat kommen: Die aktuellen
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Abrechnung landschaftspflegerischer Leis-
tungen

• Übernahme landschaftspflegerischer Bera-
tungs-, Kontroll- und Einsatzplanungsauf-
gaben

Um diese Tätigkeiten sach- und fachge-
recht durchzuführen, werden die Teilnehmer
des Lehrganges in 17 Lehrgangswochen (ein-
schließlich Prüfungen) intensiv vorbereitet.

Die Ausbildung umfasst Kenntnisse der
Grundlagen von Naturschutz und Landschafts-
pflege, die Fähigkeit zur Informationstätigkeit
und Besucherbetreuung sowie zur Durch-
führung von Maßnahmen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege.

Zusätzlich werden Kenntnisse über soziale
und rechtliche Aspekte, das aktuelle Förder-
wesen sowie Ausschreibung und Abrechnung
von Arbeiten in der Landschaftspflege vermittelt.

Träger dieser Fortbildungsmaßnahme ist
das Fortbildungszentrum für Landwirtschaft
und Hauswirtschaft Almesbach, welches die
Lehrgänge und Prüfungen in enger Zusam-
menarbeit mit der Bayer. Akademie für Natur-
schutz und Landschaftspflege (ANL) Laufen,
sowie der Landesanstalt für Landwirtschaft
Freising, durchführt.

Die Lehrgangsreihe beginnt mit dem Info-
tag am 16. Juni 2009 am Lehr-,Versuchs- und
Fachzentrum (LVFZ) für Milchvieh- und Rinder-
haltung Almesbach, Baumannplatz 1, 92637
Weiden i.d.Opf (Tel. 0961/39020-0) um 13 Uhr.
Die erste Kurswoche startet am 21. September
2009 an der ANL in Laufen, die letzte Prüfung
findet im Juli 2010 statt.

Die Lehrgänge werden am LVFZ Almes-
bach (Oberpfalz), an der ANL in Laufen (Ober-
bayern), am LVFZ Schwarzenau (Unterfranken)
und an der Landmaschinenschule Triesdorf
(Mittelfranken) durchgeführt. Einzelheiten er-
halten die Interessenten bei der Anmeldung
oder auf Wunsch.

Die Ausbildungsgebühren betragen 750 e
zuzüglich der anfallenden Kosten für An- und
Abfahrten, Übernachtungen und Verpflegung.
Für Prüfungsgebühren werden weitere 180 e
verlangt.

Aus organisatorischen, fachlichen und räum-
lichen Gründen ist die Teilnehmerzahl auf 20
begrenzt.

Anmeldung ist ab sofort bis zum 30. Juni
2009 möglich beim Fortbildungszentrum Almes-
bach, Baumannplatz 1, 92637 Weiden i.d.Opf.
Tel.: 09 61 / 3 90 20-54 Ansprechpartnerin:
Theresia Addokwei, Fax: 0961/39020-55 oder
per email an lvfz-almesbach@lfl.bayern.de

Information im Internet: www.stmelf.bayern.
de/berufsbildung/fortbildung

Mitte letzten Jahres hatte die LfA Förder-
bank Bayern den kommunalen Spitzenverbän-
den ihr neues Förderprogramm „Infrakredit
Kommunal“ vorgestellt. Mit zinsverbilligten
Krediten für Investitionen in den Bereichen
Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und
Verkehrsinfrastruktur einschließlich ÖPNV
konnten im ersten Halbjahr der Laufzeit des
Programms kommunale Investitionen von über
50 Millionen Euro ermöglicht werden.

Ab sofort erweitert die LfA die förderfähi-
gen Investitionsfelder deutlich und finanziert
jetzt auch Projekte in den Bereichen touris-
tische Infrastruktur, Energieeinsparung und Er-
schließung von Gewerbeflächen. Neu ist darü-
ber hinaus, dass bis zu einem Kreditbetrag von
2 Millionen Euro 100 Prozent der Kosten ge-
fördert werden (bisher 50%), bei einem
größeren Kreditvolumen 50 Prozent.

Investitionen in die Instandhaltung der öffent-
lichen und privaten Abwassernetze sind unver-
ändert völlig unzureichend – und das schon so
lange, dass sich ein erheblicher Sanierungsstau
aufgebaut hat.Technologische Quantensprünge
waren in Lindau diesmal nicht zu registrieren,
mit Interesse wurde allerdings von den über
450 Zuhörern in der vollbesetzten Inselhalle
aufgenommen, dass die 3D-Kanalverlaufs-
vermessung sich in der Praxis offensichtlich
bewährt.

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Max Dohmann, Aachen,
der die Veranstaltung gemeinsam mit Univ.-
Prof. Dr.-Ing. F.Wolfgang Günthert, Universität
der Bundeswehr München, leitete, begann
seinen Einführungsvortrag mit einer leicht
nachvollziehbaren Rechnung: Bei einem Wie-
derbeschaffungswert der öffentlichen Kanalisa-
tionen von 386 Milliarden e und einer Ab-
schreibungs-dauer von 70 Jahren müssten fol-
gerichtig 4,8 Milliarden e jährlich in die Netze
reinvestiert werden.Tatsächlich fließen aber nur
1,8 Milliarden e zurück in den Untergrund.
Bei diesem Investitionsverhalten müssten die
Systeme 260 Jahre lang halten. Einzelne Netz-
betreiber setzten offensichtlich sogar allen Ern-
stes auf eine Lebensdauer von 500 Jahren und
mehr, so Prof. Dohmann.

Zu gleichen Ergebnis kam für Bayern Mi-
nisterialrat Dipl.-Ing. Erich Englmann, der die
Ergebnisse einer Studie des Bayerischen Um-
weltministeriums zum „Zustand der Kanalisa-
tionen“ vorstellte. 90.000 Kilometer öffent-
licher Netze und rund 11.300 Kilometer Haus-
anschlusskanäle waren in einer Stichprobenun-
tersuchung auf Ihren Bauzustand untersucht
worden. Ernüchternd auch hier das Resultat:
12.500 Kilometer der kommunalen Leitungen
(d.h. 15,7%) sind bereits kurz- und mittel-
fristig sanierungsbedürftig. Daraus resultiert
ein Handlungsbedarf von 2.000 bis 2.500
Kilometern im Jahr, dem seit 1996 de facto nur
500 Kilometer jährlich sanierter Rohre ge-

Dr. Juliane Thimet bei ihrem Vortrag in
Lindau
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genüber stehen. Der Rückstand wächst also
auch hier unaufhaltsam. Notwendig wären
Investitionen von 3,6 Mrd. e in die öffent-
lichen Leitungen und 4 Mrd. e in Schachtbau-
werke und Anschlusskanäle. Als unzureichend
wurde auch die jährliche Inspektionsrate von
5,7% des Netzbestandes bewertet. Das bayeri-
sche Umweltministerium reagiert auf die Stu-
die unter anderem mit der Herausgabe eines
an die bayerischen Kommunen adressierten
Leitfadens „Untersuchung, Sanierung und Wert-
erhaltung von Kanalnetzen“. Nächster Themen-
schwerpunkt auf der Agenda des Ministeriums
wird erklärter Maßen die systematische Unter-
suchung von Grundstücksentwässerungen sein.
Frau Dr. Juliane Thimet, Leitende Verwaltungs-
direktorin beim Bayerischen Gemeindetag,
referierte deren Sicht zu Inspektion und Sanie-
rung. Wesentlich ist der Unterschied in der
Wortwahl zwischen Unterhalt oder Reparatur
undVerbesserung oder Erneuerung, da dadurch
die Kosten der Abschreibung beeinflusst wer-
den. Auch sollen innerhalb der nächsten 10
Jahre die Hausanschlussleitungen überprüft
werden.

Eher noch schlechter ist die Lage nach den
Daten, die Dipl.-Ing. Peter Graf von der Kölner
aquabench GmbH zum Projekt „Benchmarking
Abwasser Bayern“ präsentierte. Nach dieser
Untersuchung müssten vom tatsächlichen Zu-
stand her jährlich 4,2% der Kanäle saniert
werden. Dem steht eine Erneuerungsrate von
0,5% des Bestandes gegenüber – ein dras-
tisches Missverhältnis, wenngleich sich Bayern
damit in „guter“ Gesellschaft, d.h im Bundes-
durchschnitt (0,42%), bewegt. Einzig NRW mit
0,87% Erneuerungsrate ragt aus der allge-
meinen Investitionsmisere etwas hervor. Ange-
sichts dieser Daten kam schnell die verständ-
liche Frage auf, warum dies bei der Politik
offenbar nicht ankomme: Sind Politiker schlecht
im Bilde oder schlicht informationsresistent
bzw. nicht einsichtsfähig. Georg Riedl, 1. Bür-
germeister von Pfarrkirchen verwies als Ant-
wort darauf, wie Politik funktioniert: „Mit
Kanälen kann man eben keinen Staat machen“
– unbefriedigend, aber wohl leider wahr.
Dennoch wies er die Forderung zurück, Mittel
aus dem Bundes-„Konjunkturprogramm 2“
nicht nur in Verkehrswege und Schulen, son-
dern auch in die Abwassersysteme geleitet
werden sollten. Die Abwasserkanäle seien ge-
bührenfinanziert und bei verantwortungsvol-
lem Umgang mit den öffentlichen Mitteln
bräuchten die Kommunen daher keine Finanz-
spritzen.

Am 2. Seminartag stand die Sanierung der
Kanäle im Blickfeld. Ohne gesamtheitliche Un-
tersuchung, auch aller Anschlusskanäle, kann
keine Qualität erreicht werden, und die beginnt
bereits bei der Aus- und Weiterbildung.

Für Veranstalter Dipl.-Ing. Uli Jöckel waren
nicht nur der volle Tagungssaal und das runde

Veranstaltungsprogramm Grund für ein posi-
tives Fazit des Lindauer Abwasserseminars
2009, sondern auch eine Begleitausstellung in
Rekordbesetzung: Mit 46 Ausstellern war das
Foyer der Inselhalle bis in den letzten Winkel
gefüllt. Alles in allem eine Veranstaltung die
„Lust auf mehr“ macht und nächstes Jahr am
4. und 5. März 2010 mit dem schon 23. Lin-
dauer Seminar fortgesetzt wird.

Detailliertes Programm, Auskünfte und
Anmeldung: Univ.-Prof. Dr. Ulrich Stelkens,
Deutsche Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer, Freiherr-vom-Stein-Straße 2,
67346 Speyer, Telefon 0 62 32 / 654-365,
Fax -245, E-Mail: stelkens@dhv-speyer.de,
Internet: www.dhv-speyer.de/Weiterbildung/
Jahresprogramm.htm

vom 17. bis 18. September 2009
an der Deutschen Hochschule

für Verwaltungswissenschaften Speyer

Ziel der jährlich stattfindenden Speyerer Tage
zu kommunalen Infrastrukturen soll sein, für
Fragen der infrastrukturfördernden und infra-
strukturgestaltenden Tätigkeit der Kommune
ein Diskussionsforum vornehmlich zu aktuellen
rechtlichen Problemen zu bilden. Orientierungs-
punkt ist die Erarbeitung praxisadäquater Pro-
blemlösungsstrategien mit wissenschaftlicher
Fundierung.

Diesjähriger Tagungsgegenstand sind Pro-
bleme des Friedhofs- und Bestattungsrechts
und die Rollenverteilung zwischen den Kom-
munen, den Kirchen und den privaten Bestat-
tungsunternehmen in diesem Zusammenhang.
Konkret wird es u.a. gehen um die Rechts-
stellung von kommunalen und kirchlichen Fried-
höfen einschließlich der Kalkulation von Fried-
hofsgebühren, die Zulässigkeit und Besteue-
rung gemeindlicher Bestattungsleistungen, die
rechtlichen Rahmenbedingungen der „ordnungs-
behördlichen Bestattungen“ sowie die Voraus-
setzungen und Grenzen des Anspruchs aus § 74
SGB XII auf Übernahme der Bestattungskosten,
die Bedeutung und rechtlichen Grenzen neuer
Bestattungsformen, die Relevanz baurecht-
licher Belange und Vorgaben angrenzender
Rechtsgebiete (Immissionsschutz, Wasserrecht,
Denkmalschutz) für das Bestattungswesen.

Unter dem Motto „Traditionen erneuern –
Innovationen verankern“ veranstalten die
Bayerische Akademie Ländlicher Raum und
das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment mit Unterstützung von Sozial- und
Umweltministerium am 23. April 2009 eine
Tagung in Neumarkt. Nach Vorträgen u.a. von
Alois Glück und Melanie Huml stellen am
Nachmittag Bürger- und Gemeinschaftshäuser,
Nachbarschaftshilfen, lokale Initiativen für
nachhaltige Kommunen und freiwilliges
Engagement ihre Engagementansätze aus der
Praxis im ländlichen Raum vor. Nähere Infor-
mationen:

Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ment Bayern, Claudia Leitzmann-Glaser,
Gostenhofer Hauptstraße 61, 90443 Nürnberg,
Tel.: 0911/272998-21, Fax: 0911/9296690,
E-Mail: leitzmann@iska-nuernberg.de, Inter-
net: www.wir-fuer-uns.net



Ratgeber
zu Bürger-
stiftungen 12. Gunzen-

hausener
luK-Tage

Diskussion
zu Europa

80 Prozent aller Normen inVerwaltung und
Wirtschaft stammen aus Brüssel. Trotzdem ist
die Europäische Union bei den Bürgerinnen
und Bürgern noch nicht angemessen präsent.
Zur Europawahl 2009 veranstalten die baye-
rischen kommunalen Spitzenverbände am
20. Mai 2009 eine Diskussion im historischen
Rathaussaal in Nürnberg.

Die Veranstaltung nimmt die Stellung der
Kommunen in der EU und die Daseinsvorsorge
in den Fokus. Der Vorsitzende des Bayerischen
Städtetags, Oberbürgermeister Hans Schaidin-
ger, führt in das Thema „Mit den Kommunen
für ein reformiertes Europa“ ein. Europa-
ministerin Emilia Müller spricht zur Europa-
politik der Bayerischen Staatsregierung.

Der Vorsitzende der Kommission zum EU-
Bürokratieabbau, Ministerpräsident a.D. Dr. Ed-
mund Stoiber, hält ein Impulsreferat zur Stellung
der Kommunen in der Europäischen Union.

Darüber diskutieren auf dem Podium Dr. Ul-
rich Maly, Oberbürgermeister der Stadt Nürn-
berg und Mitglied im Ausschuss der Regionen,
Dr. Gerhard Stahl, Generalsekretär im Aus-
schuss der Regionen und Bezirkstagspräsident
Manfred Hölzlein, Präsident des Verbands der
bayerischen Bezirke, mit Europaabgeordneten
von CSU, SPD und Grünen.

In einem weiteren Impulsreferat berichtet
EU-Kabinettschef Dr. Rudolf Strohmeier über
die Daseinsvorsorge im Visier der EU. Darüber
diskutieren mit den Europaabgeordneten von
CSU, SPD und FDP Bürgermeister Josef Mend,
Vizepräsident des Bayerischen Gemeindetags,
und LandratThomas Karmasin, Präsidiumsmit-
glied des Bayerischen Landkreistags. Das
Schlusswort spricht Bürgermeister Josef Mend.

Zielgruppe sind Kommunalpolitiker, leitende
Verwaltungsbeamte, die bayerischen Europaab-
geordneten sowie die bayerischen Kandidaten
für die Europawahl. DieTagung versteht sich als
Forum für den Austausch zwischen den Reprä-
sentanten der Europäischen Union und der
Kommunalpolitik über aktuelle Europathemen.

Die Veranstaltung ist kostenfrei. Weitere
Informationen bei der Bayerischen Akademie
fürVerwaltungsmanagement,Tel. 089 / 212674
-20, E-Mail: kast@verwaltungs-management.de.
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In Bürgerstiftungen engagieren sich Men-
schen aus der Region für Bildung, Integration,
Soziales, Jugend, Kultur und andere gemein-
nützige Anliegen – vor allem finanziell, aber
auch durch ideelles und persönliches Engage-
ment. Bürgerstiftungen arbeiten lokal und stär-
ken nachhaltig das Lebensumfeld, denn das
angelegte Stiftungsvermögen bleibt in der
Region und die Zinserträge und Spenden kom-
men ihr dauerhaft zugute.

Wie können sich Bürgerinnen und Bürger,
Unternehmen, Vereine, Verbände, Banken, Kir-
chengemeinden und Kommunen für die Bür-
gerstiftung in ihrer Nähe engagieren? Antwor-
ten gibt der neue Ratgeber „Bürgerstiftung:
Mitgemacht!“ der Aktiven Bürgerschaft. Die
Broschüre im Taschenformat (12 Seiten) gibt
konkrete Tipps, wie man eine Bürgerstiftung
unterstützen kann – mit persönlichem Engage-
ment, als Spender, Stifter oder mit einer eige-
nen Stiftung. Sie zeigt auf, warum sich dieses
Engagement lohnt und worauf man achten
sollte. Der Ratgeber enthält zudem Hinweise zu
steuerlichen Vorteilen.

„Bürgerstiftungen bieten hervorragende
Engagementmöglichkeiten. Auf diese wollen wir
mit unserer neuen Broschüren hinweisen, um
noch mehr Menschen und Unternehmen zum
Mitmachen zu motivieren“, sagt Dr. Stefan Nähr-
lich, Geschäftsführer der Aktiven Bürgerschaft.

Bürgerstiftungen sind eine der innovativ-
sten und dynamischsten Stiftungsformen welt-
weit. Seit den 1990er Jahren haben sich Bür-
gerstiftungen zu einem globalen Phänomen
entwickelt. Inzwischen gibt es in 50 Ländern
dieser Welt mehr als 1.473 Bürgerstiftungen.
Mitte der 1990er Jahre kam die Idee nach
Deutschland; in Gütersloh und Hannover wur-
den die ersten beiden Bürgerstiftungen ge-
gründet. Mehr als 240 Bürgerstiftungen gibt es
derzeit in Deutschland.

Der Ratgeber „Bürgerstiftung: Mitgemacht!“
kann kostenlos im Internet heruntergeladen
oder in gedruckter Form gegen einem mit 90
Cent frankierten und adressierten Briefum-
schlag bei der Aktiven Bürgerschaft bestellt
werden.

Aktive Bürgerschaft (Hrsg.): Bürgerstiftung.
Mitgemacht1 12 Seiten, Berlin, 2009
Download unter www.aktive-buergerschaft.
de/buergerstiftungen

Am 13. und 14. Mai 2009 finden zum
zwölften Mal die Gunzenhausener IuK-Tage
statt, die inzwischen einen festen Platz im
Terminkalender all der Bürgermeister und Rat-
hausmitarbeiter haben, die sich intensiv mit
Fragen der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien in öffentlichen Verwaltungen
befassen.

Die von der Bayerischen Akademie für
Verwaltungsmanagement in Zusammenarbeit
mit den kommunalen Spitzenverbänden in
Bayern organisierte Veranstaltung im mittel-
fränkischen Gunzenhausen beschäftigt sich in
diesem Jahr schwerpunktmäßig mit Dokumen-
ten-Management-Systemen (DMS). In paralle-
len Workshops sollen einerseits Kommunen an-
gesprochen werden, die sich bereits für die
Einführung eines DMS entschlossen haben,
andererseits werden aber auch Neueinsteigern
Ratschläge zur Ersteinführung mit auf den Weg
gegeben.

Referenten aus der Bayerischen Staats-
kanzlei und dem Bundesinnenministerium be-
fassen sich mit dem elektronischen Personen-
standsregister und dem neuen elektronischen
Personalausweis.

Frau Professor Maria Wimmer von der
Universität Koblenz wird mit ihremVortrag „Wo
steht die öffentliche Verwaltung in 2020?“ den
zweitägigen Kongress beenden.

Die Tagungsgebühr inklusive einer Doku-
mentation und Verpflegung beträgt 420 Euro.
Mitglieder des Bayerischen Gemeindetags kön-
nen für einen Sonderpreis in Höhe von 350
Euro an derTagung teilnehmen.

Weitere Informationen zu dieser Veranstal-
tung erhalten Sie unter www.bay-gemeinde-
tag.de,Termine.
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Die Kommunalwerkstatt des Bayerischen Gemeindetags bietet im
Juni 2009 eineVeranstaltung an, die sich speziell an Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen richtet. Bitte
melden Sie sich unter Angabe des Seminartitels bei uns an

per Post: Bayerischer Gemeindetag – Kommunal GmbH
Kommunalwerkstatt
Dreschstraße 8
80805 München

per Fax: 0 89 / 36 00 09 36 oder 0 89 / 36 88 99 80 32

per e-mail: kommunalwerkstatt@bay-gemeindetag.de

online: www.baygt-kommunal-gmbh.de

Die Seminargebühr (Tagesveranstaltung) für unsere Tagesveranstal-
tungen beträgt für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus Mitglieds-
gemeinden des Bayerischen Gemeindetags 180 e (inkl. MwSt.), im
Übrigen 210 e (inkl. MwSt.); darin sind umfangreiche Tagungs-
unterlagen sowie selbstverständlich das Mittagessen, zwei Kaffee-
pausen und dieTagungsgetränke enthalten.
Nach Ihrer Anmeldung erhalten Sie von uns eine schriftliche Bestäti-
gung. Bitte überweisen Sie den Rechnungsbetrag unter Angabe der
Rechnungsnummer auf das Konto Nr. 3614324 bei der Bayerischen
Landesbank (BLZ 700 500 00).

Bitte beachten Sie, dass wir ab 2008 aufgrund des vermehrtenVer-
waltungsaufwandes bei einer Stornierung ab Seminarbeginn 80%
der fälligen Gebühren in Rechnung stellen müssen.

Für Rückfragen steht Ihnen Frau Polster gerne zur Verfügung
(089 / 36 00 09 32; franziska.polster@bay-gemeindetag.de). Soll-
ten Sie inhaltliche Informationen zu den Seminaren benötigen, wen-
den Sie sich bitte an Herrn Direktor Dr. Franz Dirnberger (0 89 / 36
00 09 20; franz.dirnberger@bay-gemeindetag.de).

Änderungen im Programmablauf und bei den Referenten müssen
wir uns leider vorbehalten. Sollte dieVeranstaltung abgesagt werden
müssen, erhalten Sie selbstverständlich die Seminargebühr umge-
hend zurück oder wir buchen Sie auf eine andereVeranstaltung um.

Der Vorhaben- und Erschließungsplan sowie
aktuelle Fragen zu kommunalen Grundstücks-
geschäften und städtebaulichen Verträgen
(MA 2023)

Die Referenten: Dr. Jürgen Busse,
Geschäftsführendes Präsidialmitglied
beim Bayerischen Gemeindetag
Dr. Dr. Herbert Grziwotz, Notar

Ort: IHK München

Zeit: 18. Juni 2009, Beginn: 9.30 Uhr, Ende: 16.30 Uhr

Seminarbeschreibung: Anhand von Rechtsprechungsfällen wer-
den die Fallstricke kooperativen Handelns der Gemeinden aufge-
zeigt. Gleichzeitig werden sichere Gestaltungsmöglichkeiten emp-
fohlen.

Der erste Teil beginnt mit der Frage, ob städtebauliche Verträge,
insbesondere der Vorhaben- und Erschließungsplan aufgrund der
Ausschreibungspflichten nunmehr tot ist. Welche Vorteile bietet
dieses Instrument noch? Welche Alternativen gibt es?

Im zweitenTeil werden die Grundstücksgeschäfte und städtebauliche
Verträge am Beispiel der Einheimischenmodelle behandelt. Auch
hierbei spielt das Europarecht, das zu einer Neudefinition des
Einheimischen zwingt, eine Rolle. Inwieweit kann der Planungsge-
winn im Zusammenhang mit Einheimischenmodellen abgeschöpft
werden? Welche Kosten kann sich die Gemeinde erstatten lassen?
Können Bindungen auf Ewigkeit vereinbart werden?

Seminarinhalt:
– Der Vorhaben- und Erschließungsplan – eine wegweisende Ko-

operation von Gemeinde und Investor

– Die Abgrenzung des Vorhaben- und Erschließungsplans zum
normalen Bebauungsplan

– Fallstricke des Durchführungsvertrages

– Ausschreibungspflicht von VEP-Projekten

– Beschleunigtes Verfahren bei vorhabenbezogenen Bebauungs-
plänen

– Besonderheiten bei der Umweltprüfung im vorhabenbezogenen
Bebauungsplan

– Ergänzung des Durchführungsvertrags durch weitere vertragliche
Regelungen

– Rechtsprechung und Probleme zu Kostenübernahmeverträgen,
insbesondere Folgelastenverträge

– Städtebauliche Verträge als öffentliche oder zivilrechtliche Ver-
träge

– Erwerbsmodelle mit Planungsgewinnabschöpfung, Vertrags-
gestaltung (Angebote, Miteigentumsmodelle, Rücktrittsrechte,
Strafbarkeitsrisiken)

– Einzelprobleme bei Einheimischenmodellen und Wohnungsbau-
und Gewerbeförderung

– Bauplatzkaufverträge mit Bau- und Nutzungspflichten, Siche-
rung nach neuem Recht

– Einzelprobleme der Sicherung (Vertragsstrafe, Auszahlungs-
pflichten, Wiederkaufsrecht, Vormerkung, Finanzierungsgrund-
schuld, AGB-Recht)

– Vorausleistung und Ablösung bei Erschließungs- und KAG-
Beiträgen

Seminarangebot für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in den Kommunalverwaltungen im Juni 2009
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Europabüro der bayerischen Kommunen • Andrea Gehler, Natalie Häusler

Aktuelles aus Brüssel
Die EU-Seite

Mehr Bürgernähe durch starke Kommunen in Europa
Deklaration des Deutschen Städte- und Gemeindebunds (DStGB), des Deutschen Städtetags (DST), des Deutschen Landkreistag (DLT) sowie
des Europabüros der bayerischen, baden-württembergischen und sächsischen Kommunen vom 16.10.2008 in Brüssel.

Europa braucht Reformen, um auch in Zukunft erfolgreich und bürgernah regiert werden zu können.

Die EU hat sich vielen Herausforderungen zu stellen: Der Positionierung Europas im globalen Wettbewerb, der Lösung weltweiter Probleme
wie Klimawandel, Versorgung mit Ressourcen und Gewährleistung von innerer und äußerer Sicherheit. In dem Maße, in dem Erwartungen an
Europa formuliert werden, stellt sich die Frage eines erfolgreichen Regierens im Mehrebenensystem, nah bei den Menschen, bei deren Nöten,
Forderungen und Perspektiven.

Ein gegenseitig respektvolles und gleichberechtigtes Zusammenwirken aller demokratisch legitimierten Ebenen in der Lösung ihrer jeweiligen
Probleme ist unverzichtbare Voraussetzung hierfür. Das Miteinander der Ebenen: Kommunen – Länder/Regionen – Staaten – Europa!

Die deutschen Städte, Kreise und Gemeinden treten hierfür entschlossen ein und fordern für die Reform Europas:

1. Vertragsreform verwirklichen!

Der Lissabon-Vertrag ist ein Meilenstein für mehr Bürgernähe und Transparenz in Europa. Er würde nicht zuletzt den Kommunen eine stärkere
Rolle in der EU geben und die Mitwirkungsmöglichkeiten verbessern, um zum Gelingen des Europäischen Integrationswerkes beitragen zu
können.

2. Kommunales Selbstverwaltungsrecht sichern!

Wir erleben eine zunehmende Europäisierung der kommunalen Selbstverwaltungstätigkeit. Und damit der Lebenswirklichkeit der Menschen
vor Ort; Gefühle der Fremdbestimmung und mangelnden Vertrauens in die europäischen Entscheidungen kommen auf. Das zeigt: Das kom-
munale Selbstverwaltungsrecht muss nach Europa gebracht werden. Und umgekehrt muss Europa auch in die Kommunen gebracht werden.
Die Mehrzahl der politischen Zielsetzungen der EU können nicht ohne, geschweige denn gegen die Kommunen verwirklicht werden. Die Kom-
munen müssen als vollwertige Partner in Europa anerkannt werden. Die kommunalen Spitzenverbände müssen in EU-Angelegenheiten wirk-
sam beteiligt werden, in Brüssel und Straßburg, aber auch in den nationalen und regionalen Hauptstädten!

3. Subsidiaritätsprinzip beachten!

Das Ziel des Rückbaus und der Vereinfachung des EU-Rechts muss entschlossen fortgesetzt werden. Die EU wird aufgefordert, das Subsi-
diaritätsprinzip, wonach die Mitgliedstaaten, Regionen und Kommunen in ihren eigenen Verantwortungsbereichen zur selbständigen Gestal-
tung ihrer Belange berechtigt sind, zu achten. Die Kommunen alleine können und werden die Probleme Europas nicht lösen – Europa darf aber
auch nicht versuchen, die kommunalen Fragen vor Ort zu regeln!

4. Örtliche Entscheidungsspielräume respektieren!

Die örtliche Daseinsvorsorge hat zentrale Bedeutung für die Menschen, die Gesellschaft und die Wirtschaft. Die Definitions- und Organisa-
tionshoheit für die Aufgaben der Daseinsvorsorge liegt bei den Mitgliedstaaten, den Regionen und Kommunen. Die EU wird aufgefordert,
diese Hoheiten umfassend zu respektieren. Die Ausdehnung eines unbeschränkten europäischen Wettbewerbsmodells auf die lokale Ebene
lehnen wir ab. Zudem: Das EU-Marktmodell alleine ist nicht im Stande, die Bedürfnisbefriedigung der Menschen und der Wirtschaft dauerhaft
sicherzustellen. Europa braucht eine soziale Marktwirtschaft mit starken und handlungsfähigen Regionen und Kommunen. Die auf den lokalen
Bereich beschränkten kommunalen Dienstleistungen müssen von der Anwendbarkeit des EU-Wettbewerbsrechts ausgenommen werden.

5. Ein Europa der Bürger schaffen!

Die Europäische Union ist das erfolgreichste Friedensprojekt der Welt. Die Begegnung der Menschen fördert direkt das gegenseitige Kennen
und Vertrauen. Keine andere Einrichtung in Europa hat soviel für die Begegnung der Menschen geleistet, wie das kommunale Partnerschafts-
werk mit seinen tausenden Städte-, Kreis- und Gemeindepartnerschaften. Die Zusammenkunft der Bürgerschaft, der Schulen und der Kul-
turen ist hierdurch zu einer europäischen Selbstverständlichkeit geworden. Lebendige Kommunalpartnerschaften müssen begründet und
weiter durch die Bürgerinnen und Bürger gepflegt werden. Sie bedürfen der aktiven ideellen und materiellen Unterstützung durch die Kommu-
nen, die Länder und Regionen, die Staaten und Europa selbst.
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1. Gefahr in Verzug: Generalanwalt hält interkommu-
nale Abfallentsorgung für binnenmarktrelevant

In seinen Schlussanträgen beschäftigte sich Generalanwalt Ján
Mazák in der Rechtssache „Stadtreinigung Hamburg“ (C-480/06)
mit einem Fall interkommunaler Zusammenarbeit. In seinen Aus-
führungen kommt er zu dem für die Kommunen ungünstigen Er-
gebnis, dass verschiedene Landkreise einen Vertrag mit der Stadt-
reinigung Hamburg betreffend ihrer Abfallentsorgung nicht ohne
Ausschreibung schließen dürfen. Es ist nun abzuwarten, ob der
Europäische Gerichtshof dieser Ansicht folgt.

Im streitgegenständlichen Fall schloss die Stadtreinigung Hamburg
mit vier umliegenden Landkreisen im Dezember 1995 einen Ver-
trag, in dem sie sich verpflichtete, den Landkreisen in einer Müll-
verbrennungsanlage eine Gesamtjahreskapazität von 120.000
Tonnen für deren Müllverbrennung zurVerfügung zu stellen. Im Ge-
genzug verpflichteten sich die Landkreise zur Zahlung einer Jahres-
vergütung. Ein gemeinschaftsweites Vergabeverfahren hatte nicht
stattgefunden. Hierauf wurde die EU-Kommission aufgrund einer
Bürgerbeschwerde über zu hohe Abfallentsorgungsgebühren auf-
merksam und richtete im März 2004 ein Mahnschreiben an die
Bundesrepublik Deutschland. Im folgenden Verfahren berief sich
diese im Wesentlichen darauf, dass der Vertrag eine Vereinbarung
über die gemeinsame Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe enthalte
und es sich somit um einen Fall der interkommunalen Zusammen-
arbeit handele, der nicht den europäischenVergaberegeln unterliege.

In seinen nun veröffentlichten Schlussanträgen geht Mazák, ent-
gegen der Ansicht Deutschlands, von der Anwendbarkeit der Richt-
linie 92/50/EWG über die Koordinierung derVerfahren zurVergabe
öffentlicher Dienstleistungsaufträge (im Folgenden: Richtlinie) aus.
Entscheidend sei nur, dass ein öffentlicher Auftraggeber beabsich-
tige, einen entgeltlichenVertrag mit einer Einrichtung zu schließen,
die sich von ihr rechtlich unterscheide. Unerheblich sei, ob die Ein-
richtung öffentlich sei oder nicht. Weiter qualifizierte der General-
anwalt den Inhalt des streitgegenständlichen Vertrages als einen
öffentlichen Dienstleistungsauftrag im Sinne der Richtlinie. Ins-
besondere sei der Vertrag weder als eine interne Maßnahme zwi-
schen staatlichen Einrichtungen anzusehen noch leiste die Stadt-
reinigung Hamburg Amtshilfe. Ein Vertrag im Sinne der Richtlinie
setze nur das Vorliegen einer Vereinbarung zwischen zwei Personen
voraus. Außerdem sei die Müllverbrennung eine in der Anlage der
Richtlinie aufgeführte Dienstleistung.

Nach Mazák sei die Richtlinie auch nicht ausnahmsweise un-
anwendbar. Insbesondere seien nicht die im Teckal-Urteil (C-
107/98) aufgestellten Kriterien, das Kontroll- und das Wesentlich-
keitskriterium, erfüllt. Für eine Kontrolle wie über eigene Dienst-
stellen sei es nicht ausreichend, dass sich die betreffenden Land-
kreise auf der Ebene einer Metropolregion gegenseitig kontrollie-
ren. Vorliegend seien die Landkreise weder an der Stadtreinigung
Hamburg beteiligt noch lägen konkrete Anhaltspunkte für eine
Kontrollmöglichkeit vor. Insbesondere reiche eine allgemeine Beru-
fung auf gemeinsame Ziele nicht aus. Daneben deutet Mazàk an,
dass auch das Vorliegen des Wesentlichkeitskriteriums fraglich sei,
da die Müllverbrennung nur einen Teil der Tätigkeit der Stadtreini-
gung Hamburg ausmache.

Jede Woche neu: Brüssel aktuell
Im Intranet des Bayerischen Gemeindetags abrufbar unter:

www.bay-gemeindetag.de/mitgliederservice/
aktuelle_informationen/bruessel_aktuell/2009/

bruessel_aktuell_2009.htm

Eine Vergabe ohne vorherige Bekanntmachung hielt die Bundes-
republik aufgrund technischer Gründe im Sinne von Art. 11 der
Richtlinie für gerechtfertigt, da es in der Metropolregion Hamburg
keinen anderen Standort für den Bau einer Müllverbrennungsan-
lage gegeben habe. Auch dieses Argument lässt Mazák nicht grei-
fen, da die nachfolgenden Umstände, die das Vorliegen dieser eng
auszulegenden Ausnahme rechtfertigen würden, nicht ausreichend
dargelegt worden seien: Zum einen müssen die Arbeiten, die Ge-
genstand des Auftrags sind, eine technische Besonderheit auf-
weisen, zum anderen müsse es aufgrund dieser technischen Beson-
derheit unbedingt erforderlich sein, den Auftrag an ein bestimmtes
Unternehmen zu vergeben. Ferner sei der streitgegenständliche
Vertrag auch nicht das einzige Mittel zur Aufgabenerfüllung der Ab-
fallbeseitigung gewesen. Die Stadtreinigung Hamburg hätte ihre
freien Kapazitäten auch anderen Interessenten anbieten bzw. be-
stimmte Vergabekriterien zur Ermittlung des wirtschaftlich günstig-
sten Angebots festlegen können.

2. Der Europäische Bürgerbauftrage hilft
Der Europäische Bürgerbeauftragte, Nikiforos Diamandouros, stell-
te im Europäischen Parlament in Brüssel die Schwerpunkte seiner
Arbeit vor. Bürger, Unternehmen, Nicht-Regierungsorganisationen,
Verbände und auch Kommunen können sich jederzeit an ihn wen-
den, wenn Sie sich von den Europäischen Institutionen oder EU-
Behörden nachteilig behandelt sehen. Insbesondere mangelnde
Transparenz in der EU-Verwaltung, verspätete Zahlungen für EU-
Projekte und Diskriminierungen sind bislang die häufigsten Be-
schwerdegründe. Diamandouros und sein 60-köpfiges Team mit
Sitz in Straßburg können als „Mediatoren“ häufig Abhilfe schaffen
und zeit- und kostenaufwendige Gerichtsverfahren vermeiden hel-
fen. Neu ist seit Jahresanfang ein interaktiver Leitfaden für Be-
schwerdeführer auf der Internetseite des Bürgerbeauftragten: Unter
http://www.ombudsman.europa.eu kann jeder Beschwerdeführer
sein Anliegen online in seiner Landessprache einstellen. Die Leis-
tungen des Bürgerbeauftragten sind kostenfrei.

3. Schnellere Auswahlentscheidung bei Zusagen für
Förderprogramme
Das Europäische Parlament und der Rat haben beschlossen, das
Verfahren bezüglich der Förderzusagen bei den Programmen
„Lebenslanges Lernen“, „Kultur“, „Jugend“ und „Bürgerschaft“ zu
beschleunigen. Die Verzögerung bei der Zusage förderwürdiger
Projekte, die durch Heranziehung von Parlamentsausschüssen
bewirkt wurde, geschehe vor allem zum Nachteil von Projekten mit
kurzer Laufzeit. Durch die Aufhebung der Ausschussbefragung ver-
pflichtet sich die Kommission, das Parlament unverzüglich und
direkt über jeden Förderungsvorschlag zu unterrichten. Nähere
Informationen finden sich auf http://ec.europa.eu/culture/news/
news1866_de.htm.
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Mit Schreiben vom 30.1.2009 informiert uns
der bayerische Gesundheitsminister Dr. Markus
Söder, MdL, über drei Verordnungen eines EU-
Hygienepakets. Sinn und Zweck des EU-Hygie-
nepakets ist es, das Lebensmittelhygienerecht
der EU zusammenzufassen und zu verein-
fachen. Grundsätzlich müssen danach spätes-
tens ab dem 01.01.2010 alle Betriebe zu-
gelassen sein, die Lebensmittel tierischen Ur-
sprungs herstellen und verarbeiten. Zugelassen
heißt: Nach der Betriebsüberprüfung erhält der
Betrieb in Form eines Bescheids der Regierung
die Erlaubnis, zulassungspflichtige Tätigkeiten
auszuführen. Diese Zulassungspflicht gilt für
alle Betriebe, die schlachten oder die Fleisch
selbst zerlegen und verarbeiten und mehr als
ein Drittel der Herstellungsmenge an andere
Betriebe abgeben. Nach dem 31.12.2009 darf
ein Betrieb ohne Zulassung nicht mehr
schlachten. Ein Leitfaden „Handbuch Zulas-
sung“ ist unter www.stmug.bayern.de zugäng-
lich. Da die Zahl der Zulassungen und der An-
träge derzeit noch niedrig ist, bittet Staats-
minister Dr. Söder die Bürgermeister darum,
mit ihren Metzgern vor Ort in Kontakt zu treten
und die Betriebsinhaber zu motivieren, einen
entsprechenden Zulassungsantrag zu stellen.
Sollte dieser Zulassungsantrag nicht fristge-
recht eingehen, so besteht die Gefahr, dass der
Betrieb nicht mehr rechtzeitig zugelassen wird
und nach dem 31.12.2009 in seiner Tätigkeit
eingeschränkt ist. Das Schreiben von Staats-
minister Dr. Söder kann abgerufen werden
unter www.bay-gemeindetag.de, Mitglieder-
service, Fachinformationen, RV, Gesundheit.

Gemäß § 16 Abs. 3 i.V.m. § 29 Abs. 2
Energieeinsparverordnung (EnEV) 2007 sind
für Gebäude mit mehr als 1000 Quadrat-
metern Nettogrundfläche, in denen Behörden
und sonstige Einrichtungen für eine große
Anzahl von Menschen öffentliche Dienstleis-
tungen erbringen und die deshalb von diesen
Menschen häufig aufgesucht werden, Energie-
ausweise bis spätestens 1. Juli 2009 auszustel-
len und auszuhängen. Dabei können die Ener-
gieausweise grundsätzlich verbrauchs- oder
energiebedarfsabhängig erstellt werden. In der
Praxis herrscht oftmals Unsicherheit darüber,
welche Art von Energieausweis im konkreten
Einzelfall gesetzlich vorgeschrieben ist.

Die Infoveranstaltung will helfen, solche
Unsicherheiten zu beseitigen.

Zielgruppe:
Mitarbeiter/innen von Hochbauämtern und

Liegenschaftsverwaltungen, die mit Fragen des
Energieausweises befasst sind

Die Teilnehmer/innen erhalten einen Über-
blick über die Regelungen der EnEV zum Ener-
gieausweis sowie Hilfestellung für die prak-
tische Umsetzung der einschlägigen Vorschrif-
ten.

Inhalt:
Erfordernis des Energieausweises
Arten und Inhalte des Energieausweises
Qualifikation des Energieausweis-Erstellers
Energieausweise für Neubauten, sanierte Ge-
bäude und Gebäudebestand
Konsequenzen aus dem Energieausweis
Hinweis auf Fördermöglichkeiten

Termin, Nummer und Ort:
19.05.2009 (vormittags), BA-09-115275
München

19.05.2009 (nachmittags), BA-09-115276
München
27.05.2009 (vormittags), BA-09-115277
Nürnberg
27.05.2009 (nachmittags), BA-09-115278
Nürnberg

WeitereTermine bei Nachfrage und Bedarf

Gebühr: Seminargebühr 80,00 EUR

Anmeldungen:
Anmeldungen senden Sie bitte an folgende
Adresse:

BayerischeVerwaltungsschule
Kundenservice
Ridlerstraße 75
80339 München

Selbstverständlich können Sie sich auch
per Fax (Nr.: 089/54057-699) oder E-Mail
(Seminaranmeldung@bvs.de) anmelden. Im
Internet ist unter www.bvs.de auch eine
online-Anmeldung möglich.

Bei etwaigen inhaltlichen Rückfragen
wenden Sie sich bitte an Herrn Anton Miehling
von der BVS (Tel.: 089/54057-260; E-Mail:
miehling@bvs.de).

Auf die Chancen des Klimawandels für
Kommunen und Industrie weist die C.L.I.M.A.T.E.
2009 hin, die erstmals am 5. Mai 2009 bei
TÜV SÜD in München stattfindet. Unter der
Überschrift „Energieeffizienz und Klimawandel“
zeigen hochkarätige Referenten, dass die Rea-
lisierung von Energieeffizienz-Projekten nicht
nur der Umwelt nutzt, sondern Kommunen und
Unternehmen auch auf der Kostenseite ent-
lastet. Der bayerische Wirtschaftsminister Mar-
tin Zeil präsentiert das Klimaprogramm Bayern
2020 mit den Eckpunkten der bayerischen
Klimapolitik.

Der Klimawandel ist ein globales Problem,
das alle Weltregionen umfasst. Das ist inzwi-
schen in Wissenschaft, Politik und Wirtschaft
unbestritten. Der Kampf gegen den Klimawan-
del und die drohende Klimakatastrophe kann
nur erfolgreich sein, wenn globale Konzepte
wie der Emissionshandel, staatenübergreifende
Ansätze wie die so genannten 2020-Ziele der
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Europäischen Union und regionale Aktivitäten
auf das gleiche Ziel ausgerichtet sind.

Gemeinsam mit fünf weiteren Kompetenz-
trägern hat TÜV SÜD die Bayerische Fach-
tagung „Energieeffizienz und Klimawandel“ ins
Leben gerufen. Im Mittelpunkt der ersten
Veranstaltung stehen Kommunen und Indus-
trieunternehmen, für die Klimawandel und
Klimaschutz auch ganz neue Perspektiven und
Chancen eröffnen. Das wird auf C.L.I.M.A.T.E.
2009 auch an praktischen Beispielen wie der
Aufrüstung einer Kläranlage zur „Energie-
zentrale“ oder die Umstellung eines Produk-
tionsbetriebs auf regenerative Energien ge-
zeigt. Insgesamt befassen sich die Referenten
der Fachtagung mit einem breiten Themen-
spektrum – von den Folgen des Klimawandels
und den speziellen Auswirkungen auf Bayern
über die Notwendigkeit einer optimierten
Energieeffizienz bis zu praktischen Beispielen,
wie Kommunen und Industrie dieser Heraus-
forderung am besten begegnen können.

Weitere Informationen zur C.L.I.M.A.T.E.
2009 gibt es im Internet unter www.tuev-
sued.de/akademie im Bereich „Tagungen und
Kongresse 2009“ oder bei Paulina Krupkova,
TÜV SÜD Akademie GmbH, Westendstraße
199, 80686 München,Tel. +49 (0) 89 / 57 91
– 24 14, Fax +49 (0) 57 91 – 28 33, E-Mail:
paulina.krupkova@tuev-sued.de

Ihnen für die Mitarbeiterkommunikation in der
Führungsrolle wertvolle praktische Tipps geben.

Führungsgespräche mit demTeam festigen
die Zusammenarbeit. In ihnen lassen sich
Spannungen frühzeitig erkennen und auflösen.
Der Coach begleitet Sie so, dass dieTeilnehmer
ihre Anliegen offen vorbringen können. Er stellt
sicher, dass die sensible Situation von allen Be-
teiligten als befreiend und ohne Gesichtsverlust
erlebt wird. Eine straffe Moderation führt zu
Ergebnissen, die von allen getragen werden.

Auch die Teams selbst müssen sich durch
Zielfindung und Integration die übergeordne-
ten, mittel- und langfristigen Ziele der Ge-
meindearbeit zu eigen machen und miteinan-
der am selben Strang ziehen. Ein Coach kann
in einem entsprechenden Workshop Teams zu-
sammenschweißen und sie erkennen lassen,
wie ihre Arbeit mit den Aufgaben anderer zu-
sammenhängen. Gerade die Bestandsaufnah-
me, Priorisierung und Verteilung von Aufgaben
ist Voraussetzung für die wirksame Arbeit Ihrer
Verwaltung. Ein Blick von außen kann da
helfen, Ordnung und Klarheit in die oft verwir-
rende Vielfalt von Vorhaben zu bringen.

Genau da ermöglicht ein gutes Zeitmanage-
ment, zwischen „wichtig“ und „dringend“ zu
unterschieden, Zeit für sich und andere zu
finden und den persönlichen Arbeitsstil zu ver-
bessern – auch dafür steht Ihnen der Coach zur
Seite. Und wenn es einmal ganz dringend ist,
können Sie mit ihm auch eine telefonische
Nachbetreuung vereinbaren.

Weitere Informationen unter www.as-
business-coaching.de

(Maßnahmen in Hallein); Tourismusdir. Dipl.-
Betriebswirt Georg Steiner (Linz 2009 – Kul-
turhauptstadt Europas); Bernhard Wallmann
(Visionen für Werttreiber); Hubert Lepka
(EinzigartigkeitVersus Kontinuität); Prof. Dr. Dr.
Lydia Hartl (Die kreative Stadt als Kultur?)

Die Teilnahmegebühr für das Symposium
beträgt für 2 Tage inklusive Verpflegung 550,–
Euro zuzügl. Mwst.

Die Anmeldung erfolgt am besten Online
unter www.gca.de oder unter 0 53 56 /
713.33.0 bei der Gassner Creativ Agentur.

Informationen: Bernhard Wallmann, Gas-
sner Creativ Agentur; Josef Pirchl Str. 9; A-
6370 Kitzbühel; www.gca.de; wallmann@gca-
communication.eu

Seit einem Jahr sind Sie jetzt Bürgermeis-
ter, Sie sollen und wollen eine kleine Welt
verwalten und gestalten – Ihr Wunschjob, den
Sie vom Wähler bekommen haben. Ihnen zur
Seite stehen erfahrene Mitarbeiter, denen Sie
Ihre Vorstellungen vermitteln wollen. Doch
manches kennt das Rathaus-Team bisher
anders. Daher ist es wichtig, wie Sie Ihre Rolle
als Führungskraft wahrnehmen und mit Ihren
Mitarbeitern kommunizieren. Denn Ihre Bot-
schaften sollen ankommen und angenommen
werden, damit Sie und dieTeams möglichst rei-
bungsfrei zusammenarbeiten. Ein Coach kann

Ein Mittel zu mehr Wertschöpfung im
Tourismus ist der gezielte, strategisch aufge-
baute Einsatz von Kunst & Kultur. Mit diesem
Thema befassen sich bei einem Symposium am
7./8. Mai 2009 das von Bernhard Wallmann
und der Gassner Creativ Agentur veranstaltet wird,
zahlreiche namhafte Referenten wie: Buch-
autor, Dr. Christian Mikunda (Vom Event zum
Urban Design); Staatspreis Trägerin Arch. DI-
Monika Gogl (Wechselspiel Architektur und
Wertschöpfung); Wolfgang Werner (Opernfest-
spiele Römersteinbruch St. Margarethen); Bür-
germeister Dr. Christian Stöckl aus Hallein

Durch das neue Berufskraftfahrer-Qualifi-
kations-Gesetz vom 14. August 2006 (BGBl. I
S. 1958) ergeben sich für die Fahrer von
Feuerwehrfahrzeugen weitere Erschwernisse
(siehe zur Thematik bereits BayGT 2008,
S. 256). Lkw-Fahrer, die am 10.09.2009 im
Besitz einer Fahrerlaubnis der Klassen C1,
C1E, C, CE oder einer gleichwertigen Klasse
sind, müssen künftig alle fünf Jahre an einer
Weiterbildung in den Bereichen Sicherheit und
Wirtschaftlichkeit teilnehmen und diese im
Führerschein eintragen lassen. Lkw-Fahrer, die
ihre Fahrerlaubnis ab dem 10.09.2009 er-
werben, müssen ab dann eine Prüfung absol-
vieren, um ihre Qualifikation nachzuweisen
(Grundqualifikation).

Nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Berufskraft-
fahrer-Qualifikations-Gesetzes gilt das Gesetz
jedoch nicht für Fahrten mit Kraftfahrzeugen,
die von der Feuerwehr eingesetzt werden. Dies
bedeutet: Wer künftig einen Führerschein der
genannten Fahrzeugklassen erwirbt, um Feuer-
wehrfahrzeuge zu fahren, kann ihn daneben
nicht für private oder berufliche Fahrten nut-
zen, wenn er nicht die kostenaufwändige Be-
rufskraftfahrer-Qualifikation (die zusätzlich etwa
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5.000 Euro kosten wird) erwirbt. Die Motiva-
tion der Feuerwehrdienstleistenden, ab dem
10.09.2009 einen Lkw- oder Zusatzführer-
schein zu erwerben, um Feuerwehrfahrzeuge
zu fahren, wird spürbar nachlassen, wenn ohne
zusätzliche Prüfung eine private bzw. berufliche
Nutzung ausgeschlossen ist.

Es ist daher im Sinne einer vorausschauen-
den Personalplanung bei der Feuerwehr rat-
sam, noch möglichst viele Feuerwehrdienst-
leistende bis zum 10.09.2009 einen Führer-
schein der oben genannten Fahrzeugklassen
erwerben zu lassen, um in den Genuss der Be-
sitzstandsregelung zu kommen.

VB: 12.500,– e

Anfragen und Angebote richten Sie bitte an
die Gemeinde Mainaschaff, z.H. Herrn Beck,
Hauptstraße 10 – 12, 63814 Mainaschaff, Tel.
0 60 21 / 7 05 32, Fax 0 60 21 / 7 05 50,
Email: ludwig.beck@mainaschaff.de.

Tragkraftspritzen-
fahrzeug
zu verkaufen

Die Gemeinde Zeilarn verkauft ein Trag-
kraftspritzenfahrzeug TSF, Fabrikat Mercedes
Benz 308, EZ 1982, 24.000 km, Aufbau Ba-
chert, TÜV und Reifen neu, Anhängekupplung,
ohne feuerwehrtechnische Beladung.

Anfragen erbeten an die Gemeinde Zeilarn,
Gumpersdorf, Rupertistraße 22, 84367 Zeilarn,
Herrn Viellehner, Tel. 0 85 72 / 96 93-11,
Email: franz.viellehner@zeilarn.de

Kehrmaschine
zu verkaufen

Die Gemeinde Feldkirchen, Landkreis
München, verkauft eine gebrauchte Schmidt
Kehrmaschine, Typ SK 153-SX-39, Baujahr
03/1997, 4777 Betriebsstunden, TÜV 11/09,
VW-Dieselmotor mit 58 kW. Zubehör: Wild-
krautbesen, Satz Kunststofftellerbesen, Ersatz-
reifen. Zustand: Schlammpumpe defekt.

Für Rückfragen und Angebote wenden Sie
sich bitte an die Gemeinde Feldkirchen,
Rathausplatz 1, 85622 Feldkirchen, Herrn Hu-
ber, Tel. 0 89 / 90 93 66 13 oder 01 71 /
3 60 62 08.

GmbH neu eingefügt. Hinsichtlich der normativen
Grundlagen werden die Vorschriften in allen Teilen
aktualisiert. Umfassende Überarbeitungen bei den
Kommentierungen tragen dem neuen Gesetzesstand
Rechnung. So waren etwa die Änderungen im Vergabe-
recht zu berücksichtigen. Das Grunderwerbsteuergesetz
und die Belastungen durch Grunderwerbsteuer wurden
ebenso wie die Ausarbeitung zu steuerlichenVerbünden
aktualisiert. Zudem erfolgt der Einstieg in das Rech-
nungswesen von Kommunalunternehmen.

Kommunales Ortsrecht
Handbuch für die Gestaltung von Satzungen und Ver-
ordnungen mit Mustern und Erläuterungen
Herausgegeben von Dr. jur. Helmut Parzefall, Dr. jur.
Gerhard Ecker, und
Günter Katzer, unter Mitarbeit von Katja Gründel,
Werner Schmid, Esther Aderhold und Stefan Graf,
32. Lieferung. 50 Seiten, zwei neue Ordner. Rechts-
stand 1. Januar 2009, 49,42 Euro. Grundwerk ca. 886
Seiten, mit Spezialordner und Trennblattsatz. 148,00
Euro.Verlags-Nr. 281.00.
Nachdem die Rechtsentwicklung in 2008 zwei umfang-
reiche Lieferungen erforderlich gemacht hatte, bestand
nunmehr geringerer Aktualisierungsbedarf. Überarbei-
tet wurden neben den Vorbemerkungen zur BGS-
EWS/FES (Kennzahl 43.10) und der Kurbeitragssat-
zung (Kennzahl 102.10) vor allem der Abschnitt zur
Zweitwohnungssteuer (Kennzahl 104.10 und 104.15).
Aktualisiert wurden zudem die Ausführungen zum Ver-
fahren beim Erlass von Satzungen und Verordnungen
(Kennzahl 10.00).
Besonders hinzuweisen ist auf die neu aufgenommenen
Inhalte zur Lärmaktionsplanung (Kennzahlen 66 ff.)

Umweltrecht in Bayern
ErgänzbareVorschriftensammlung zum Schutz der Um-
welt mit erläuternden Hinweisen: Natur- und Land-
schaftsschutz, Gewässerschutz, Immissionsschutz, Ab-
fallbeseitigung, Bodenschutz, Ordnungsrecht
Begründet von Dr. Günther Graß und Michael Duhn-
krack, bearbeitet von Dr. Günter Graß und Martin Lipp-
mann
120. Lieferung, 104 Seiten, Rechtsstand 1. Januar
2009, 43,68 EUR. Grundwerk ca. 3.300 Seiten, 2 Ord-
ner, 134,00 EUR. Verlags-Nr. 1700.00, Bestell-Nr.
66236000
Mit dieser Ergänzungslieferung wird die Verwaltungs-
vorschrift zum Vollzug der Verordnung über Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und
über Fachbetriebe sowie die EU-Chemikalien-Ozon-
schichtverordnung neu aufgenommen. Daneben wer-
den das Grundgesetz, die Eigenüberwachungsverord-
nung, die Anlagenverordnung, die Reach-Verordnung,
die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet
des Arbeitsschutzes, der Sicherheitstechnik, des Chemi-
kalien- und Medizinprodukterechts, die Abfallverbrin-
gungsbußgeldverordnung sowie die Verpackungsver-
ordnung aktualisiert.

Baurecht in Bayern
Bauordnungsrecht: BayBO – Vollzug der BayBO –
Sonstige für das Bauen bedeutsameVorschriften
Vorschriftensammlung mit Kommentar
Herausgegeben von Dr. jur. Heribert Büchs, Dipl.-Ing.
Bertram Walter und Dipl.-Ing. Friedrich Amann
113. Lieferung. 112 Seiten. Rechtsstand 1. Januar
2008, 47,04 Euro. Grundwerk ca. 1.650 Seiten, 1 Ord-
ner. 64,00 Euro. Verlags-Nr. 6013.00, Bestell-Nr.
66342000

Feuerwehrfahrzeug
zu verkaufen

Die Gemeinde Ettringen verkauft ein Feuer-
wehrfahrzeugTypTSF, DB-Diesel, Bj. 1984, ca.
30.000 km, ohne Beladung.

Angebote bitte an die Gemeinde Ettringen,
z.Hd. Herrn Müller, Siebnacher Straße 1,
86833 Ettringen,Tel. 0 82 49 / 96 93-15, Fax
0 82 49 / 96 93-20, email: mueller@gemeinde.
ettringen.de.

Kehrmaschine
zu verkaufen

Die Gemeinde Mainaschaff verkauft eine
Pietsch Kehrmaschine, Baujahr 1999,VW-TDI-
Motor wurde 2006 erneuert, Gesamtbetriebs-
stunden 3250, guter Zustand. Bilder können
per email angefordert werden.

Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Köln

Kommunen als Unternehmer
Gründung, Umwandlung und Führung kommunaler
Betriebe
Bearbeitet von Dr. Bodo Klein, Herbert Uckel und Dr.
Josef Ibler, alle Dozenten an der Fachhochschule für
öffentlicheVerwaltung und Rechtspflege in Bayern
32. Lieferung. 86 Seiten. Rechtsstand 15. Dezember
2008, 43,08 EUR. Grundwerk 1290 Seiten, mit Spe-
zialordner und Trennblattsatz. 71,00 EUR. Verlags-Nr.
8810.00
Mit dieser Lieferung werden die Darstellungen zum
Auftrags- undVergabewesen beim gemeinsamen Kom-
munalunternehmen und zur Personalgestellung bei der
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Diese Lieferung enthält dieVollzugshinweise zur BayBO
2008, die Bekanntmachung zum Vollzug der Bauvor-
lagenverordnung und die Kommentierung zu Art. 3
BayBO.

Abwasserabgaberecht in Bayern
Ergänzbare Sammlung für die Praxis mit Erläuterungen
Herausgegeben von Georg Vogel, Klaus Klenner,
Dr. Klaus Heuss, Regierungsdirektor i. R.
66. Lieferung. 110 Seiten. Rechtsstand 15. Dezember
2008. 48,02 Euro. Grundwerk 1.226 Seiten, mit Spe-
zialordner und Trennblattsatz. 114,00 Euro.Verlags-Nr.
6401.00.
Mit dieser Lieferung werden die Beispiele der Samm-
lung (§ 4 AbwAG – Erl. 4.3 ff zu Kennzahl 20.04 und
§ 10 AbwAG – Erl. 3.11 zu Kennzahl 20.10) über-
arbeitet sowie an die Änderungen der Anhänge zur
VwVBayAbwAG vom 5. März 2008 (Kennzahlen 50.01
ff) angepasst; die Rechtsprechung des BVerwGes zu § 4
Abs. 5 AbwAG wurde dabei berücksichtigt (Erl. 5.5.3 zu
Kennzahl 20.04).
Die Bescheidsanforderungen an das Speichervolumen
und die Abwasserbehandlung gem. Art. 6 Abs. 2 Nr. 3
BayAbwAG sind kumulativ einzuhalten. Ein die Einlei-
tung zulassender Bescheid muss vorliegen und ist Be-
freiungsvoraussetzung für die Niederschlagswasserab-
gabe aus einem Mischsystem (siehe dazu im Einzelnen
Erl. 4.3 zu Kennzahl 21.06).
Als Kontrolle für die Bestätigung der Gemeinde gem.
Art. 7 Abs. 1 Nr. 2 BayAbwAG zur Befreiung von der
Kleineinleiterabgabe kann der Kreisverwaltungsbehör-
de auch die Bescheinigung der Privaten Sachverständi-
gen in der Wasserwirtschaft (PSW) dienen (siehe Erl.
2.3 zu Kennzahl 21.07).
Wurden bei der Funktionsprüfung einer Kleinkläranlage
keine Mängel festgestellt, ist die Folgeuntersuchung
erst nach vier Jahren (bisher zwei Jahre) notwendig.
Durch die Dritte Verordnung zur Änderung der Eigen-
überwachungsverordnung (EÜV) vom 8. Mai 2008
(GVBl. S. 294) wurde der Anhang 2 Vierter Teil (Klein-
kläranlagen) mit Wirkung ab 10. Juni 2008 geändert
(siehe Kennzahl 31.20 Seiten 37 f).
Aktualisiert wurden außerdem das Wasserhaushalts-
gesetz (WHG – Kennzahl 30.00), die Eigenüberwa-
chungsverordnung (EÜV – Kennzahl 31.20), die Ab-
gabenordnung (AO – Kennzahl 33.00), das Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten (OWiG – Kennzahl 34.00), das
Strafgesetzbuch (StGB – Kennzahl 35.00), das Ein-
kommensteuergesetz (EStG – Kennzahl 36.00), die
Verwaltungsvorschriften zur Bayerischen Haushaltsord-
nung (VV-BayHO – Kennzahl 37.10) und die Klär-
schlammverordnung (AbfKlärV – Kennzahl 53.00).

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm, München

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
Kommentar zu den arbeits- und dienstrechtlichen Re-
gelungen
Von Dr. Torsten v. Roettecken, 2226 Seiten Loseblatt-
werk in zwei Ordnern,€108,--
4. Ergänzungslieferung, Stand Juli 2008, 274 Seiten,
e 67,50
Dieses Loseblattwerk bietet alles, was man zur Umset-
zung des neuen Gesetzes braucht: Eine kompetente
Kommentierung durch den erfahrenen Richter und
Fachautor Dr.Torsten vonToettecken, sowie eine aktuel-
le und fortlaufend ergänzte Entscheidungssammlung.
Darüber hinaus werden weitere relevante Gesetze in

die Kommentierung einbezogen, die den Umgang mit
dem AGG beeinflussen.
Das AGG wirft bei seiner praktischen Umsetzung eine
Vielzahl von Fragen auf, denen man nur mit fundiertem
Wissen begegnen kann. der Kommentar informiert zu-
verlässig: Alle Diskriminierungsmerkmale werden aus-
führlich erläutert, unzulässige Verhaltensweisen werden
aufgezeigt und die Rechte von Betriebs-/Personalrat,
Beschwerdestellen und Betroffenen werden erklärt.
Personalentscheidungen können so korrekt getroffen
und begründet werden, Diskriminierung wird erfolg-
reich vorgebeugt.
Die übersichtliche Kapiteleinteilung, detaillierte Inhalts-
verzeichnisse und eine alphabetische Schnellübersicht
helfen den Leserinnen und Lesern, sich rasch in den
Texten zurechtzufinden. Die Loseblattform gewähr-
leistet regelmäßige Aktualisierung und eine gut Hand-
habbarkeit des umfangreichen Materials.

Rott:
BayerischesVerwaltungskostenrecht
99: Ergänzungslieferung,e 81,50

Koch u.a.:
Bayerische Bauordnung
Kommentar
86. Ergänzungslieferung,e 49,--

Hölzl u.a.:
Gemeinde-, Landkreis- und Bezirksordnung in Bayern
41. Ergänzungslieferung,€58,90

Weiß u.a.:
Beamtenrecht in Bayern
Kommentar
148. Ergänzungslieferung,e 75,--

Leiß/Poth-Mögele:
EU-Förderprogramme für die öffentliche Hand
24. Ergänzungslieferung

Jäde u.a.:
BauordnungsrechtThüringen
40. Ergänzungslieferung

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
Kommentar zu den arbeits- und dienstrechtlichen Re-
gelungen
Von Dr. Torsten v. Roettecken, 2226 Seiten Loseblatt-
werk in zwei Ordnern,e 108,--
5. Ergänzungslieferung, Stand September 2008, 274
Seiten,e 69,50
Dieses Loseblattwerk bietet alles, was man zur Umset-
zung des neuen Gesetzes braucht: Eine kompetente
Kommentierung durch den erfahrenen Richter und
Fachautor Dr.Torsten vonToettecken, sowie eine aktuel-
le und fortlaufend ergänzte Entscheidungssammlung.
Darüber hinaus werden weitere relevante Gesetze in
die Kommentierung einbezogen, die den Umgang mit
dem AGG beeinflussen.
Das AGG wirft bei seiner praktischen Umsetzung eine
Vielzahl von Fragen auf, denen man nur mit fundiertem
Wissen begegnen kann. der Kommentar informiert zu-
verlässig: Alle Diskriminierungsmerkmale werden aus-
führlich erläutert, unzulässige Verhaltensweisen werden
aufgezeigt und die Rechte von Betriebs-/Personalrat,
Beschwerdestellen und Betroffenen werden erklärt.
Personalentscheidungen können so korrekt getroffen
und begründet werden, Diskriminierung wird erfolg-
reich vorgebeugt.
Die übersichtliche Kapiteleinteilung, detaillierte Inhalts-

verzeichnisse und eine alphabetische Schnellübersicht
helfen den Leserinnen und Lesern, sich rasch in den
Texten zurechtzufinden. Die Loseblattform gewähr-
leistet regelmäßige Aktualisierung und eine gut Hand-
habbarkeit des umfangreichen Materials.

Böttcher/Ehmann:
Pass-, Ausweis- und Melderecht in Bayern
40. Ergänzungslieferung,e 61,30

Wilde:
Bayerisches Datenschutzgesetz
16. Ergänzungslieferung,e 53,--

König/Luber u.a.:
Personalpraxis
141. Ergänzungslieferung,e 95,--

Uttlinger u.a.:
Reisekostenrecht in Bayern 09/08
96. Ergänzungslieferung,e 64,--

Lamm u.a.:
VOL Handbuch
24. Ergänzungslieferung,e 67,30

Giehl:
Verwaltungsverfahrensrecht in Bayern
26. Ergänzungslieferung,e 63,--

Schwegmann u.a.:
Bundesbesoldungsgesetz
Kommentar
135. Ergänzungslieferung,e 95,30

Ballerstedt u.a.:
Personalvertretungsgesetz in Bayern
Kommentar
115. Ergänzungslieferung,e 89,20

Keck/Puchta:
Bayerisches Laufbahnrecht
Kommentar
30. Ergänzungslieferung,e 59,60

Schwegmann u.a.:
Bundesbesoldungsgesetz
Kommentar
136. Ergänzungslieferung,e 100,50

Leiß/Poth-Mögele:
EU-Förderprogramme für die öffentliche Hand
25. Ergänzungslieferung

Thimet u.a.:
Kommunalabgabenrecht in Bayern
41. Ergänzungslieferung,e 60,80

Jäde/Dirnberger
Bauordnungsrecht Brandenburg
47. Ergänzungslieferung

Schnabel/Ley:
Öffentliche Auftragsvergabe im Binnenmarkt
27. Ergänzungslieferung,e 53,80

Greimel/Waldmann:
Finanzausgleich
28. Ergänzungslieferung,e 77,90

Keck/Puchta:
Bayerisches Laufbahnrecht
Kommentar
31. Ergänzungslieferung,e 51,--
Jäde u.a.:
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Bauordnungsrecht Thüringen
41. Ergänzungslieferung

Braun/Keiz:
Fischereirecht in Bayern
48. Ergänzungslieferung,e 38,30

Molodovsky u.a.:
Enteignungsrecht in Bayern
39. Ergänzungslieferung,e 79,00

Jäde u.a.:
Bauordnungsrecht Sachsen-Anhalt
46. Ergänzungslieferung

Jäde/Dirnberger:
Bauordnungsrecht Brandenburg
48. Ergänzungslieferung

Boeddinghaus:
Landesbauordnung NRW
Kommentar
63. Ergänzungslieferung

Obermüller:
Gewerbesteuer
27. Ergänzungslieferung,e 76,80

Stegmüller u.a.:
Beamtenversorgungsgesetz
Kommentar
84. Ergänzungslieferung,e 70,50

Greimel/Waldman:
Finanzausgleich
29. Ergänzungslieferung,e 69,80

Böttcher/Ehmann:
Pass-, Ausweis- und Melderecht in Bayern
41. Ergänzungslieferung,e 42,--

Hürholz:
Gemeindliches Satzungsrecht in Praxis und Recht-
sprechung
42. Ergänzungslieferung,e 67,70

Handbuch der IT-Beschaffung
2. Ergänzungslieferung,€58,--

Koch u.a.:
Bayerische Bauordnung
Kommentar
87. Ergänzungslieferung

Thimet u.a.:
Kommunalabgabenrecht in Bayern
42. Ergänzungslieferung

Leiß/Poth-Mögele:
EU-Förderprogramme für die öffentliche Hand
26. Ergänzungslieferung

Schwegmann u.a.:
Bundesbesoldungsgesetz
Kommentar
138. Ergänzungslieferung,e 101,50

Braun/Keiz:
Fischereirecht in Bayern
49. Ergänzungslieferung,e 48,--

Schreml u.a.:
Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in Bayern
95. Ergänzungslieferung,e 54,60

Jäde u.a.:
Bauordnungsrecht Sachsen-Anhalt
47. Ergänzungslieferung

Greimel/Waldman:
Finanzausgleich
30. Ergänzungslieferung,e 66,--

Verlag C. Beck, München

Simon/Busse:
Bayerische Bauordnung
93. Ergänzungslieferung, 03/2009, EUR 27,--

Simon/Busse:
Bayerische Bauordnung
94. Ergänzungslieferung, 03/2009, EUR 24,--

Forum Verlag Herkert GmbH, Merching

StVO für die Paxis auf CD-Rom
151. Update
Art.-Nr. 605051

StVO für die Paxis auf CD-Rom
152. Update
Art.-Nr. 605052

Kommunal- und Schul-Verlag, Walluf

Gesetz über das Landesstrafrecht und dasVerordnungs-
recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung
(Landesstraf- undVerordnungsgesetz – LStVG)

begründet von Prof. Dr. Rudolf Schiedermair und Prof.
Dr. Hans-Günther König, fortgeführt von Ministerialrat
Dr. Burkhard Körner

8. Nachlieferung, Stand Februar 2009
154 Seiten, EUR 26,10, Gesamtwerk: 446 Seiten,
EUR 46,--

Diese Lieferung berücksichtigt Neuregelungen der Art.
20 (Staatliche Parkanlagen), 23 a (Uniform- und politi-
sches Kennzeichenverbot), 29 (Fliegende Verkaufsanla-
gen), 58 (Einschränkung von Grundrechten) und 62
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten) durch Änderung vom
22.07.2008, eine geänderte Rechtslage im Bundes-
bzw. Landesrecht außerhalb des Gesetzes – betrifft ins-
besondere Art. 38 (Verhütung von Bränden) – sowie
Änderungen in der Rechtsprechung (z.B. zum Gefah-
renbegriff oder Aufenthaltsverbot) und Hinweise auf
das beabsichtigte neue Landessicherheits- und Verord-
nungsgesetz.

Wolters Kluwer Deutschland

Leonhardt:
Jagdrecht Bayern
Kommentar
52. Ergänzungslieferung, EUR 48,64

Graß/Duhnkrack:
Umweltrecht in Bayern
120. Ergänzungslieferung, EUR 43,68

Nitsche:
Satzungen zur Wasserversorgung
31. Ergänzungslieferung inkl. kaschiertes Titelblatt,
EUR 52,48

Kommunales Ortsrecht
CD-Rom
17. Ausgabe, EUR 59,--

Parzefall/Ecker:
Kommunales Ortsrecht
32. Ergänzungslieferung inkl. 2 Ordner und Ordner-
schilder, EUR 49,42

Hartinger/Hegemer/Hiebel:
Dienstrecht in Bayern I
148. Ergänzungslieferung inkl. CD-Rom Adress-
manager Öffentliches Dienstrecht und Begleitschrei-
ben, EUR 46,26
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Pressemitteilung 16/2009        München, 25.03.2009 
 

FEUERWEHR-FÜHRERSCHEIN: ERLEICHTERUNGEN STATT BÜROKRATISCHES 
MONSTER! 
 
Gemeindetag fordert Feuerwehr-Führerschein bis 7,5 t 
 

„Der vorgelegte Entwurf des Bundesverkehrsministeriums zur Schaffung eines 
Feuerwehr-Führerscheines zum Fahren von Einsatzfahrzeugen bis 4,25 t ist in der 
Sache völlig unzureichend und die Grundlage für ein bürokratisches Monster“ sag-
te Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl heute in München. „Wenn durch einen 
Sonderführerschein ein substantieller Nutzen für die Freiwilligen Feuerwehren und 
damit auch für die örtliche Gemeinschaft verbunden sein soll, so muss er zum Fah-
ren von Einsatzfahrzeugen bis 7,5 t berechtigen. Die vorgesehene Regelung bis 4,25 
t ist in der Praxis fast wertlos, weil weniger als 5 Prozent der Feuerwehrfahrzeuge 
ein so geringes Gewicht aufweisen.“ Brandl appelliert an den Bundesverkehrsmi-
nister Wolfgang Tiefensee, das Straßenverkehrsgesetz so zu ändern, dass Feuer-
wehrdienstleistende Einsatzfahrzeuge bis 7,5 t zulässigem Gesamtgewicht mit ih-
rem Pkw-Führerschein fahren dürfen.  
 
Das Bundesverkehrsministerium hat Entwürfe eines Gesetzes zur Änderung des Straßen- 
verkehrsgesetzes und der 4. Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung 
vorgelegt, mit dem die Einführung eines „Feuerwehrführerscheins“ geregelt werden soll. 
Um Feuerwehr-Fahrzeuge fahren zu dürfen, müssten danach die Feuerwehrdienstleisten-
den eine zusätzliche Schulung und Prüfung absolvieren, die rund 1.000 Euro kosten wür-
de. „Dieser bürokratische Aufwand steht in keinem Verhältnis zum Nutzen für die Feuer-
wehren“ sagte Brandl. „95 Prozent aller Feuerwehrfahrzeuge sind schwerer als 4,25 t. Der 
Zusatz-Führerschein würde insoweit gar nichts nutzen. Wir wollen deshalb eine Regelung 
für Fahrzeuge bis 7,5 t. In Österreich wird seit vielen Jahren so verfahren. Warum nicht 
auch in Deutschland?“ 
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Pressemitteilung 17/2009        München, 06.04.2009 
 

GEMEINDETAG FORDERT GERECHTE VERTEILUNG DER MITTEL AUS DEM  
KONJUNKTURPAKET II 
 
Brandl: Bezirksregierungen sollen nach einheitlichem System vorgehen 
 

Der Bayerische Gemeindetag erwartet eine faire, gerechte Verteilung der Finanzmit-
tel aus dem Konjunkturpaket II. Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl fordert die 
die Mittel verteilenden Bezirksregierungen auf, mit einem gerechten, objektivierba-
ren Verteilungssystem die zur Verfügung stehenden Mittel an die richtige Adresse 
zu bringen. Es zeichnet sich bereits heute ab, dass die Programme mehrfach über-
zeichnet sind, sodass eine gerechte Mittelverteilung das Gebot der Stunde ist. „Wir 
halten es für unabdingbar, dass sämtliche Regierungen innerhalb des einheitlichen 
Staatsgebiets ein vergleichbares System zugrunde legen. Der Bundesgesetzgeber 
hat eine besondere Berücksichtigung der finanzschwachen Kommunen vorgege-
ben. Diese sollte nicht dadurch unterlaufen werden, dass die Mittel auf vergleichs-
weise wenige Projekte konzentriert werden“ sagte Brandl. „Andernfalls droht die 
Gefahr, dass die Mehrheit der bayerischen Gemeinden leer ausgeht und dadurch 
bei den kommunalen Mandatsträgern Enttäuschung hervorgerufen wird.“ Brandl 
weiter: „Das Konjunkturpaket II soll einen wichtigen Impuls zur Stärkung der Kon-
junktur geben. Das wird nur gelingen, wenn im Kreis der Kommunen eine breite Zu-
stimmung und Zufriedenheit bei der konkreten Ausgestaltung erreicht wird. Dafür 
unabdingbar ist ein gerechtes Verteilungssystem.“ 
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WERBEDRUCKSACHEN • GEBURTSANZEIGEN
HOCHZEITSKARTEN • KALENDER • POSTKARTEN
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